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VORWORT. ' 



Die Zeit des Abschlusses der grossen Handelsverträge 
ist geeignet die Ueberzeugung zu befestigen , dass der 
Schwerpunkt des Völkerrechts heute in den ausdrücklichen 
Vereinbarungen zwischen den Staaten ruht. Aus diesem 
Grunde liegt die Bedeutung zu Tage, welche nicht nur all- 
gemein dem Recht der internationalen Verträge, sondern 
ganz besonders der Lehre von deren Abschluss, der Rati- 
fikation beizumessen ist. Die Ratifikationslehre wurde des- 
halb in völkerrechtlichen Systemen meist berücksichtigt, 
auch wiederholt monographisch behandelt, und zu den ver- 
schiedensten Resultaten geführt; es lässt sich namentlich 
vom 17. Jahrhundert bis auf heute eine mählige Wandlung 
der Ansichten über deren juristische Natur wahrnehmen, 
welche die praktisch wichtigsten Fragen der Lehre, die 
Retrotraktion nämlich und die Verweigerung der Ratifikation, 
wesentlich beeinflusst hat. 

Dass diese Arbeit aufs neue eine theoretische Darstellung 
der Ratifikation unternimmt, entstammt — vom Interesse 
des Themas abgesehen — einem doppelten Bedürfniss. 
Zunächst war es nicht überflüssig, das von der Wissenschaft 
des Völkerrechts bereits Errungene gegenüber Widerspruch 



VI Vorwort 

und Missverständniss festzustellen. Zu dem Ende waren 
die divergirenden Theorien über die juristische Natur der 
Ratifikation vorzuführen und einer Kritik zu unterwerfen, 
ehe eine eigene dogmatische Meinung entwickelt werden 
konnte. Die Untersuchung des Wesens der Ratifikation 
hat ermöglicht solches darunter zu subsumiren, was weder 
ihren Namen noch äusseren Habitus trägt, während einiges 
auszuscheiden war, was — wie die sogenannte irreguläre 
Ratifikation amerikanischer Republiken — nur irrthümlich 
als Ratifikation angesehen wird. Der Klarstellung des Be- 
griffs folgte die Entwicklung seiner Konsequenzen, nament- 
lich hinsichtlich der Pflicht zur Ertheilung der Ratifikation 
und des zeitlichen Beginnes von deren Wirksamkeit. Ein 
Hauptaugenmerk wurde bei dieser internationalen Rechts- 
frage auf Berücksichtigung der ausländischen Literatur und 
darauf gelegt, die positiven Rechtsquellen, auf denen die 
Behauptungen basiren, deutlich erkennen zu lassen. 

Doch auch Neues zu bringen wurde versucht. Die all- 
gemein vorgetragene Lehre von der Verweigerung der 
Ratifikation ist unseres Erachtens hinter der diplomatischen 
Staatenpraxis einen Schritt zurückgeblieben, welchen durch 
Konstatirung eines Gewohnheitsrechts, das (von drei Aus- 
nahmefällen abgesehen) die Verweigerung der Ratifikation 
verbietet, nachzuholen die Wissenschaft nicht zaudern darf 
Vollends kann sich hinsichtlich der Wirkungen der Rati- 
fikation diese Arbeit den dominirenden Meinungen nicht 
anschliessen. Durch die in den modernen Verfassungen den 
Volksvertretungen eingeräumten Befugnisse ist das Kon- 
trahirungsrecht der Krone oder der republikanischen Staats- 
regierungen mindestens modifizirt, durch die Schriften solcher 
Gelehrter, welche den Vertragsabschluss in den Schooss der 
Parlamente verlegten, geradezu in Frage gestellt worden. 
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Die meisten Theorien aber, die im Punkte der Vertrag- 
schliessung eine allgemein gültige Auseinandersetzung der 
Rechte der Regierung und des Parlamentes unternehmen, 
haben den Knoten eben so sehr zerhauen als gelöst. Darauf 
kam es an, den formellen Bestand des Vertrages von seiner 
Wirksamkeit scharf auseinander zu halten, und in Beziehung 
auf letztere zu zeigen, dass in Europa nicht nur ein System 
die Herrschaft behauptet, sondern dass ein ratifizirter Staats- 
vertrag quoad Wirksamkeit bald perfekt,' bald von den ver- 
schiedensten Rechtsbedingungen abhängig erscheint. Das 
wurde, nach Prüfung der wichtigsten Theorien über die 
Bedeutung der parlamentarischen Mitwirkung beim Abschluss 
von Staatsverträgen, in einer allgemeinen theoretischen 
Erörterung und an Hand der Konstitutionen der wichtigsten 
Staaten darzuthun versucht, wobei auch auf die eigenthüm- 
lichen, nicht immer richtig verstandenen , schweizerischen 
Verfassungen Rücksicht genommen wurde. 

Der Zweck der Arbeit war ein wesentlich dogmatischer. 
Aus der grossen Zahl von Lehrmeinungen und einer 
variirenden Staatenpraxis sollten die heut geltenden völker- 
rechtlichen und staatsrechtlichen Sätze über die Ratifikation 
erkannt und dargestellt werden. Dass zum Verständniss 
und als Beleg mancherlei Historisches herangezogen wurde, 
lässt sich denken. 

Soweit in Kürze Gang und Ziel der Abhandlung. Es 
wird sich zeigen, in wie weit Robert von Mohl's Bemer- 
kung, es dürften die Probleme der Ratifikationslehre seit 
Wurm's Abhandlung über dieselbe als gelöst betrachtet 
werden,'^ gerechtfertigt ist. — 



>) (Jeschichte und Literatur der Staatswissenschaften. Erlangen 1855, I, 434. 
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Endlich bleibt mir noch die angenehme Pflicht, meinem 
hochverehrten Lehrer, dem Geheimen Oberregierungsrath 
Herrn Prof. Dr. Hüb 1er, den aufrichtigsten Dank für die 
Förderung auszusprechen, die er in wohlwollendster Weise 
mir während meiner Studien und auch bei dieser Arbeit 
hat zu Theil werden lassen. 

Berlin, im April 1892. 

Der Verfasser. 
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Die juristische Natur der Ratifikation. 

1. Aufkommen und rechtliche Würdigung der Ratifi- 
kation durch die Publizisten. 

§ ^• 
Das moderne Völkerrecht konnte entstehen, nachdem 
eine allem Fremden unduldsam sich verschliessende antike 
Staatsauffassung verschwunden und ein Band gelöst war, 
welches in Form christlich-katholischer Universalmonarchie 
während des Mittelalters die civilisirten Nationen um- 
schlungen hatte. Erst als auf Grund erlangter Selbst- 
ständigkeit und in Anerkennung gegenseitiger Gleich- 
berechtigung die Staaten Europas in Münster und Osnabrück 
sich vereinigten,'^ um ihre weltlichen und kirchlichen Ver- 
hältnisse zu regeln, erst da trat das Völkerrecht im tech- 
nischen Sinne in die Geschichte ein. Doch wie es einer- 
seits nach 1648 noch Staatsmänner gab, denen ein inter- 
nationales Recht unbekannt schien, und eine publizistische 



i) Alle ausser England, Polen und Russland, wenngleich die Unter- 
schriften nur Deutschland, Frankreich und Schweden als Kontrahenten aut- 
weisen. 

Wegmann, Ratifikation. ^ 
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Richtung nie verstummte, allen Elrfol^en juristischer Wissen- 
schaft wie der Thatsache ausgedehnter internationaler 
Rechtsbeziehungen zum Trotz, selbst für die heutigen Tage 
die Existenz eines Völkerrechts in Abrede zu stellen/^ so 
darf andererseits nicht verkannt werden, dass die Anfange 
eines ius inter gentes weit hinter den westphälischen Frieden 
zurückzudatiren sind. Während es genügt auf die gemein- 
samen Regeln im Krieg zwischen griechischen Stämmen, 
auf die allgemeine Uebung der Gesandtschaften, auf ein 
Gast- und Fremdenrecht im Alterthum nur beispielsweise 
hinzudeuten, muss jener Satz in Beziehung auf die Verträg'e 
ganz besonders betont werden. Und zwar sind es vor- 
züglich die Römer, welche, wie die Vertragskenntniss im All- 
gemeinen, so im Besonderen die Lehre vom völkerrechtlichen 
Vertrage vertieften, durch Regelung von Abschluss, Dauer 
imd Aufnebung, und durch eine feine Klassifizirung des- 
selben. Auch diese Untersuchunof hat auf die Zeiten der 
grossen Kodification zurückzugehen, wo die spezielle Frage 
nach der Ratifikation ihren Anfanor nimmt. 

Zum ersten Mal vernehmen wir im Jahre 561, anläss- 
lich des Vertrages zwischen Justinian und dem Perserkönig" 
Kosroes,3^ dass eine Ratifikation ertheilt worden sei. Das 
heisst, der Souverän erklärt ausdrücklich, das in seinem 
Namen von seinem Bevollmächtigten vorbereitete und ab- 
geschlossene Uebereinkommen zu genehmigen. Dieser 
Ratifikation — dann und wann im Empfehlungsschreiben 
an den fremden Souverän oder in der Vollmacht des Unter- 



') Gegen diese Richtung polemisiren unter Anderen Bergbohm, Staats- 
verträge und Gesetze als Quellen des Völkerrechts, Dorpat 1877 in der Ein- 
leitung; und JellinelL, Rechtliche Natur der StaatenvertrUge, Wien 1880. 

3y Bei Barbeyrac, Histoire des anciens traite'z, 1739, II. 195. 
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händlers vorbehalten — mochte man sich häufig bedienen, 
theils um bei Vollmachtsüberschreitung zurücktreten, theils 
um sich Gelegenheit zur eigenen Prüfung der Stipu- 
lationen wahren, theils wohl auch, um einen abgeschlossenen 
Vertrag frivol wieder lösen zu können. So wissen wir 
von einer Ratifikation, welche Eduard I. von England 
einem im Jahre 1296 mit dem Grafen von Flandern ab- 
geschlossenen Bündnisse ertheilte, in welcher er gutzu- 
heissen und zu genehmigen erklärte, was sein Bevoll- 
mächtigter versprochen hatte. Wir kennen unter anderen 
die Ratifikation des Bündnisses von Heinrich VII. und 
Philipp dem Schönen, und Leibniz*^ hat uns mehrere er- 
theilte und in der Vollmacht versprochene Ratifikationen 
aus dem 14. Jahrhundert überliefert. Ursprünglich ging 
mit der weltlichen Bestätigung^^ religiöse Beschwörung^^ des 
Vertrages Hand in Hand, welche in der Neuzeit ab- 
gekommen, während die Ratifizirung selbst zu immer all- 
gemeinerer Anwendung gelangt ist.^^ 

Die Wissenschaft konnte dieser Erscheinung nicht 
gleichgültig gegenüberstehen, und es finden sich deshalb 
schon früh Versuche, die Ratifikation juristisch zu erklären. 



4) In seinem Codex juris gentium diplomaticus i6q3. 

5) Ausdrücke: ratificare, ratum habere, ratum gratum firmum habere, 
approbare, laudare, confirmare; heute meist ratifier, verstärkt durch agreer, 
approuver. 

6) Wurm, Ratifikation von Staatsvertr'ägen in der deutschen Viertel- 
jahrsschrift, Jahrgang 1845, weist auf die Trübung des juristischen Moments 
der Ratifikation in Folge der Vermischung mit religiösen Ceremonien hin. — 
Wohl den letzten Fall, da neben der Ratifizirung auch Beschwörung des Ver- 
trages vorgekommen, bildet das französisch -schweizerische BUndniss vom 
28. Mai 1777. 

7) Neuere Beispiele von Ratifikationsurkunden bei Ch. de Martens, Guide 
diplomatique, 5. Aufl. von GefFcken II. 292. 
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Unter ihnen lassen sich vornehmlich drei Richtungen unter- 
scheiden. 

Eine erste Richtung, vereinzelt von Kanonisten und 
Postglossatoren und vorzüglich von den Begründern der 
Völkerrechtswissenschaft vertreten, operirt mit den Be- 
griffen des Privatrechts. Sie betrachten den bevollmäch- 
tigten Minister als Mandatar des Souveräns; weil er im 
Besitze einer Vollmacht ist, selbst als dazu ausgerüstet, 
den Fürsten wie ein freier Stellvertreter direkt zu obligiren.^^ 
Ist das Staatsoberhaupt aber durch die Handlungen des 
Bevollmächtigten bereits gebunden, so ergiebt sich, folgern 
jene, die Ratifikation als etwas Ueberflüssiges, Nichts- 
sagendes; und nur dann kann sie als nothwendig gelten, 
falls sie ausdrücklich vorbehalten ist.^^ Letzteres gilt aber 
für jede condicio facti, von welcher die Parteien das Entstehen 
eines Rechtsgeschäfts abhängig machen und welche sonst 
nicht zu seinem Wesen gehört. Die Annahme, es müsse die 
Ratifikation erst ausdrücklich vorbehalten sein, vermag da- 
her, so wenig als der von Phillimore'°^ angeführte Fall, dass 



8) Sohm, Institutionen des römischen Rechts, Leipzig 1889, pag. 295. 

9) So Hugo Grotius, De jure belli ac pacis, lib. II cap XV. § 17. Pufen- 
dorf, De jure naturae et gentium, lib. III. cap. IX § 2. Klüber, Droit des gens 
moderne de PEurope, Paris 1831. Von Neuern Dudley-Field, International 
Code. New-York 1872, und Phillimore, Commentaries upon international Law, 
London 1871—80. Dieser sagt pag. 75: >Though it is now usual to reserve the 
final settlement of a Treaty negotiated by ambassadors for the Ratification of 
the Govemments whom thy represent, yet that if the negotiator is a Plenipo- 
tentiary, such Ratification cannot be held essential to the validity of a Treaty, 
unless the necessity for it has been expressly reserved in the powers given to 
the ambassador, or, unless, as usually happens, it be subject of stipulation in 
the Treaty itself.« Ebenso Bluntschli, Das moderne Völkerrecht, Nördlingen 1868, 
Art. 419. ,^ 

10) A. a. O. II p. 65. Hier vermengt übrigens Phillimore die allen Rechts*' 
geschUften gemeinsame ratihabitio bei negotiorum gestio mit der nur bei Ver- • 
trägen des Völkerrechts vorkommenden Ratifikation. 
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der Unterhändler kein Bevollmächtigter war, die Ansicht 
dieser Publizisten zu beeinträchtigen, dass regelmässig in 
den Handlungen des bevollmächtigten Ministers der Ver- 
tragsabschluss liege, und nachfolgende Ratifikation juristisch 
ein nullum sei. Auf diesem Standpunkt stehend, bezeichnet 
Albericus Gentilis die Ratifikation wie die geheime In- 
struktion als unlauteres Mittel, den klaren Sinn der Voll- 
macht zu trüben."^ Ebenso lässt Hugo Grotius den völker- 
rechtlichen Auftraggeber gleich einem Mandanten ver- 
pflichtet werden."^ Wenn Grotius dann in der Ertheilung 
allgemeiner Vollmachten einen doppelten Willen sieht, auf 
die Obligirung des Bevollmächtigten, speciell zur Beob- 
achtung der Instruktion (arcana mandata) einerseits ge- 
richtet, andererseits auf eigene Verpflichtung zielend, alles 
zu ratifiziren, was immer der Plenipotentiar im Rahmen 
seiner offenen Vollmacht vereinbaren wird,'^^ so kann bei 
dieser Gebundenheit des Souveräns und seiner unbedingten 
Vertretung durch den Bevollmächtigten die Ratifikation 
juristisch nur als leere Form, höchstens der Bekräftigung 
oder Erläuterung dienend, erscheinen. 

Eine zweite Richtung hält die Ratifikation für ein Er- 
forderniss der Vertragsgültigkeit, ohne näher zu bestimmen, 
ob die Ratifikation oder die Handlung der Bevollmächtigten 
oder beides zusammen den Vertragsabschluss bewirkt. Sie 



") Albericus Gentilis, De jure belli, III 14: »Sic legati Florentini 
obligant se et civitatem ex mandato. At ait civitas postea, illud de mandato 
ita fieri apud eos ex more: verum nihil esse antea ratum quam magna probasset 
concio civitatis factum. Eccui poteris mandato credere si ratio ista recipitur?« 
Aehnliche Stellen im gleichen Kapitel. 

") Hugo Grotius, A. a. O. lib. II cap. XI. § 12: »Sed per hominem 
alterum obligamur, si constet de voluntate nostra qua illum elegerimus, ut 
instrumentum nostrum ad hoc speciatim aut sub generali notione« u. s. f. 

x3) A. a. O. lib. II cap. XI § 12. 
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ist zum Beispiel vertreten durch Bynkershoek, Schmalz^ 
Vattel, G. F. de Martens'*^ und Heffter/^) welcher die 
Ratifikation als Erklärung der Bündigkeit des bereits ge- 
schlossenen Vertrages, dessen Vollziehung noch suspendirt 
ist, auffasst. 

Die dritte in England von Wildman'^^ und bereits flinf 
Jahre zuvor in Deutschland von Wurm'^^ ausführlich be- 
gründete Theorie erblickt in der Ratifikation das Essentielle 
des Vertragsschlusses. Obwohl nicht immer mit wünschens- 
werther Klarheit,'^^ sind die meisten Neueren dieser Theorie 
beigetreten, welche in die Ratifikation das entscheidende 
Moment des Vertragabschlusses verlegt. Indessen in der 
Rechtfertigung der gemeinsamen Ansicht herrscht Uneinig- 
keit, indem die Nothwendigkeit der Ratifikation von 
Einigen auf die Unveräusserlichkeit der Souveränität,*^ 



14) Er hUlt die Ratifikation, wenn auch nicht nach natürlichem (!), so 
doch nach positivem Völkerrecht ftJr geboten, liv. 1 chap. 2. § 48. 

15) Bynkershoek, Quaestiones juris publici, Lugd. Batav. 1737; Schmalz, 
Europäisches Völkerrecht, Berlin 1817; Vattel, Droit des gens. Neuchatel 1777; 
G. F. de Martens, Precis du droit des gens, Paris 1831: Heffter, Europäisches 
Völkerrecht, Ausgabe von GefFcken, Berlin 1888. 

16) Wildman, Institutes of International Law, London 1850 I. § 172. 

17) Wurm, in der S. 3 A. 6 angef. Abhandlung. 

18) Zum Beispiel: Pradier-Fodere', Traite' du Droit International public, 
Paris 1885: »La ratification est Tacceptation formelle par le chef de l'l^tat du 
traite conclu par ses plenipotentiaires.« Dann wieder: »Dans la doctrine 
actuelle la ratification est considere'e comme ge'ne'ralemeht indispensable pour 
donner au traite sa consecration et lui procurer sa force obligatoire.« II 767 
und 789. 

19) Zum Beispiel: Amari, Elementi di diritto internazionale, Mailand 1875 
pag. 758: »II conchiudere trattati e una funzione sovrana, la piü interessante 
forse, e se quella e dalla costituzione attributa al principe, egli non puo ad 
altri trasferirla, come il magistrato che non püo investire un altro di diritto di 
giudicare, che la legge a lui solo accorda.« Uebereinstimmend Jellinek, Die 
rechtliche Natur der Staatenverträge, pag. 54. 
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von der Mehrzahl der Schriftsteller auf ein Gewohnheits- 
recht basirt wird, welches die Ratifikation auch ohne be- 
sondere Erwähnung von Seiten des Souveräns oder seines 
Unterhändlers als vorbehalten gelten lässt. 

Endlich muss der Vollständigkeit halber schon hier 
eine Ansicht von Zorn erwähnt werden, die besondere 
Wege verfolgt.^^ Die Ratifikation bezeichnet er als den 
»Imperativ an die Staatsangehörigen, den Vertrag zu be- 
obachten«, und nennt die Ratifikation bei Staatsverträgen 
genau den nämlichen Rechtsakt wie bei Gesetzen die 
Sanktion."> =^^ 



2. Kritik der angeführten Theorien. 

§ 2. 

Haben die ältesten Publizisten die Natur der Ratifika- 
tion erkannt? Sofern sie den Vertrag unbedingt mit der 
Ministerunterzeichnung für perfekt und die Ratifikation juri- 
stisch als ein nullum betrachten, setzen sie sich thatsächlich 
mit einem internationalen Gewohnheitsrecht in Widerspruch ; 
aber auch ihre juristische Argumentation ist nicht schlüssig. 
Denn um Rechtssätze analog auf ein anderes Gebiet an- 
wenden zu können, muss eine gewisse Gleichheit der Ver- 



20) In der Tübinger Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft, 1880, 
und in seinem Staatsrecht des Deutschen Reiches, Berlin und Leipzig 1883. 

2») Ein näheres Eingehen auf die Zorn'sche Theorie scheint erst im Ab- 
schnitt, der die Modifikationen der Ratifikationslehre im konstitutionellen Staat 
behandelt, angezeigt. § 17. 

aa) Zwar keine wissenschaftliche Richtung, wohl aber ein verbreiteter, 
sinnverwirrender Sprachgebrauch, der unter Ratifikation alle jene verschieden- 
artigsten Fälle zusammenfasst, wo es sich im Öffentlichen Recht um eine Ge- 
nehmigung oder nachträgliche Gültigmachung oder Inkraftsetzung handelt, ver- 
dient wohl nicht, einer näheren Prüfung unterzogen zu werden. 
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hältnisse vorliegen , ^^ welche bei näherer Betrachtung 
zwischen dem Mandat des Privatrechtes und dem völker- 
rechtlichen Auftrag zur Eingehung eines Staatenvertrages 
nicht besteht. Während beim Mandat Auftraggeber und 
Beauftragter Subjekte des Privatrechtes sind, wissen wir, 
dass das Völkerrecht nur die Staaten als Subjekte kennt; 
der Souverän ist nur das oberste Organ des Staates, das 
als solches nicht die gleiche, sondern die Berechtigung des 
Herrschers gegenüber dem Bevollmächtigten besitzt. Ein 
wesentlicher Unterschied besteht ferner in den auf dem 
Spiele stehenden Interessen, welche im Privatrecht meistens 
in Vermögenswerthen auszudrücken und deshalb überseh- 
barer als jene Potenzen des öffentHchen Lebens sind, deren 
idealere und stetem Wechsel unterworfene Natur eine so 
konkrete Fassung der Vollmachten und Aufträge wie im 
Privatrecht regelmässig zur Unmöglichkeit machen wird. 
Auch ist die substanzielle Ungleichheit des obligatorischen 
Privat Vertrages und des Uebereinkommens souveräner 
Staaten, das selbst Rechtsnormen aufzustellen vermag, '^ un- 
erkennbar. Endlich unterscheidet sich qualitativ die Voll- 
macht des privaten von derjenigen des Völkerrechts; dort 
ein einheitlicher Willensakt, besteht sie hier aus mehreren 
sich gegenseitig modifizirenden Erklärungen, von denen 
diejenige, die technisch Vollmacht schlechthin genannt 
wird, nur einen Theil ausmacht. 3) Und in gleicher Weise, 
wie die Anwendung der privatrechtlichen Mandatstheorie 
auf das Völkerrecht ungerechtfertigt ist, würde die Konstruk- 



i) Demburg, Pandekten 1888. I. § 38. 
a) Vergl. Bergbohm, a. a. O. pag. 79. 

3) Ueber Bedeutung und gegenseitiges Verhältniss von Vollmacht und 
Instruktion näheres unter Ven^'eigerung der Ratifikation. § 10. 
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tion einer juristischen Stellvertretung zwischen Souverän 
und bevollmächtigtem Minister unserer modernen Staatsauf- 
fassung durchaus widerstreiten. 

Aber auch gegenüber der zweiten der in § i gezeich- 
neten Richtungen muss betont werden, dass sie sich von 
den Fesseln der privatrechtlichen Theorie nicht frei zu 
machen wusste. So lange die Ratifikation nur, wie z. B. 
Heffter es thut, als Erklärung der Bündigkeit des bereits 
geschlossenen Vertrages ausgegeben wird, besitzt nach der 
Ansicht dieser Schriftsteller der Bevollmächtigte die Fähig- 
keit, den Souverän wie ein Mandatar den Mandaten zu ver- 
pflichten; es trifft deshalb dasjenige zu, was über die 
Publizisten der ersten Richtung bemerkt wurde. Es ist 
ferner nicht richtig, dass die Ratifikation das Inkrafttreten, 
den Moment der Vollziehbarkeit des Vertrages bedeute; 
weil nach gleichmässiger Gewohnheit nicht die Ratifikation 
als solche, sondern der Zeitpunkt hierfür massgebend ist, 
welchen die Parteien vertragsmässig bestimmt haben. ^^ 

Den Resultaten der dritten, Wildman'schen Theorie 
tritt diese Abhandlung bei, wie der folgende Paragraph 
zeigen wird. Nur ist gegenüber der Beweisführung der- 
jenigen Schriftsteller, welche die Ratifikation als Vertrags- 
abschluss deshalb erklären, weil letzterer ein der Souverä- 
nität immanentes und deshalb unveräusserliches Recht sei, 
zu erinnern, dass, wenn das Vertragsschliessungsrecht auch 
gewiss nicht cedirt, es doch der Ausübung nach auf einen 
Andern übertragen werden kann; so dass dies also kein 
genügender Beweis dafür ist, dass die Ratifikation den 
Vertragsabschluss bedeutet. ^^ 

4) Vergl. § 13. 

5) Ebenso Seligmann, Abschluss und Wirksamkeit der Staatsverträge, 
JFreiburg 1890, pag. 26. 



lO !• ^^^ juristische Natur der Ratifikation. 



3. Eigene Darstellung des Wesens der Ratifikation. 



I. Der Souverän wird selten in der Lage sein, persön- 
lich die Unterhandlungen bis zur definitiven Fixirung eines 
Staatenvertrages führen zu können.'^ Darum muss er sich 
regelmässig einer Vertfauensperson bedienen, die er in 
seine Ideen einweiht und für ihn handeln lässt; doch 
nicht in der Weise, dass aus den Handlungen des Bevoll- 
mächtigten unmittelbare Rechtswirkungen für den ver- 
tretenen Souverän entsprängen. Die Wichtigkeit der 
Staatsinteressen empfiehlt eine Einrichtung, wonach der 
Bevollmächtigte nur als Werkzeug thätig ist und der 
Souverän selbst Kontrahent bleibt. Demnach ist alles, 
was der Minister an Vertragsbestimmungen aufstellt, nur 
ein Entwurf ^\ Vorschläge an seinen Herrn, der allein 
Parteierklärungen abzugeben vermag. Ferner aber be- 
deuten die Ministerstipulationen eine O f f e r t e, welche jeder 
Bevollmächtigte namens seines Souveräns dem Herrscher 
des anderen Staates unterbreitet, freilich ohne selbst an 
dieselbe, welche erst der Genehmigung durch den eigenen 
Herrn bedarf, gebunden zu sein. Genehmigung des Ent- 
wurfs nun, den der eigene Bevollmächtigte ausgearbeitet, 
und Annahme der gemeinsam ausgearbeiteten Offerte liegt 



«) In diesem Fall wird der Vertrag perfekt mit der Willenseinigimg der 
Souveräne; für einen Vorbehalt der Ratifikation ist hier kein Grund vorhanden. 
So schon Wicquefort, T Ambassadeur et ses fonctions, 1680. II. 378. Eines der 
neuesten Beispiele für solches Paktiren ist der Friede von Villafranca von 1859, 
in mündlicher Besprechung zwischen den Kaisern von Frankreich und Oester- 
reich geschlossen. 

2) Nur der Souverän kann »ratificare«, »ratum facere« Gültiges schaffen. 
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beides im Akte der Ratifikation : was mein Bevollmächtigter 
mir im Entwurf unterbreitet, erhebe ich nun zu meinem 
souveränen Vertragswillen und acceptire auf diese Weise 
die Offerte des fremden Staates. Geben alle Kontrahenten 
diese Erklärung ab, so ist, weil Willensübereinstimmung 
besteht, nun der Vertrag geschlossen. Die Ratifika- 
tion bedeutet bindende Willenserklärung 
gegenüber dem Mitkontrahenten; der Aus- 
tausch der Ratifikationen bedeutet den inter- 
nationalen Vertragsabschluss, 3) 

Dieser Rechtssatz hat sich durch Gewohnheit all- 
mählich ausgebildet, und nicht nur für die Fälle, wo die 
Ratifikation in der Vollmacht oder im Ministerentwurf vor- 
behalten ist. Ein solcher Vorbehalt bezeichnet heut keine 
Ausnahme (wie die älteren Publizisten meinten), sondern 
dokumentirt — in juristisch unerheblicher Weise — die all- 
gemeine Regel, dass erst in der Ratifikation die Parteier- 
klärung liegt. Zu dieser Auffassung haben sich im Wesent- 
lichen die berufensten Praktiker der Neuzeit bekannt, *^ und 
in der Wissenschaft ^^ wird sie von einer überwiegenden 



3) Treffend bemerkt Seligmann, Beiträge zur Lehre vom Staatsgesetz und 
Staatsvertrag II, 36: »Dafür, dass die Staatsvertr'äge erst durch die Ratifikation 
auch in ihrem äusseren Bestände zur Entstehung gelangen, fUllt der Umstand 
schwer in die Wagschale, dass diejenige Absicht der Parteien, welche dieselben 
bei der Ratifikation haben, für die Auslegung dann schliesslich massgebend ist, 
falls diese Absicht von derjenigen, welche die Unterhändler bei dem Abschluss 
der Vonerhandlungen vertraten, abweicht.« 

4) Es genügt an die Rede Guizots im französischen Abgeordnetenhause 
vom I. Februar 1843 zu erinnern, in welcher der Minister sagt: »J'avais soutenu 
qu'aucun traite' n'etait conclu et complet avant d'avoir ete' ratifie'.« Unten S. 25. 

5) Beispielsweise von Deutschen: Laband, Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, Freiburg 1888; Proebst, Abschluss völkerrechtlicher Verträge, in den 
Annalen des Deutschen Reiches, Leipzig 1882; Geffcken, in den Noten zu Heffter's 
Völkerrecht; Neumann, Grundriss des Völkerrechts, Wien 1885; Jellinek, 
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Mehrzahl von Gelehrten vertreten. Als praktischer Vorzug- 
dieser Auffassung darf unter Anderen die Leichtigkeit der 
Konstatirung einer Instruktionsüberschreitung genannt werden; 
während im Fall, dass Verträge schon mit der Minister- 
signatur perfekt würden, solche Prüfung nicht mehr möglich 
wäre oder höchstens zu einer schwierigen ex post Auf- 
hebung des Vertrages führen könnte. 

IL Immerhin haben die neueren Publizisten ausnahms- 
weise gelten lassen , was den älteren als Regel erschien : 
dass es — meist erwähnt man Waffenstillstands- und 
Ranzionirungsverträge eines kommandirenden Generals — 
Fälle gibt, wo internationale Verträge thatsächlich ohne 
Ratifikation gültig geschlossen werden. Man hat versucht, 



a. a. ü.; Oppenheim, System des Völkerrechts, Leipzig 1866; Unger, lieber die 
Gültigkeit von StaatenvertrUgen in GrUnhut's Zeitschrift Band VI, Wien 1879: 
Holtzendorff, im Völkerrecht des systematischen Theiles seiner EncyclopUdie, 
Leipzig i889;Gessner, unter »Vertragsrecht« in HoltzendorflPs Völkerrecht, Ham- 
burg 1887; Berner, »StaatsvertrUge<^ in Bluntschlis Staatswörterbuch Band IX. 
632; Wurm, »Ratifikation« in der Deutschen Viertel jahrsschriftf (obwohl er 
pag. 210 sagt, dass Niemand zugeben werde, den durch die Minister unter- 
zeichneten Vertrag einen Entwurf zu nennen); StÖrk, »Staatsverträge« in 
StengePs Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, Freiburg 1890; Selig- 
mann a.a.O.; Gareis, Institutionen des Völkerrechts, Giessen 1888; Bulmerincq, 
»Ratifikation« in Holtzendorff's EucyclopUdie , alphabetischer Theil, III i, 
Leipzig 1881. Von Franzosen: Mably, Droit public de PEurope, Paris 1747 
Pradier-Fodere, Traite de droit International public, Paris 1885. Von Italienern: 
Fiore, Trattato di diriito internazionale publico, Turin 1879 — 84; Amari, Ele- 
menti di diritto internazionale, Mailand 1875. Von Schweizern: Rivier, Völker- 
recht, Stuttgart 1889; Blumer- Morel, Schweizerisches Bundesstaatsrecht Band III, 
Basel 1887. Von Niederländern, wenn auch ungenau: Ferguson, Manuel of 
international Law, for the use of navies, colonies and consulates, Hongkong 
1884. Von Russen: Fr. v. Martens, Völkerrecht, Bergbohm^s Ausgabe, Berlin 
1883. Von Britten: Wildman, Institutes of International Law, London 1849 
bis 1850; Hall, Treatise on international Law, OxfordJi88o; Twiss, The rights 
and duties of Nations in time of peace, Oxford 1884. Von SUdamerikanern: 
Calvo, Derecho internacional teorico y pratico, französ. Ausgabe 1888. Aus den 
Vereinigten Staaten: Wharton, Commentaries on Law, Philadelphia 1884; 
Wheaton, Elements of international Law, Philadelphia 1836, französ. Ausgabe 
1874; Halleck, Elements of international Law, London 1878. 
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diese die Regel durchbrechenden Ausnahmefälle erschöpfend 
aufzuzählen ; doch hat sich keine gemeinsame Ueberzeugung 
unter den Publizisten bilden können, und den einzelnen An- 
sichten ^^ ist grosse Willkürlichkeit nicht abzusprechen. 
Deshalb mag die folgende Konstatirung genügen. Während 
die solennen und wichtigen Verträge nur durch Ratifikation 
eingegangen werden, hat sich ein internationales Gewohn- 
heitsrecht dahin gebildet, dass zum Abschluss untergeord- 
neter Uebereinkommen der internationalen Verwaltung (z. B. 
über Zulassung zum Armenrecht, über Anerkennung der 
Schiffsvermessungspapiere) und von Kriegs vertragen minderer 
Tragweite das betreffende Ministerium, der kommandirende 
General völkerrechtlich legitimirt ist 7); indem, wie Bulme- 
rincq ^^ und die Meisten sich ausdrücken, die Ermächtigung 
zum definitiven Abschluss für jene Personen und Aemter 
schon in ihrem allgemeinen, ihre Stellung begründenden 
Kommissorium gewissermassen als stillschweigende Voll- 
macht sich befindet. Die ratio dieses Gewohnheitsrechtes 



6) Eine kurze Uebersicht derselben giebt ßulmerincq in Holtzendorff 's 
Rechtslexikon, III. i, pag. 258. 

7) Dieser Fall, wo Ratifikation überhaupt nicht nöthig, ist von der in 
§ 5 geschilderten delegirten Ratifikation zu unterscheiden, bei welcher die 
Verträge wohl der Ratifikation bedürfen, wenn auch statt des Souveräns ein 
Anderer, unter Umständen der Unterhändler sie ertheilt. Beides vermengt 
Bemer »Ratifikation von Staatsverträgen« in ßluntschlis Staatswörterbuch, 
wenn er sagt: »Giebt man dem Bevollmächtigten eine sehr scharf umgrenzte 
Vollmacht, vielleicht schon den genau ausgearbeiteten Entwurf eines Ver- 
trages, so kann man ihn ermächtigen, im Namen seiner Regierung auf deren 
Ratifikationsrecht zu verzichten und die sofortige unbedingte Geltung des Ver- 
trages zu erklären. Dann freilich sinkt die spätere Unterzeichnung des Souve- 
räns zu einer blossen Form herab.« Ist in Folge Verzichts oder irgend welcher 
anderer Gründe die Ratifikation überflüssig, so giebt es überhaupt keine spätere 
Unterzeichnung des Souveräns mehr, sondern der Vertrag wird mit den Hand- 
lungen der Minister perfekt. 

8) In Holtzendorff's Rechtslexikon III. i. pag, 258. 
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liegt offenbar, wie schon Holtzendorff*^) angedeutet hat, darin, 
dass gewisse Verträge, deren sofortiges Inkrafttreten Noth 
thut, durch die erst einzuholende Ratifikation eine von den 
Parteien nicht gewollte Verzögerung erleiden würden. 
Darüber entscheiden zu wollen, wie weit diese Ermächtigung" 
einem bestimmten Ministerium in einem bestimmten Staate, 
einem General in concreto zukomme, dürfte eine Ver- 
kennung der Ziele einer allgemeinen theoretischen Dar- 
stellung sein. 



9) Holtzendorfi Völkerrecht § 43, im systematischen Theil seiner Ency- 
clopädie. 



II. 



Form und Arten der Ratifikation. 

1. Die Form. 

§ 4. 

Weder durch Vereinbarung unter den europäischen 
Staaten noch gewohnheitsrechtlich wird für die Ertheilung 
der Ratifikation eine bestimmte Form verlangt. Doch ist 
es die Uebung der Kontrahenten, regelmässig nach folgen- 
dem Schema zu verfahren, welches im Lauf der Zeit kaum 
g-ewechselt hat. 

Wenn die Vertragsakten allseitig durch die bevoll- 
mächtigten Minister unterzeichnet sind, wird das Instrument 
in je einem Exemplar den kontrahirenden Staatsregierungen 
zugestellt. Letztere bringen innerhalb verabredeter Frist 
g'egenseitig Urkunden zusammen, welche den Vertragstext, 
die Erklärungen der Souveräne, dass sie diese Abmachung 
gntheissen und ratifiziren, ihre Unterschriften und die Staats- 
siegel enthalten. Nach Verifizirung dieser sogenannten 
Ratifikationsurkunden tauschen die Kontrahenten dieselben 
durch ihre bevollmächtigten Minister oder durch einen Me- 
diator aus, von dessen bons offices man Gebrauch macht; 
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oder es werden, wie man in neuster Zeit öfters verfahren, 
die Dokumente im Archiv des Staates niedergelegt, auf 
dessen Territorium die Unterhandlungen stattgehabt, worüber 
von den Bevollmächtigten ein Protokoll aufzunehmen, und 
zu unterzeichnen, und dessen beglaubigte Abschrift jeder 
kontrahirenden Macht zuzustellen ist. '^ 

Das geschilderte Verfahren erleidet Modifikationen in 
den Fällen, wo statt des Souveräns =^ ein von diesem Be- 
auftragter (sei es der zur Feststellung des Vertragstextes 
Bevollmächtigte oder sonst ein hoher Beamter) die Rati- 
fikation ertheilen muss. Diese brauchen ihrer Selbst- 
verständlichkeit halber nicht weiter angefiihrt zu werden. ^^ 



2. Die Arten. 

§ 5- 

Man hat von direkt ausgeübter und übertragener, von 
bedingter und unbedingter, von regulärer und irregulärer, 
von ausdrücklicher und stillschweigender und von einer 
Ratifikation durch konkludente Handlungen gesprochen. 

Die erste Unterscheidung, wie den Geschäftsakt selbst, 



1) Die Generalakte der Berliner Kongo-Konferenz vom 26. Februar 1885 
wurde in dieser Weise ratifizirt; § 38, Abs. 5: Les ratifications de toutes las 
Puissances resteront de'posees dans les archives du Gouvernement de PEmpire 
d'Allemagne. Lorsque toutes les ratifications auront e'te' produites, il sera dresse 
acte du de'pot dans un protocole qui sera signe par les Representants de toutes 
les Puissances ayant pris part ä la Conference de Berlin et dont une copie 
certifiee sera adressce ä toutes ces Puissances. 

2) Ueber die Fälle der delegirten Ratification § 5 im Anfang. 

3) Bei Verträgen, welche keiner Ratifikation bedürfen (§ 3 II), [ist die 
Form ihres Abschlusses entweder Unterzeichnung eines gemeinschaftlichen 
definitiven Vertragsinstrumentes durch die Bevollmächtigten oder Auswechslung 
einseitiger durch die kontrahirenden Aemter ausgestellter Urkunden. 
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ebenso das Recht zu seiner Errichtung betreffend, ruht 
auf dem Gedanken, dass regelmässig das Staatsoberhaupt, 
ausnahmsweise ein Beamter zu ratifiziren habe, welchem 
das Recht hierzu vom Souverän übertragen worde n sei. '^ 
Dass der Souverän vorübergehend (meist wohl zwecks 
raschen Handelns oder vereinfachter internationaler Ver- 
waltung) mit der Ratifikation einen Beamten betrauen 
dürfe, zum Beispiel für Kartelle, Kapitulationen, Ranzio- 
nirungsverträge einen Armee-Kommandeur, und dass ferner 
innerhalb . bestimmter Grenzen die Ratifikationsbefugniss 
dauernd Centralstellen eines Reiches, zum Beisp iel dem 
Postministerium, oder Gouverneuren entlegener Provinzen 
übertragen werden könne, gegen beides hat Niemand 
Widerspruch erhoben, der darin nicht Cession eines unver- 
äusserlichen Rechts, sondern richtigerweise nur Ueber- 
tragung der Ausübung desselben erblickt. ^"^ Letztere, schon 
aus allgemeinen juristischen Gründen regelmässig zulässig, 
ist bei den Befugnissen des Staatsoberhauptes — bis auf 
wenige Ausnahmen — deshalb um so eher zu gestatten, 
als es diesem thatsächlich unmöglich ist, alle seine 
souveränen Rechte, wie Kommando über Flotte und Heer, 
diplomatische Vertretung nach aussen, Ernennung der Be- 
amten, in Person auszuüben. Allerdings hat man sich 
im konkreten Fall zu fragen, ob ein Reichspostministerium, 
eine Staatseisenbahnverwaltung , ein russischer Ge neral- 
gouverneur in Sibirien oder Turkestan, ein englischer 
Vizekönig von Indien, der innerhalb seines Ressorts selbst- 



Hier ist nicht an den Verweser oder Regenten eines Landes zu denken 
welcher nicht auf Grund von Delegation, sondern kraft eigenen Rechts ratifizirt 

2) Ein Beispiel ist die Ratifikation des russisch-französischen Vertrages 
vom Jahre 1801 durch Graf Morkow namens des Kaisers Alexander I. 

We^^mann, Ratifikation. ^ 
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Ständig Verträge schliesst, dies kraft übertragener Ratifi- 
kationsbefugniss oder aus dem Grunde thut, weil aus Zweck- 
mässigkeitsrücksichten für gewisse Abkommen keine Rati- 
fikation ^^ gefordert wird.'»^ Die Unterscheidung von direkt 
ausgeübter und übertragener Ratifikation ist demnach wohl 
aufrecht zu erhalten. 

Zu verwerfen aber ist diejenige von bedingter und 
unbedingter, von regulärer und irregulärer Ratifikation 
(»irreguläre Ratifikation« bedeutet den französischen Ge- 
lehrten eine bedingte oder durch Hinzufiigung oder Weg- 
lassung einzelner Bestimmungen modifizirte Ratifikation). 
Die Begriffe »bedingte oder irreguläre Ratifikation« ent- 
halten eine contradictio in adjecto, indem der Souverän ja 
gerade dadurch den Willen des Unterhändlers nicht zum 
seinigen macht, ihn nicht ratifizirt, dass er denselben auf 
irgend welche Weise anders haben will. Die Ratifika- 
tion im technischen Sinn ist stets regulär, stets 
unbedingt. Doch handelt es sich, sobald Beispiele von 
bedingter oder irregulärer Ratifikation in der diplomatischen 
Praxis vorgekommen sind,^) darum, dieselben juristisch zu 
erklären. Für uns liegt in einer »bedingten oder irregu- 
lären Genehmigung« nach dem Gesagten Verweigerung 
der Ratifikation der Ministerstipulationen, verbunden mit 



3) Vergl. § 3. II. 

4) Vergl. Fr. v. Martens, Völkerrecht I. 397. 

5) Namentlich central-amerikanische Republiken haben im letzten Jahr- 
zehnt wiederholt irregulär ratifizirt. Vergl. auch Galvo, Droit internatio- 
nal I 655. Ein ehemals viel besprochenes Beispiel aus der deutschen Geschichte 
ist die braunschweigische bedingte Ratifikation der Stipulationen vom 21. De- 
zember 1840, betreffend die Verlängerung des hannover - Oldenburg - braun- 
schweigischen Steuervereins. — Rivier, Völkerrecht 319: Die Ratifikation muss 
eine bedingungs- und vorbehaltslose sein. 
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einer neuen Offerte behufs unmittelbaren Vertragsabschlusses 
zwischen den Staatsoberhäuptern. 

Anzuerkennen ist wiederum, dass durch konkludente 
Handlungen dem Vertrag die souveräne Genehmigung er- 
theilt werden kann/^ zum Beispiel durch staatsrechtliche 
Inkraftsetzung der Stipulationen; obwohl ein derartiges 
Verfahren wegen der damit verbundenen Unsicherheit 
selten sein dürfte. In solcher Ratifikation ist dann nach 
allgemeinen Regeln keine stillschweigende, sondern eine 
ausdrückliche Willenserklärung zu erblicken. 

Indessen eine » stillschweigende ^^ Ratifikation«, welche 
in der Hitze des Gefechtes von Vertretern der absoluten 
Nothwendigkeit der Ratifikation für die Fälle fingirt wurde, 
wo Verträge augenscheinlich ohne solche eingegangen 
sind,^^ ist wohl von Niemandem ernstlich zu rechtfertigen 
versucht worden. Denn während sonst nur diejenigen 
Verträge als ratifizirt — und damit nach der Ansicht der 
Neuern als geschlossen und gültig anzusehen sind — denen 
die Ratifikation ausdrücklich ertheilt ist, könnten im Fall 
prinzipieller Einräumung stillschweigender Ratifikation alle 
jene Verträge als auf solche Weise ratifizirt gelten, bei 



6) Berner, in Bluntschlis Staatswörterbuch: »Unzweifelhaft kann die 
Ratifikation auch durch konkludente Handlungen schweigend ertheilt werden.« 
Ebenso Grotius, Vattel, Heffter, Wheaton. 

7) Stillschweigen bedeutet hier Passivität des zur Ratifikation berechtigten 
Souveräns. Weil dieses Schweigen mit demjenigen eines Kontrahenten des 
Privatrechts auf die Offerte seines Gegenkontrahenten hin nicht identisch ist, 
dürfen die von der Privatrechtswissenschaft ausgebildeten Theorien darauf nicht 
angewendet werden, namentlich auch nicht der Satz: qui tacet consentire vide- 
tur ubi loqui potuisset et debuisset. — Wharton, Commentaries on Law, erklärt 
sich § 158 Anmerk. i für die Möglichkeit stillschweigender Ratifikation. 

8) § 3 n. 
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welchen der Souverän nicht ausdrücklich seine Nicht- 
genehmigung kund gethan hat. Ganz abgesehen von der 
Schwierigkeit, dann den Moment der beiderseitigen Rati- 
fikationsertheilung festzustellen, und den zahlreichen Prä- 
sumptionen, die in unsere Lehre einzufügen wären, darf 
das Phantom der stillschweigenden Ratifikation als durch 
die internationale Uebung nicht anerkannt betrachtet werden. 



III. 



Die Verweigerung der Ratifikation. 

1. Theorie der Unzulässigkeit der Verweigerung. 

§6. 

Die bestrittenste Frage in der Ratifikationslehre ist 
diejenige, ob eine Pflicht zur Ertheilung der souveränen 
Genehmigung oder Freiheit ihrer Verweigerung bestehe. 
Die ältesten Publizisten — sofern ihnen nicht überhaupt 
die Ratifikation eine leere, juristisch so irrelevante Forma- 
lität bedeutete, dass auf die Vertragsperfektion weder ihre 
Ertheilung noch Versagung einen Einfluss übte — konnten 
gemäss den civilistischen Analogien, nach welchen sie 
internationale Uebereinkommen mit der Unterzeichnung 
durch die Bevollmächtigten fiir abgeschlossen erachteten, ^^ 
die Verweigerung der Ratifizirung schon existenter Verträge 
nicht gestatten. Sogar wenn der Minister treulos seine In- 
struktion überschritten, '^ muss der Souverän bestätigen, 
was sein „Mandatar'' innerhalb des ostensibeln Auftrages 



§ I S. 4. 

a) Burlamaqui, Principes du droit naturel, Yverdon 1766, IV 10. § 14, 
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eingegangen, und zwar genügt Grotius ^ und Pufendorf *^ 
selbst eine Generalvollmacht, während Bvnkershoek ^ hie- 
ftir ein mandatum ad hoc verlangt. Als \'erweigerungs- 
gründe der Ratifikation kennen diese Gelehrten einzig: 
Vollmachtsüberschreitung, Einfügung der Bedingung in die 
Vollmacht, dass man sich Ertheilung oder Xichtertheilung 
der Ratifikation fi-ei vorbehalte und Sponsionen, das heisst 
Fälle, wo Xichtbeauftragte Verträge Namens des Staates 
eingegangen sind. Diesen Standpunkt theilen Gentilis, 
G. F. de Martens^ quoad „natürliches'' Völkerrecht, und aus 
neuerer Zeit die braunschweigische Staatsschrift vom Jahre 
1844 in ihrer tendenziösen Veröffentlichung der braun- 
schweigisch-hannoverschen Negoziationen vom Jahre 1840.^^ 
Die juristische Unzulässigkeit der Ratifikationsverweige- 
rung hat ihre Vertheidiger zu folgenden Konsequenzen ge- 
führt: 

1. Weil der Minister seinen Souverän unbedingt zu 
verpflichten vermag, muss, fiir den Fall eines Vertrauens- 
missbrauches, einer Instruktionsüberschreitung, der Bevoll- 
mächtigte mit Leib und Gut dem Souverän für den verur- 
sachten Schaden haften. 

2. Vom Souverän, der dem „abgeschlossenen" Ver- 
trage nicht beipflichtet, kann der andere Staat Schadenser- 
satz verlangen, sofern er einen pekuniären Nachtheil durch 
die Nichtratifikation erlitten hat. 



3) A. a. O. Hb. II cap. XL § 12; lib. III cap. XXII § 4 (i). 

4) A. a. O. lib. III cap. IX § 2. 

5) A. a. ü. II VII. 

6) A. a. O. I chap. 2 § 48. 

7) Es muss auf Wurms cit. Abhandlung verwiesen werden, wo dieser 
subtile Fall, der sich nicht in wenigen Worten darstellen lässt, eingehend be- 
handelt ist. 
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3. Das Verhalten des Staates, der in Folge Ratifi- 
kationsverweigerung einen »abgeschlossenen Vertrag« rechts- 
widrig bricht, kann zum casus belli werden. 

Es genügte, diese Richtung kurz zu characterisiren. 
Sobald die civilrechtlichen Analogien als aufs Völkerrecht 
unanwendbar erkannt worden sind (oben S. 7 ff.), ist kein 
Grund mehr da, den Souverän zur unbedingten Bestätigung 
(denn etwas anderes wäre die eben geschilderte Ratifikation 
nicht) des von seinem Bevollmächtigten Verabredeten an- 
zuhalten. Damit fallen auch die dargestellten Konsequenzen 
jener Auffassung dahin. 



2. Theorie der unbedingten Zulässigkeit der 

Verweigerung. 

§ 7. 

Wenn man in der Aufstellung und Unterzeichnung der 
Stipulationen durch den Bevollmächtigten nur Vorbereitungs- 
handlungen, wohl von politischem, nicht aber von juristischem 
Werth, '^ und einzig in der Ratifikation den Vertragsab- 
schluss erblickt (oben S. 6) , wird man folgerichtig dazu 
geführt, dass bis zur Ratifikation keine Obligation, und 
darum uneingeschränkte Freiheit besteht, die Ratifikation 
nach Gutdünken zu ertheilen oder zu versagen. Diese 
Konsequenz ist wiederholt gezogen worden; am schärfsten 
vielleicht von Seligmann in seiner Abhandlung über Ab- 
schluss und Wirksamkeit der Staatsverträge, Seite 31: 
»Wenn die Ratifikation vorbehalten wird oder als vorbe- 
halten zu gelten hat, so kann für die Parteien auch keine 



i) Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches I 656. 
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Verpflichtung bestehen, dieselbe zu ertheilen«; und Seite 
30, ebenfalls auf das Gewohnheitsrecht gestützt, welches die 
Verbindlichkeit des Vertrages erst mit der Ratifikation ent- 
stehen lässt: »Aus dem Gesagten folgt, dass die Ratifika- 
tion vom rein juristischen Standpunkte beliebig und ohne 
besondere Gründe verweigert werden darf.«'^ 

Bei dieser Beurtheilung der Verweigerungsfrage ergiebt 
sich, dass der eine Staat gegenüber seinem Mitkontrahenten, 
der die Ratifikation versagt, sich nicht beklagen oder gar 
Retorsion üben kann, weil jener in seinem Recht gehandelt 
hat. Dasselbe ist von der Person des verweigernden Sou- 
veräns zu sagen. Der Unterhändler braucht nicht einmal 
desavouirt zu werden, weil selbst grundlose P atifikations- 
verweigerung Rechtens ist. 

Ueber diese Theorie ist zu bemerken, dass sie aus der 
juristischen Natur der Ratifikation die konsequenteste Folge- 
rung zieht; vielleicht rücksichtslos in Bezug auf die realen 
Verhältnisse, und singulare Rechtsbildungen übersehend. 

In der Geschichte der Diplomatie hat diesen Stand- 
punkt am ausgesprochensten die Regierung Louis Philippe's 
vertreten, anlässlich der Konvention zwischen Frankreich, 
England, Oesterreich, Preussen und Russland über gemein- 
same Massnahmen zur Unterdrückung des Negerhandels. 
Frankreich, in dem zu Gunsten Englands stipulirten Durch- 
suchungsrecht der Kauffahrteischiffe eine Erniedrigung für 
die französische Handelsflagge erblickend, versagte die 
Ratifikation, und der Premierminister Guizot^) gab am 



2) Ebenso Störk, »Staatsverträge« 518 u. 524 in Stengels Wörterbuch des 
Deutschen Verwaltungsrechtes. 

3) Guizot, M^moires pour servir ä Phistoire de mon temps, Paris 1858, 
tome VI, chap. XXXVI 161. 
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I. Februar 1843 in der französischen Deputirten - Kammer 
im Sinne der dargestellten Theorie eine Erklärung/^ von 
welcher F. v. Martens sagt, dass sie als »jeder Begründung 
entbehrend entschieden zurückzuweisen« sei. 5) 



3. Vermittelnde Theorien. 



8. 



Je nachdem man den Staatenvertrag mit der Unter- 
zeichnung durch die bevollmächtigten Minister oder richtiger- 
weise erst mit der Ertheilung der Ratifikation entstehen 
lässt, kann man in der Verweigerungsfi-age nur zu den in 
§ 6 oder in § 7 aufgeführten Resultaten kommen. Den- 
noch nimmt die enorme Mehrzahl der Schriftsteller keinen 
dieser beiden extremen Standpunkte ein, indem sie mehr 
den faktischen Anforderungen des internationalen Verkehrs 
als der juristischen Konsequenz Rechnung trägt. Im Ein- 



4) J'ai conseille a la couronne la non-ratification du traite du 20. De- 

cembre Un debat s'etait eleve en Flurope entre le roi de Prusse et le 

roi des Pays-Bas sur Ja ratilication d'un traite. On avait soutenu qua la rati- 
fication d'un traite ne pouvait etre refusee que lorsque le negociateur avait 
outrepasse ses devoirs et qu'on le de'savouait. J'avais repousse' cette doctrine, 
quoique parfaitement de'sinteresst^ dans cette question, et en appuyant le roi 
des Pays-Bas qui la repoussait, j'avais soutenu que le droit de ratification 
n'e'tait pas une pure forme, que cVtait un droit se'rieux, re'el; qu'aucun traite 
n'etait conclu et complet avant d'avoir ete' ratifie, et que si, entre la conclusion 
et la ratification sur\'enaient des faits graves, des faits nouveaux, evidents, qui 
changeassent les relations des deux puissances et les circonsiances au milieu 
desquelles le traite avait e'te' conclu, le refus de ratification e'tait un droit. J'avais 
soutenu cela en principe, je n'avais donc en refusant la ratification aucun prin- 
cipe ä desavouer; je n^avais au contraire qu' a mettre en pratique ceux que je 
venais de soutenir. J'ai eu le bonheur de faire accepter par TAngleterre et par 
PEurope le refus de ratification du traite de 1841 sans qu'aucun reproche, 
aucune parole fächeuse aient e'te' adresses ä mon pays.<. 

5) Völkerrecht I 402. 
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zelnen nach jeder Richtung auseinandergehend, berühren 
sich alle Publizisten dieser Gruppe in folgender prinzipieller 
Auffassung : Wenn auch der Vertrag nicht durch die Minister- 
signatur, sondern durch Ertheilung der Ratifikationen ab- 
geschlossen wird, so darf die Ratifikation doch nur aus 
ganz bestimmten Gründen versagt werden. 

Als solche Gründe werden Betrug, Zwang und wesent- 
licher Irrthum genannt,'^ welche in der Person des Unter- 
händlers vorliegen; einstimmig ebenso das Fehlen seiner 
Bevollmächtigung, oder blosses Ueberschreiten der Voll- 
macht,'^ von Manchen auch das Ueberschreiten der In- 
struktion. ^^ Ferner im weitesten Sinne mangelnde Legiti- 
mation des Souveräns; mag diese in allgemeiner Dispositions- 
unfähigkeit bestehen, oder darin, dass der Vertrag bereits 
bestehenden internationalen Verbindlichkeiten*^ oder den 
Staatsgesetzen 5^ widerstreitet, oder dass die konstitutionelle 
Einwilligung der Kammern nicht erlangt worden ist.^' Dann 
die Natur des Vertrages selbst, sofern dieser aus faktischen 
oder juristischen Rücksichten Unmögliches stipulirt,'^ oder 
schon, wenn er dem Staate Gefahr bringend ist.^^ Endlich 



») Zum Beispiel von Fr. v. Martens I 399, Geffcken 193, Pradier-Fodere 
789, Calvo 659, Hall 278 in den zitirten Werken. 

2) Zum Beispiel Fr. de Martens I 399, Pradier-Fodere 789, Neumann 63, 
Rivier 319. 

3) Calvo 659, Vattel § 156, Geffcken 193, Hall 278, Pradier-Fode're' 789, 
Wheaton I 234, Wharton § 158. 

4) Hall 278. 

5) Hall a. a. O., Calvo 659, Pradier-Fode're' 789. 

6) Pradier-Foddre' a. a. O., Geffcken 193, Rob. Mohl, Geschichte und 
Litteratur der Staatswissenschaften I 434, Wurm 186 u. 189, F. de Martens I 399, 
Wheaton I 237, Bluntschli § 404a. 

7) Wurm 186, Geft'cken 193, Calvo 659, Pradier-Fode're 789, Rivier 319. 

8) Wurm 188, Pradier-Fode're 748, Neumann 63, Bemer 635. 
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wird wesentliche Veränderung der Umstände^^ als Rati- 
fikationsverweigerungsgrund genannt. 

Ueber diese Verweigerungsgründe ist zunächst zu be- 
merken, dass sie, in ihrer Mehrzahl selbst für perfekte Ver- 
träge Nullität oder Ungültigkeit bewirkend, dies um so 
mehr bei nicht perfekten Uebereinkommen zu bewirken 
im Stande sein werden; weshalb ihre Anführung zur Be- 
gründung einer Ratifikationsverweigerung selbstverständlich, 
nichtssagend ist. Ferner aber muss betont werden, dass 
eine Aufzählung von Rücksichten, aus welchen die Rati- 
fikation unterlassen werden darf, mit der Ansicht, es werde 
der Vertrag erst durch die Ratifikation geschlosen, un- 
vereinbar ist. Denn im Rechte wird zur Verweigerung 
einer Handlung die Anführung bestimmter Gründe nur da 
gefordert, wo eine allgemeine Rechtspflicht, jene Handlung 
vorzunehmen, besteht, die in den bestimmten Ausnahme- 
fallen cessirt. Wo aber ein juristisches nullum vorliegt — 
wie nach der Ansicht dieser Schriftsteller bis zur Rati- 
fikation — kann ein solches keine Rechtspflicht zur Voll- 
führung einer Handlung erzeugen; darum widerstreitet es 
der Logik, bestiinmte Gründe zur Verweigerung anzu- 
führen, wo eine allgemeine Rechtspflicht die Ratifikation 
zu ertheilen nicht besteht. 

Dass eine Rechtspflicht, auf Grund deren die Rati- 
fikation erfolgen müsste, nicht existirt, wird von den 
meisten Schriftstellern angenommen, von einigen sogar 



9) Neumann 63, Pradier-Fodere' 748, Wurm 188, Wheaton I 237, Twiss 
I 233. ßulmerincq »Ratifikation 257, VVharton (Commeniaries on Law, § 154) 
»If any extraordinary incident has intervened such as would justify a principal 
in refusing ratification to bis agent's acts.« 
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ausdrücklich gesagt/**^ An ihre Stelle setzt schon Wild- 
man,"^ von Neuern namentlich Fiore,"^ Calvo'^^ und Hall'^^ 
eine »moralische« Pflicht; so dass nun pro foro externe 
vollkommene Freiheit, die Genehmigung des Vertrages zu 
ertheilen oder zu versagen, besteht, während pro foro 
interno der Souverän zur Ratifikation verbunden sein soll, 
die er nur in den obgenannten Fällen der Vollmachtsüber- 
schreitung u. s. w. aussetzen darf. Wie löblich es an sich 
ist, auch die von der Moral dem Herrscher auferlegten 
Pflichten hochzuhalten, so sind sie in einer Darstellung, 
welche sich auf dem Boden des Rechts bewegt, doch nur 
geeignet, den klaren Sachverhalt zu trüben und daher 
besser wegzulassen; um so mehr, als die Untersuchung 
eines möglichen Konfliktes von Recht und Moral in Be- 
ziehung auf die Ratifikationsverweigerung sich in philo- 
sophische Allgemeinheiten verlieren müsste. Es genügt, 
zu konstatiren, dass den Beweis einer Pflicht im Sinne des 
Völkerrechts zur Ertheilung der Ratifikation auch die letzt- 
genannten Schriftsteller nicht erbracht haben, obwohl sie deren 
Verweigerung ebenfalls nur aus bestimmten Gründen gestatten. 
Die Konsequenzen einer in sich unkonsequenten Prä- 



lo) Zum Beispiel: Hartmann, Institutionen des Völkerrechts, Hannover 
1874, 131; Heffter, Völkerrecht 189; Funk-Hrentano und Sorel, Pre'cis du droit 
des gens, Paris 1877, 'o^» Fr. v. Martens, Völkerrecht I 397, und Andere. 

") Institutes of International Law 172. 

12) Trattato di diritto internazionale pubblico, II § 1077: Es besteht ein 
Obligo morale des Souveräns, zu ratifiziren, das nur durch gravi ragioni bei 
Seite gesetzt werden kann. Aber si deve in ogni caso dire che nulla si debba 
ritenere fatto e concluso fino a tanto che il sovrano non abbia ratificato il 
trattato. 

13) Droit international the'orique et pratique, I 659. 
m) Treatise on international Law, 278. 
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misse lassen selbst wieder die Folgerichtigkeit vermissen. 
Wenn einerseits eine Rechtspflicht zur Ratifikation nicht 
existirt, kann bei ihrer Verweigerung der Mitkontrahent 
nicht zu diplomatischen Gegenmassregeln greifen, und es 
tritt einfach der friedliche oder kriegerische Zustand wieder 
ein, welcher vor Anknüpfung der Unterhandlungen zwischen 
jenen Staaten bestanden hatte. Wenn andererseits die 
Versagung der Ratifikation nur aus bestimmten Ursachen 
rechtlich erlaubt ist, so bezeichnet jeder andere Fall der 
Verweigerung einen Rechtsbruch, dessen Ahndung in des 
anderen Staates Ermessen gestellt ist; um so mehr, wenn 
er aus der Nichtratifizirung des Vertrages irgend welche 
Einbusse erlitten. 



4. Eigene Beantwortung der Verweigerungsfrage. 

A. Konstatirung eines modernen Gewohnheitsrechtes, 
welches die Ratifikationsverweigerung verbietet. 

§ 9. 

Nach der Auffassung dieser Abhandlung liegt nicht in 
der Unterzeichnung der bevollmächtigten Minister der Ver- 
tragsabschluss und in der Ratifikation seine Bestätigung, 
sondern den internationalen Vertragsabschluss bedeutet einzig 
die gegenseitige Ertheilung der Ratifikation (oben S. 10). 
Aus deren juristischer Natur als freier Errichtung, nicht 
Bestätigung eines Rechtsgeschäftes kann aber am wenigsten 
eine Pflicht zu dieser Errichtung, also zur Ertheilung der Ratifi- 
kation abgeleitet werden. Zum gleichen Resultate wie die zu 
Grunde gelegte Theorie von der Nichterrichtung des Ge- 
schäfts durch die Bevollmächtigten führt die davon untrenn- 
bare Erwägung, dass die Ratifikation kraft Gewohnheits- 
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rechts als vorbehalten gilt (oben S. ii); eben um eine 
nochmalige freie Prüfung der im Entwurf vorliegenden 
Stipulationen dem Souverän zu ermöglichen. 

Auch das Ratifikationsversprechen, welches dem Mit- 
kontrahenten gegenüber meist abgegeben wird, vermag 
die Freiheit der Verweigerung nicht zu beschränken; denn 
dies »Versprechen«, sowohl in der Vollmacht als in der 
Ratifikationsklausel am Schluss der Ministerstipulationen 
ausgedrückt, enthält einen ganz besonderen Sinn. Den 
Ausspruch Bulmerincq's'^ anzuführen, »behält die Ratifika- 
tionsklausel ^^ Beibringung und Auswechselung der Ratifika- 
tionsurkunde in bestimmter Frist und am bestimmten Ort 
vor, enthält aber keineswegs das Versprechen, dass die 
Ratifikation ojnbedingt und ohne Prüfung erfolgen soll.« 
Und ebenso treffend charakterisirt Seligmann ^^ das in der 
Vollmacht enthaltene Versprechen, indem er sagt: »Die 
den Kommissaren ertheilte Vollmacht ist keine Vollmacht 
im juristischen Sinn, sondern sie enthält nur die Beglaubigung, 
dass der mit den Verhandlungen betraute Vertreter mit den 
Absichten und Wünschen seiner Regierung betraut oder doch 
dasjenige Organ ist, durch welches die Regierung ihre An- 
schauungen und Verlangen dem anderen Staate zur Kennt- 
niss gelangen lassen will. Jene Regierung' welche die 
Vollmacht des fremden Vertreters prüft, erlangt hierdurch 
die Gewissheit, dass die mit ihr verhandelnde Person amt- 
liche Eigenschaft besitzt und erhält ferner die Bürgschaft 
der Wahrscheinlichkeit, dass der fremde Herrscher die Er- 



i) Ratifikation S. 256. 

2) ßeispiel einer Ratifikationsklausel Artikel 64 Absatz i des Berliner 
Vertrages von 1878; Le present traite' sera ratifie et les ratifications en seroni 
^chang^es a Berlin dans un delai de trois semaines ou plus tot si faire se peut. 

3) Abschluss und Wirksamkeit der Staatsverträge 36. 
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klärungen seiner Regierung genehmigen, das heisst, den 
Vertrag vollziehen wird.« Gewiss hat eine solche Voll- 
macht, welche zugleich als Akkreditiv zu dienen vermag, 
weit weniger juristische als vor allem politische Bedeutung, 
namentlich auch aus dem Grunde, weil ihre Fassung in der 
Regel eine so weite ist,*^ dass es ganz unmöglich in der 
Absicht des sie ausstellenden Souveräns liegen kann, alles, 
was immer in ihrem Rahmen paktirt werden sollte, zu 
ratifiziren. Jenes Versprechen wird wohl einzig zu dem 
Ende der Vollmacht inserirt, damit der andere Staat über- 
haupt sich auf Unterhandlungen einlasse. 5> 

Woher kommt es nun, dass trotz alledem die Publizisten 
sich nicht zur unbedingten Freiheit der Ratifikationsverwei- 
gerung bekennen, und ein jeder die Fälle erschöpfend an- 
zugeben sucht, in denen allein die Genehmigung ausgesetzt 
werden kann? Welches ist der Grund, dass heute auch 
die internationale Staatenpraxis Nichtertheilung der Ratifi- 
kation nach Kräften vermeidet, und dass da, wo den Minister- 



4) Zum Beispiel: Die Vollmacht des Herzogs von Choiseul-Praslin, ihm 
1763 von Frankreich ertheilt: . . . Nous le nommons, commettons et d^pulons 
notre ministre plenipotentiaire, lui donnani piain et absolu pouvoir d'agir en 
ceite qualitd et de conferer, n^gocier, traitcr et convenir, conjointement avec 
le ministre . . . d'Espagne ... et de Portugal, munis de pleinspouvoirs en bonne 
forme, arreter, conclure et signer tels articles, conditions, Conventions, declara- 
tions, trait^s ddfinitifs, accessions et autres actes quelconques qu'il jugera con- 
venables pour assurer et aftermir le grand oeuvre de la paix. Martens, Guide 
Diplomatique II. i. 279. Vergl. auch Wicquefort 1' Ambassadeur I. 16. 

5) Uebereinstimmend Bulmerincq »Ratifikation« 257. Beispiel eines Rati- 
fikationsversprechens (in der Anmerk. 4 zitirten Vollmacht): . . . promettant, 
en foi et parole de roi, d'avoir agreable, tenir ferme et stable ä toujours, 
accomplir et executer ponctuellement tout ce que notre dit cousin le duc de 
Praslin aura stipul^, promis et signe, en vertu du präsent plein-pouvoir, sans 
Jamals y contrevenir, ni permettre qu'il y soit contrevenu pour quelque cause 
€t sous quelque pr^texte que ce puisse etre, comme aussi d'en faire expedier 
nos lettres de ratification en bonne forme, et de les faire ddlivrer pour etre 
•echang^es dans les d^ais dont il sera convenu. 
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Stipulationen ausnahmsweise die Genehmigung versagt wird, 
der verweigernde Staat dem Mitkontrahenten sorgfaltig die 
Gründe anführt, die ihn zu diesem Schritte haben bewegen 
müssen? Da bleibt, will man anders mit der Logik des 
Rechts und den Forderungen des Lebens nicht in Wider- 
spruch gerathen, kein anderer Weg, als in den Aus- 
sprüchen der Gelehrten und der Uebung der 
Staaten das Zeugniss eines allmählig entstan- 
denen und heute geltenden Gewohnheitsrechtes 
zu erkennen, welches (zwecks Einschränkung des an sich 
aus der juristischen Natur der Ratifikation fliessenden höchst 
gefährlichen Ven^'eigerungsrechtes'! bis aufwenigeAus- 
nahmefälle, dieVersagung der Ratifikation ver- 
biet e t. Bei Annahme eines solchen Gewohnheitsrechtes hat 
es auch einen Sinn, bestimmte Fälle — wie es die meisten Ge- 
lehrten thun — anzufiihren, in denen die Pflicht der Ratifika- 
tionsertheilung cessiri '^S. 26 u. ff^. Auch erlangen aur 
diese Weise die taklisch so bedeutsamen Ministerstipulationen 
juristische Kraft, weil jetzt der Souverän — ausser in be- 
stimmten l\Ulon — zu ihrer Ratitizirunor verbunden ist. 
Nur darf das Resultat der Entwicklung mit der Auffassung 
der Sltesien Publi.isten nicht identifizirt werden, von welcher 
es sivh prinoipioU unterscheidet. Jenen bedeuteten die 
Ministe\>;tipulativMun den \*ertraijsabschluss , die Ratifika- 
tion eine bU^s^o V'ormalitat ^S. 4 u. 21"^, für uns liegt der 
X'ortra^jMlwohlu^s in der Katitakation, und kommt den Mi- 
nisteistipulatiotxon nur in sv^ tVni eine juristische Bedeutung 
£\\y aK ihiv Nichtratiti-'ivuno ^daamter ist gemäss S. 18 
<*\uh eine AeuvKtuu^^ ^vi \ erstehen^ regelmässig verboten 
i\t IVm piakti^vho rnuMNcaitxi vier beiden Standpunkte 
JiviNsvMi su^h hv^uio \vM'vo*vh in vien Fallen, wo das Ge- 
Wv^hnlu^uvusht vN^vsist \^nv? vier Svn:veran frei über Ab- 
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schluss oder Nichtabschluss des Vertrages zu entscheiden 
hat (§ lo). 

Ausser dem Argument, dass die heutigen PubHzisten, 
obwohl der Vertrag für sie erst durch die Ratifikation ge- 
schlossen wird, deren Verweigerung doch nur in bestimmten 
mehr oder minder engen Fällen gestatten, abgesehen 
zweitens von dem Postulat der Logik, ein die Ratifikations- 
verweigerung verbietendes Gewohnheitsrecht zu supponiren^ 
um die Aufstellung der Weigerungsgründe juristisch zu 
rechtfertigen, mag als Beweis dieses die Ratifikations- 
ertheilung erheischenden Gewohnheitsrechtes an Stelle 
vieler wenigstens ein Beispiel aus der internationalen 
Praxis angeführt werden, welches zeigt, wie den Regie- 
rungen diese consuetudo als jugiter tenta und auf 
opinio necessitatis gestützt, Nichtratifizirung eines Ver- 
trages aber als Rechtsbruch erscheint, und als solcher 
in der Presse (welche doch stets das erste Zeugniss 
der Bildung neuer völkerrechtlicher Sätze ablegt) charak- 
terisirt wird. 

Die am 8. August 1841 in Berlin unterzeichneten 
Stipulationen betreffend den Beitritt Luxemburgs zum 
deutschen Zollverein wurden innerhalb der für die Erthei- 
lung der souveränen Genehmigung ausgesetzten Frist von 
sechs Wochen durch den Grossherzog von Luxemburg 
nicht ratifizirt. Derselbe hatte unmittelbar vor der Unter- 
zeichnung durch die Bevollmächtigten ein Ultimatum in 
dem Sinne nach Berlin geschickt, dass nur im Falle der 
Gewährung günstigerer Handelsbeziehungen mit Belgien 
und Frankreich der Beitritt Luxemburgs zum Zollverein 
erfolgen könne; diese Nachricht langte aber zwei Tage 
nach Abschluss der Stipulationen in Berlin an, weshalb die 
preussischen Kommissare, die da rin nun eine Bedingung 

Wegmann, Ratifikation. 3 
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der Ratifikation erblickten, sie nicht mehr berücksichtigten. 
Nachdem die Frist für die Ratifikation verstrichen, ohne 
dass Luxemburg sie ertheilt hatte, äusserte sich am 
28. Oktober der Grossherzog in seiner Eigenschaft als 
König der Niederlande einer Deputation der Generalstaaten 
gegenüber dahin, er gebe der Zuversicht Raum, dass flir 
Holland, welches einzig durch Personalunion mit Luxem- 
burg verbunden sei, keinerlei Gefahr aus den Schwierig- 
keiten entstehen könnte, in welche das Grossherzogthum 
vielleicht verwickelt werde. Wie durfte der König-Gross- 
herzog an Schwierigkeiten denken, welche zwar wahr- 
scheinlich Holland nicht berührten (!), wenn er bei Ver- 
sagung der Ratifikation von einem ihm anerkantermassen 
zustehenden Rechte Gebrauch gemacht? Am 2. November 
brachte das Journal de la Haye einen schon im Voraus 
angekündeten Artikel, dessen offiziöser Charakter allge- 
mein angenommen wurde, über das Recht der Ratifikations- 
verweigerung. Jener Artikel steht auf dem Boden der 
in § 7 entwickelten Theorie, erklärt die Ministerstipulationen 
als einen Vertragsentwurf und darum die Genehmigung 
oder Verwerfung desselben als ein freies Recht des 
Souveräns. War das Journal sicher, mit seinen De- 
duktionen Anerkennung zu finden, so blieb eigentlich der 
für den eigenen König wenig schmeichelhafte aber recht 
ausführliche zweite Theil der Abhandlung überflüssig, 
dessen Inhalt in Kürze ist : die grossherzogliche Regierung, 
welche durch die neue Zollpolitik einen Fehler begangen, 
hat es vorgezogen ihren Irrthum einzugestehen, statt durch 
die Ratifikation eine dem Lande nachtheilige Verpflichtung 
zu übernehmen. In Beziehung auf Letzteres bemerkt die 
Augsburger Allgemeine Zeitung recht bündig: >Vor und 
nicht nach dem Abschluss ist zu prüfen, ob der Vertrag 
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dem Landesinteresse gemäss ist« ; zugleich legt sie^ ein 
beredtes Zeugniss von der »Verstimmung der Mächte« — 
wie das Journal de la Haye sich ausdrückt — oder, wie 
wir sagen würden, davon ab, dass, nachdem einmal die 
Ministerstipulationen rite unterzeichnet waren, das Ver- 
fahren des Grossherzogs anderswo als einer auf opinio 
necessitatis gestützten consuetudo jugiter tenta zuwider- 
laufend angesehen wurde. Eine Note vom 29. Oktober 1841, 
an den preussischen Gesandten gerichtet und durch den 
Geheimen Rath für die Angelegenheiten des Grossherzog- 
thums Luxemburg ausgearbeitet, brachte endlich offiziellen 
Aufschluss. Sie legt Nachdruck auf den eminenten Werth 
günstiger Handelsbeziehungen mit Belgien und Frankreich, 
und klagt das bisherige Regime in Luxemburg an, welches 
zu unwissend gewesen, sich dieses Werthes bei Zeiten 
bewusst zu werden; die Schrift nennt es eine Gewissens- 
pflicht, den Interessen des Landes noch in letzter Stunde 
Rechnung zu tragen, und fugt hinzu, dass der Grossherzog 
auch erst den Entschluss der Ratifikationsverweigerung 
gefasst, als er aus privater Korrespondenz mit dem König 
von Preussen die Sicherheit gewonnen, dieser beabsichtige 
im Fall der Ratifikationsverweigerung keine Schritte zu 
thun. Zeugt ein solches geheimes im Voraus sich ver- 
sichern der wichtigsten Persönlichkeit7> für die Ueber- 
zeugung, man bewege sich in den Schranken der Rechts- 
ordnung? Und würde je eine Regierung ein so demüthi- 
gendes Bekenntniss — zudem vor allen im Haag 
anwesenden Vertretern der Mächte — ablegen und sich auf 



6) Jahrgang 1841, Nr. 325 und 326. 

7) das Übrigens doch nicht genügte, da neben Preussen auch die anderen 
Staaten des Zollvereins Kontrahenten waren. 

3» 
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versäumte »Gewissenspfiichten« berufen, welcher ein Recht 
zu Gebote stände, auf das sie sich stützen könnte?! Da 
hat Wurm" in der That das Richtige getroffen, wenn er, 
diesen Fall beurtheilend, sagt: »Es ist klar, dass man im 
Haag die Sache weit schwieriger nahm, als die Doktrin 
des Journal de la Haye uns glauben machen will. Keines- 
wegs glaubte man an ein Recht, nach freier Willkür zu 
ratifiziren oder nicht zu ratifiziren, sondern nach allem, 
was vorangegangen, glaubte man sich formell verpflichtet, 
zu ratifiziren ; dies Bewusstsein der formellen Verbindlich- 
keit war so stark, dass nur die »Gewissenspflicht« über- 
wiegen konnte, und auch diese nur, nachdem sie in Berlin 
approbirt zu sein schien!««* 

Ein anderes Beispiel, das allgemein als flagrante 
Rechtsverietzung angesehen wurde, ist die Vorenthaltung 
der amerikanischen Ratifikation gegenüber dem dänisch- 
nordamerikanischen Vertrage vom Jahre 1867 betreffend 
Uebergang der dänischen Inseln St. John und St. Thomas 
an die Vereinigten Staaten. Es mag, behufs Dokumentirung 
des in Frage stehenden jus novum, genügen, an einem 
Fall die Uebereinstimmung der entwickelten Theorie mit 
der internationalen Praxis gezeigt zu haben. 

B. Ausnahmefälle, für welche das Gewohnheitsrecht, 

welches die Ratifikationsverweigerung verbietet, 

sich nicht bilden konnte. 

§ 10. 
Welches sind die vielumstrittenen Fälle, in denen 



9) Im folgenden Jahre trat übrigens Luxemburg durch Vertrag vom 
Februar 1841 dem Zollverein bei. 
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auch nach heutigem Recht die Ertheilung der Ratifikation 
verweigert werden darf? Für die Beantwortung dieser völker- 
rechtlichen Frage ist nichts gethan, wenn man die selbst- 
verständlichen Nichtigkeits- oder Ungültigkeitsgründe aller 
Verträge, wie Zwang, Betrug, wesentlichen Irrthum, Un- 
möglichkeit, Fehlen der Vollmacht u. s. f. anfuhrt;'^ es 
ist zu eng, die Freiheit der Ratifikation auf ein blosses 
Prüfungsrecht, ob die Vollmacht innegehalten oder über- 
schritten sei,^^ zu beschränken; zu weit, die Verweigerung 
überall da zu gestatten, wo der Vertrag den Kontrahenten 
Unheil bringen könnte. 3> In Wahrheit dürfen als dem 
Völkerrecht eigenthümliche Verweigerungsgründe nur fol- 
gende gelten: 

I. Instruktionsüberschreitung. WeilderWort- 
laut der Vollmacht im Interesse leichterer Anknüpfung 
von Unterhandlungen sehr weit, meist so weit gefasst ist, 
dass der Bevollmächtigte in den Grenzen der Vollmacht 
Stipulationen selbst zum schwersten Nachtheil seines Landes 
einzugehen vermöchte (man denke daran, dass ein Minister, 
wie es vorgekommen, bevollmächtigt ist k r^tablir la paix 
entre les deux Puissances), ja weil diese vage Fassung 
direkt im Wesen der Vollmacht begründet lieg^, welche 
eingeschränkt keine »Vollmacht« mehr sein würde, wie 
Wicquefort *^ treffend ausgeführt hat, wurde das Verhalten 



>) Nichtssagend ist auch die Erwähnung, dass als Repressalie Verweige- 
rung der Ratifikation gestattet seL Das beschlUgt nicht die Lehre von der 
Ratifikation, sondern vom sog. Staatsnothrecht, welches selbst Ausserkraf^tzung 
perfekter Vertrage wie überhaupt existenter Rechte unter Umständen gestattet 

a) Wie Heflter: Völkerrecht § 87. 

3) Wie ßemer a. a. O. 635. Mit Recht warnt Bulmerincq a. a. O. 257 
davor, weil das Urtheil darüber doch lediglich in das subjektive Ermessen der 
Kontrahenten gestellt bliebe. 

4) L* Ambassadeur I. 16. Bei Wurm: »Die Vollmacht muss durcliaus 
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des Ministers zu allen Zeiten durch geheime Instruktionen 
näher begrenzt.^) In ihnen wäre, wollte man auf dem Ge- 
biet des Völkerrechts in übertragenem Sinn von einem 
Mandat sprechen, dasselbe zu erkennen — nicht in der 
Vollmacht, deren andere Bedeutung § 9, S. 30 f. darlegt — , 
weil die Instruktionen recht eigentlich den Auftrag des 
Souveräns an seinen Minister enthalten/^ Doktrinär wäre 
es, zu sagen, dass die inneren Beziehungen zwischen Souverän 
und Minister den Mitkontrahenten nichts kümmerten ;^^ da 
der Souverän einer Zwischenperson zum Vertragsabschluss 
einmal nicht zu entrathen vermag, so muss ihm ein Mittel 
zur Verfügung stehen, sein Werkzeug nach seinem Willen 
zu lenken, und dieses Mittel, auf welches die Diplomatie 
nicht verzichten kann, ist die Instruktion. Wollte man aber 
bei deren Ueberschreitung dem Souverän das Recht nicht 
zugestehen, das vom Minister Vereinbarte nicht anzuerkennen, 
so würde die Instruktion in ihrer Hauptwirkung illusorisch 
gemacht, der Geist seinem Werkzeug ausgeliefert. Darum 
ist es durchaus gerechtfertigt, dass ein diplomatischer Brauch 
im Fall der Instruktionsüberschreitung dem Souverän gestattet, 
von der Ratifikation abzustehen.*^ Weil aber Instruktionsüber- 
schreitung ein Ausnahmefall von der allgemeinen Ratifi- 



nicht beschr'änkt sein, auch nicht auf die Instruktion Bezug nehmen; denn wUre 
sie bedingt, so wäre es eben keine Vollmacht.« 

5) In seinem Memoir of a Mission to Vienna 1806, London 1844, betont 
Sir Robert Adair, dass die Vollmacht nicht nach ihrem umfassenden Wortlaut, 
sondern durch Instruktion und Nichtratifikation beschränkt zu verstehen sei. 

6) Mably, Droit public de TEurope, Paris 1747, sagt bereits, dass der wahre 
Auftrag nicht in der Vollmacht, sondern in der Instruktion liege. 

7) Zwar vertritt auch Bulmerincq a. a. O. 257 diese Ansicht 

8) Fälle, in denen wegen InstruktionsUberschreitung die Ratifikation 
versagt wurde, sind ungemein häufig, in der Regel unbeanstandet, vorgekommen; 
Beispiele bei Fr. v. Martens, Völkerrecht I. 401. 402. 
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kationspflicht ist, wird der Souverän ex bona fide seinem 
Mitkontrahenten die Ueberschreitung anzeigen müssen, um 
den Schein zu vermeiden, dass er eine Rechtsverletzung be- 
gehe, aus welcher Konflikte zwischen den Staaten entstehen 
könnten. Dann zieht die Ratifikationsversagung weder fiir 
den verweigernden Souverän noch für seinen Staat schlimme 
Folgen nach sich. Der desavouirte Minister aber wird nach 
den Gesetzen seines Landes zur Rechenschaft gezogen ; im 
Deutschen Reich z. B. findet auf ihn, sofern er nicht eine 
schwerere Strafe verwirkt hat, § 353 a Absatz 2 des Reichs- 
strafgesetzbuches Anwendung. ^^ 

2. Die Ratifikation darf ferner, ebenfalls unter Mittheilung 
des Verweigerungsgrundes, im Fall der clausula rebus 
sie stantibus ausgesetzt werden, d. h. überall da, wo eine 
so wesentliche Veränderung der Umstände eingetreten ist, 
dass bei Abschluss oder Weiterbeobachtung des Vertrages 
der Staat in seinen vitalen Interessen aufs höchste geschä- 
digt oder gefährdet würde. Denn es ist, weil das Selbster- 
haltungsrecht des Staates den Verpflichtungen vorgeht, die 
er gegenüber Fremden auf sich genommen, der Eintritt 
solcher Umstände, welche die Erfüllung des Vertrages hoch- 
bedenklich machen, juristisch anzusehen als unverschuldetes 
Eintreten der Unmöglichkeit der Leistung.'"^ Mag man die 
clausula rebus, welche selbst perfekte Verträge im Völkerrecht 
zu lösen vermag, als den letzten Rest eines ursprünglich auch 
auf anderen Rechtsgebieten zu Gebote stehenden Mittel^ 
zur Lösung verderblicher Obligationen erklären oder als 



9) Dass in fälschlicher VorschUtzung einer InstruktionsUberschreitung, um 
den Folgen eines unbequemen Vertrages zu entgehen, ein frivoler Rechtsbruch 
liegt, der die Konsequenzen einer ungerechten Ratifikationsverweigerung nach 
sich zu ziehen im Stande ist, bedarf wohl kaum der Erwähnung. 

'o) Ebenso Jellinek, Rechtliche Natur der StaätenvertrUge 62. 
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den Ausfluss eines Staatsnothrechtes betrachten — die 
Thatsache ihrer heutigen Geltung als immanente Klausel 
aller völkerrechtlichen Verträge ist unbestritten, und es gilt 
nur (etwas das seit Cocceji wiederholt unternommen wurde), 
die Frage zu beantworten, was unter der clausula rebus 
alles zu verstehen sei. 

Für unseren Fall, wo es sich um Nichtratifizirung eines 
Vertragsentwurfes handelt, lassen sich, damit das Recht 
der clausula in Anspruch genommen werden könne, vier 
Voraussetzungen aufstellen. 

1 . Eine grosse Veränderung der inneren oder äusseren 
politischen Lage. Typische Beispiele: revolutionärer Ver- 
fassungsumschwung des eigenen, ungeheure Schwächung 
oder Machtverstärkung des mitkontrahirenden Staates. Wo 
es sich nicht um die Aufhebung bestehender Verträge, 
sondern um Nichtratifizirung der Ministerstipulationen handelt, 
wird die theoretische Möglichkeit — in Anbetracht der 
relativ kurzen Frist zwischen Ministersignatur und Ratifi- 
kation — wohl kaum praktisch werden, dass ohne äussere 
Ereignisse, lediglich in Folge organischen Werdens, eine 
Veränderung von solcher Bedeutung sich vollzieht. 

2. Gerade in die Zeit zwischen Unterzeichnung der 
Ministerstipulationen und Ratifikation muss diese Ver- 
änderung fallen ; weder dürfte eine schon früher entstandene, 
aber erst in genanntem Zeitraum dem Souverän zur Kennt- 
niss gelangende Veränderung genügen, noch gar eine 
solche, die erst in Folge der Ratifikation eintreten wird."^ 



") Mittelst letzterer Bestimmung würde subjektiven Meinungen und zügel- 
loser Willkür der Weg gebahnt, durch Behauptung drohender nachtheiliger 
Veränderungen jeden unbequemen Vertrag nicht zu ratißziren. Vergl. die 
diplomatische Note Luxemburgs an den Grafen Lottum vom 29. October 1841, 
wiedergegeben bei Wurm Ratifikation. 
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3. Die Veränderung muss von erheblichem Einfluss 
auf den abzuschliessenden Vertrag sein. Das gleiche Er- 
eigniss wird auf verschiedene Staaten oder auf Verträge 
verschiedener Art natürlich ungleichen, oft erheblichen, 
oft unerheblichen Einfluss üben; zum Beispiel ist Nieder- 
werfung des Staates x sehr erheblich für ein mit ihm ein- 
zugehendes Kriegsbündniss , unerheblich für einen mit x 
abzuschliessenden Telegraphenvertrag; ebenso kann eine 
eingetretene Zollunion höchst wichtig für Handelsverträge 
sein, die der Nachbar y abschliesst, gleichgültig für solche, 
welche vom entlegenen Staate z errichtet werden. 

4. Eine schwere Schädigung oder grosse Gefahr, die 
dem ratifizirenden Staat durch Eingehung des Vertrages 
erwachsen würde ; wofür als Beispiel Eingehung einer Allianz 
mit einem inzwischen besiegten Staate angeführt sein mag. 

Noch ein fünftes Erforderniss der Entschuldbarkeit 
aufzustellen, hätte keinen Sinn: denn erstens ist auf dem 
Gebiete des Staats- und Völkerrechts, wo faktische 
Verhältnisse manchmal rechtsähnliche Bedeutung erlangen,"^ 
die Konstatirung eines Schuldmomentes ein unsicheres 
Unterfangen, zumal wenn die Entscheidung darüber dem 
betreffenden Staate selbst zukommt; und zweitens liegt — 
will man an der Entschuldbarkeit festhalten — dies Re- 
quisit schon in der eingetretenen Veränderung und deren 
grosser Gefährlichkeit. Sind die vier erstgenannten Vor- 
aussetzungen vorhanden, so darf, ohne nachtheilige Folgen 
für den Bevollmächtigten, den verweigernden Souverän 
und Staat die Ratifikation rechtmässig unterbleiben. So 
wenig Jemand glaubt, dass auf den privaten Rechtsgebieten 
eine Norm, welche oft übertreten wird, darum als solche 



la) Es genUgt an das publizistische uti possidetis zu erinnern. 
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nicht existire, ebenso darf die völkerrechtliche Lehre von 
der clausula rebus, lediglich weil die Staaten sie manch- 
mal verletzt,'3^ deshalb nicht als unverbindlich betrachtet 
werden. 

3. Ein letzter Fall, in welchem die Ratifikation ver- 
weigert werden darf, liegt endlich da vor, wo einem 
vom Staatschef abzuschliessenden Vertrag, zu 
dessen völkerrechtlichem Wirksamwerden in irgend 
welcher Weise Zustimmung (im weitesten Sinne) eines 
anderen Staatsorgans — zum Beispiel Kammer, Senat, 
Ministerium, Bürgerschaft — erfordert ist, diese Zu-' 
Stimmung bereits vor Ertheilung der Ratifikation 
versagt wird oder (§ 20) als versagt anzusehen isti 
Die nähere juristische Würdigung dieser verschiedenartigen 
Zustimmungen kann erst im V. Abschnitt stattfinden, der 
sich mit den Modifikationen befasst, welche die Ratifi- 
kationslehre durch die modernen konstitutionellen Zustände 
erfahren. Hier muss die Bemerkung genügen, dass jede 
solche Zustimmung, da wo sie staatsrechtlich erfordert ist, 
ein völkerrechtliches Requisit bildet, ohne welches die 
durch das Staatsoberhaupt ausgesprochene Parteierklärung 



13) Rechtsverletzungen unter Berufung auf die clausula rebus sie stantibus 
sind, Öfter als bei der Nichtratifizirung abzuschliessender, bei der Lösung schon 
perfekter Verträge vorgekommen. Wenn Russland 1870 bei der Kündigung 
der Bestimmungen des Pariser Friedens über die Neutralisation des Schwarzen 
Meeres und die Beschränkung der russischen Seemacht sich auf die clausula rebu9 
sie stantibus berief, so lag in der Besiegung Frankreichs und der Gründung 
des Deutschen Reiches allerdings eine Veränderung der Umstände; aber es 
fehlte erstens der Zusammenhang, der erhebliche Einfluss auf jene ganz anderen 
Zwecken dienende Beschränkung Russlands in den Gewässern des Schwarzen 
Meeres; und zweitens konnte von Gefahr oder schwerer Schädigung Russlands 
(welche gerade in Folge des deutsch -französischen Krieges entstanden) bei 
Weiterbeobachtung jener Stipulationen nicht wohl die Rede sein. Die gleichen 
Requisite mangelten — wie der englische Protest mit Recht ausfuhrt — der 
am S.Juli 1886 erfolgten Lossagung Russlands von Artikel 59 des Berliner Vertrages. 
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mangelhaft, der Vertrag unwirksam bleibt. Wird darum 
in einem Staate vor dem für die Ratifikation festgesetzten 
Momente die bewusste Zustimmung versagt, dann hat, 
weil man weiss, dass jener Staat nicht wirksam seinen 
Konsens erklären kann, sowohl dessen, wie das Oberhaupt 
des mitkontrahirenden Staates das Recht, von der Ratifi- 
kationsertheilung, die doch keinen materiell wirksamen 
Vertrag schaffen könnte, abzustehen. 

Geschieht es nun, dass ausser in den drei Fällen der 
Instruktionsüberschreitung, der clausula rebus sie stantibus 
und des Mangels der verfassungsmässigen Zustimmung, 
abgesehen ferner von den selbstverständlichen Ungültig- 
keitsgründen aller Verträge, die Ratifikation einem Ver- 
trage nicht ertheilt wird, so fragt es sich, welche Folgen 
dann eintreten. Sicherlich kann zwischen souveränen 
Staaten, wie Wurm*^^ ausgeführt hat, kein Zwangsrecht in 
dem Sinne Platz greifen, dass der ratifizirende gegenüber 
dem nicht ratifizirenden Staat einfach so verfahren dürfte^ 
als ob die von Rechtswegen zu genehmigenden Minister- 
stipulationen wirklich ratifizirt worden seien. Aber, weil 
ein Rechtsbruch vorliegt und im Völkerrecht Selbsthülfe 
Rechtens ist, mag der verletzte Staat, wenn gütliche Wege 
vergebens eingeschlagen wurden, bis zur Anwendung der 
schärfsten Mittel gehen, um vom Gegenkontrahenten die 
Ratifikation, eventuell Schadensersatz für Einbussen zu er- 
langen, die er in Folge der nicht oder zu spät ertheilten 
Ratifikation erlitten.'^) 



m) Ratifikation 198. 

»5) VergL auch ßulmerincq «Ratifikation», 258. Wurm, Ratifikation von 
StaatsvertrUgen 199. 



IV. 



Die Retrotraktion der Ratifikation. 

1. Die Aufgabe dieses Abschnittes. 

§ II. 

Kommt da, wo sich die Parteien über den Beginn 
der Wirksamkeit eines Vertrages nicht geäussert haben/^ 
eine völkerrechtliche Norm zur Geltung, welche das zeit- 
liche Inkrafttreten der Staatenverträge regulirt? Bezeichnet 
der Moment der Ratifikation den Vertragsbeginn, 
oder tritt Retrotraktion der Ratifikation auf einen voran- 
gehenden oder Hinbeziehung des perfekten Vertrages auf 
einen zukünftigen Zeitpunkt ein ? Oder ist ein solches 
jus dispositivum nicht nachweisbar und der Vertragsbeginn 
anders zu ermitteln? 



i) Durch Vereinbarung kann natürlich das Inkrafttreten des Vertrages 
auf jeden beliebigen, auch für die einzelnen Kontrahenten auf mehrere ver- 
schiedene Zeitpunkte (Berliner Congoakte v. 26. Febr. 1885. Art. 38) festgesetzt 
werden. 
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2. Darstellung und Kritik dreier Theorien, 

welche für das Inkrafttreten des Vertrages einen 

allgemein gültigen Anfangstermin bestimmen. 

§ 12. 

Die Mehrzahl der Schriftsteller'^ huldigt der Ansicht^ 
die Ratifikation besitze rückwirkende Kraft; sobald die 
Ministerstipulationen vom Souverän genehmigt seien, trete 
Retrotraktion der Wirksamkeit des Vertrages auf den 
Moment seiner definitiven Fixirung durch die Bevollmäch- 
tigten ein, so dass nun jener Zeitpunkt in Beziehung auf 
alle Rechtsverhältnisse als der Anfang der Vertragsgültig- 
keit zu gelten habe. Das wird bald unbeschränkt, bald 
für alle jene Verträge behauptet, welche keine Gebiets- 
abtretung (Ende dieses Paragraphen) enthalten. Ein Vor- 
zug dieser Ansicht dürfte in der erstrebten, möglichst weit- 
gehenden Berücksichtigung des Parteiwillens liegen, indem 
alle dem neuen Vertrage widerstreitenden Rechtshand- 
lungen und Rechtsthatsachen — Wurm erinnert zum Bei- 
spiel an Capturen zur See nach stipulirtem Friedensschluss 
— wenn sie nur in die Zeit nach der Fixirung der Minister- 
stipulationen fallen, wieder aufzuheben sind. Das Argu- 
ment aber, auf welches man diese Theorie zu stützen 



x) Zum Beispiel: Martens, Einleitung in das Europäische Völkerrecht 
§ 42; Klttber, Droit des gens § 142; Oppenheim, System des Völkerrechts 
2. Aufl. pag. 181; Heffter, Völkerrecht § 87; Wharton, Commentaries on Law 
§158 Anm. i; Hartmann, Institutionen des Völkerrechts 138 f; Bluntschli 
Völkerrecht § 421; Neumann, Grundriss »die Ratifikation setzt den Vertrag 
rückwärts in Kraft«; Martens, Guide diplomatique II. 154; Wildman, Institutes 
of international Law 171. Calvo, Droit international thdorique et pratique 
439; Twiss, The rights and duties of Nations in time of peace 439; Woolsey, 
Introduction to the study of international Law 178 u. A. 



^6 ^V. Die Retrotraktion der Ratifikation« 

pflegt: »weil der Konsens den Vertrag perfekt macht, 
muss letzterer auch schon von diesem Zeitpunkt an Wirk- 
samkeit erlangen« dürfte — davon abzusehen, dass aus 
der Perfektion eines Vertrages noch nicht sein sofortiges 
Inkrafttreten folgt — insofern gerade gegen genannte 
Theorie in's Feld geführt werden, als bei Staatenverträgen 
ja in der Ratifikation heute der consensus liegt (§ 3). 
Unseres Erachtens wäre der einzige Gesichtspunkt, unter 
welchem sich eine Retrotraktion der Ratifikation vielleicht 
rechtfertigen Hesse, falls die Praxis sie bestätigte, in der 
Vergleichung der Ratifikation mit der authentischen Gesetzes- 
interpretation zu suchen."^ Die meisten Schriftsteller, ohne 
auf die Begründung der Retrotraktion sich einzulassen, 
begnügen sich mit der Konstatirung einer dieselbe ver- 
langenden gewohnheitsrechtlichen Bildung, welche sehr 
mit Unrecht hier fingirt wird. 

Eine Minderheit von Gelehrten, zum ersten Mal wohl 
Rayn^val in seinen Institutionen des Völkerrechts (2. ii3.)i 
vertritt den Standpunkt, die Ratifikation erzeuge keine 
Retrotraktion, 3^ vielmehr beginne die Vertragswirksamkeit 
im Moment der ertheilten souveränen Genehmigung. Als 
Grund hiefiir wird der meist ausdrückliche Vorbehalt der 
Ratifikation und die Thatsache angeführt, dass erst die 
Ratifikation, vor welcher kein Vertrag bestehe, diesen er- 
richte: weshalb es sinnlos und der Parteiabsicht zuwider 
sei, als Regel eine Geltung des Vertrages für Zeiten vor 
seiner Abschliessung zu postuliren. In diesem Sinn äussert 



») Vergl. Lasson, Rechtsphilosophie. Berlin 1882 pag. 435. 

3) Zum Beispiel Fr. v. Martens, Völkerrecht, I. 403; Rivier, Völkerrecht 
319; Pradier-FodÄ-d, Traitd de Droit International public II. 796; Wurm, Rati- 
fikation 170; Bulmerincq »Ratifikation« 259. 



IV. Die Retrotraktion der Ratifikation^ An 

Fr. V. Martens:^^ »Ist der Staatsvertrag bis zu seiner Rati- 
fikation nichts mehr als eine blosse Vertragsofferte oder 
ein einfaches Versprechen, das an und für sich keine rechts- 
verbindliche Kraft besitzt, so ist es offenbar unmöglich, 
seine Geltung vom Moment der Unterfertigung, die für 
sich allein ja den Vertrag noch nicht obligatorisch machte, 
zu datiren. Die Giltigkeit jedes Vertrages kann und darf 
gewiss immer nur vom Augenblick der Ratifikation ge- 
rechnet werden.« Wenn diesen Schriftstellern zuzugeben 
ist, dass die Vertreter der Retrotraktionstheorie weder 
deren thatsächliche Geltung noch deren juristische Noth- 
wendigkeit darzuthun vermochten , so kann man ihnen 
wiederum weder zugestehen, dass aus der Nichtperfektion 
des Vertrages vor der Ratifikation die Unmöglichkeit 
resultire, dem Vertrag ex post rückwirkende Kraft zu ver- 
leihen, noch dass es ihnen gelungen sei, die Ratifikation 
als den Moment der beginnenden Vertragswirksamkeit nach- 
zuweisen: Vertragsperfektion und Vertragsbeginn brauchen 
nicht zusammen zu fallen. Man hätte sich wenigstens aut 
eine von der Praxis bestätigte Rechtsbildung stützen müssen. 
Eine dritte Ansicht geht dahin, es liege für bestimmte 
Verträge der Beginn ihrer Wirksamkeit in einem der 
Ratifikation nachfolgenden Zeitpunkte. Besonders Twiss*) 
und Calvo^ verlangen, dass Uebereinkommen, welche eine 
Gebietsabtretung enthalten, erst im Moment der Cession 
des Territoriums in Wirksamkeit treten sollen. Davon ab- 
gesehen, wie singulär es wäre, dieser allgemeinen Regel 
gemäss auch solche Konventionen, die neben anderen be- 



4) Völkerrecht, I. § io8. 
s) A. a. O. 439. 
6) A. a. O. 439. 
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deutsamen Vereinbamngen eine Gebietsabtretung von unter- 
geordneter Wichtigkeit enthalten, in ihrem ganzen Umfang 
erst im Moment der Cession zur Wirksamkeit gelangen zu 
lassen, ist die Einheit der einzelnen Vertragsbestimmungen 
nicht eine solche, dass auch ein gleichzeitiges Inkrafttreten 
aller Stipulationen vom Rechte gefordert wäre. Aus der 
juristischen Natur der Ratifikation folgt das Postulat dieser 
Schriftsteller keineswegs, als geltenden Rechtssatz dasselbe 
nachzuweisen haben sie nicht unternommen, ja selbst dessen 
Zweckmässigkeit als diejenige einer politischen Maxime 
Hesse sich bestreiten; auch dürfte sich in der Praxis der 
Fall selten ereignen, dass bei einem Vertrage, der eine 
Gebietsabtretung enthält, die Parteien zwar den Zeitpunkt 
der Cession, nicht aber den der beginnenden Vertragswirk- 
samkeit bezeichneten (vergl. § 13). 



3. Darstellung und Acceptirung einer Theorie, vsrelche 
das Inkrafttreten des Vertrages einzig nach der er- 
kennbaren Parteiabsicht bestimmt. 

§ 13- 

Im gemeinsamen Gegensatz zu den drei angeführten 
steht eine Theorie, welche behauptet, es sei doktrinär und 
mit der Praxis durchaus nicht im Einklang, wenn überhaupt 
irgend ein fest bestimmter gemeinsamer Anfangspunkt für 
die verschiedenen Verträge aufgestellt werde; weder be- 
zeichne der Moment der Ratifikation noch der der Signatur 
durch die Bevollmächtigten noch irgend ein anderer im 
Voraus bestimmbarer Zeitpunkt den Vertragsbeginn, sondern 
lediglich der Tag, den die Partei ab sieht aus- 
drücklich oder stillschweigend als Anfang der 
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Vertragswirksamkeit festgesetzt habe. So äussert 
zum Beispiel Seligmann :'^ »Die Erstreckung der Vertrags- 
wirkungen auf einen bestimmten Zeitpunkt ist lediglich ab- 
hängig von dem Parteiwillen. Wie die Parteien bestimmen 
können, dass die Vertrags Wirkungen erst von einem zu- 
künftigen entweder bestimmten oder ungewissen Zeitpunkte 
ab oder von Ertheilung der Ratifikation ab entstehen 
sollen, so ist es ihnen auch unbenommen, die materielle 
Wirksamkeit des Vertrages zurückzubeziehen auf die Ver- 
gangenheit. In jedem einzelnen Fall ist die Parteiabsicht 
massgebend und zu ergründen.« 

Einen Mangel dieser Theorie bildet die Unsicherheit, 
die Möglichkeit von Meinungsverschiedenheiten bei der 
Interpretation; einen grossen Vorzug aber die Wahrung 
der Interessen und des freien Willens der Parteien. Wie 
sich aus jenen Verträgen, wo die Kontrahenten den An- 
fangstermin von deren Wirksamkeit ausdrücklich festgesetzt 
haben, erkennen lässt, entspricht bald der Moment der 
Ratifikation bald irgend ein anderer dem Parteiinteresse; 
sollte es bei Verträgen, wo eine ausdrückliche Aeusserung 
unterblieb, sich anders verhalten, und der erkennbare Partei- 
wille durch eine am grünen Tisch ersonnene generalisirende 
Regel beschnitten werden? Der aequitas entspricht die 
Interpretationstheorie weit mehr; sie als die richtige anzu- 
erkennen darf man um so weniger zaudern, als weder die 
im vorigen Paragraphen zitirten Schriftsteller versucht 
haben, ihre Theorien als geltendes Recht nachzuweisen, 
noch in der That die Retrotraktions- oder die beiden an- 
deren im § 12 geschilderten Theorien durch gleichmässige 
Staatenpraxis bestätigt sind. 



x) A. a. O. 38. 

Wegmann, Ratifikation. 



V. 



Die Modifikationen der Ratifikations- 
lehre im konstitutionellen Staat, 

I. Moderne Beschränkungen des souveränen 
Vertragschliessungsrechtes und daraus für die Ratifi- 
kationslehre sich ergebende Schwierigkeiten. 

§ 14. 

Die Neuzeit hat manchen Staaten und den meisten ihrer 
Oberhäupter derartige Souveränitätsbeschränkungen ge- 
bracht, dass mit Grund gefragt werden kann, ob durch 
letztere nicht auch das internationale Kontrahirungsrecht 
modifizirt worden sei; und ob ganz besonders die in den 
ersten Abschnitten dieser Abhandlung vorgetragene Lehre 
von der Ratifikation als des Vertragsabschlusses, als der 
Begründung der internationalen Obligation, noch als 
geltendes Recht angesehen werden dürfe. 

Namentlich drei Fälle von Beschränkungen kommen 
in Betracht. Von diesen wird der dritte — weitaus wichtigste 
— den Gegenstand der Erörterungen mehrerer Para- 
graphen bilden, die beiden ersten Fälle können sofort in 



V. Die Modifikationen der Ratifikationslehre etc. cj 

Kürze behandelt werden, indem auch fiir sie auf jene späteren 
Ausfuhrungen Bezug genommen wird. 

I. Zunächst ist, wie immer man in der theoretischen 
Streitfrage nach der Theilbarkeit der Souveränität Stellung 
nehme '\ zuzugestehen, dass eine Reihe von Staaten — 
die sogenannten halbsouveränen und unter modernem Pro- 
tectorat stehenden*^ — Selbstherrlichkeit nur in limitirtem 
Maasse besitzen, und dass andere durch Vereinigung zu 
Bundesstaaten und Realunionen eines Theils ihres Selbst- 
bestimmungsrechtes sich freiwillig begeben haben. Jedes- 
mal aber wird von den Beschränkungen das Vertrag- 
schliessungsrecht betroffen; und zwar in der Weise, dass in 
Beziehung auf gewisse Materien das Kontrahirungsrecht 
entweder gänzlich genommen 3> oder so eingeengt ist, dass 
jene Gebiete beschlagende Verträge einer Genehmigung^^ 
von Seite des Oberstaates oder der Nichteinlegung des 
letzterem zustehenden Vetos ^^ bedürfen. Vermag unter 
derartigen Verhältnissen nach wie vor die Ratifikation 
Verträge zu begründen? 



Zusammenstellung der Literatur dieser Frage bei Gareis, Allgemeines 
Staatsrecht pag. 32, in Marquardsen's Handbuch des Öffentlichen Rechts. Bd. I. 

a) Rivier, Völkerrecht § 8. II. 

3) Den deutschen Einzelstaaten zum Beispiel in Beziehung auf die 
äussere Politik und auf Gegenstände, welche der Regelung durch die Gesetz- 
gebung des Reichs unterliegen. Laband, Deutsches Reichsstaatsrecht § 12 IV 
in Marquardsen's Handbuch des Öffentlichen Rechts. Bd. II. 

4) Zum Beispiel diejenigen Verträge, welche nach Artikel 9 der schweize- 
rischen Bundesverfassung von 1874 die Kantone ausnahmsweis mit dem Aus- 
land über untergeordnete Gegenstände der Staatswirthschaft, des nachbarlichen 
Verkehrs und der Polizei schliessen dürfen, müssen dem Bundesrathe zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt werden. Vergl. auch Blumer-Morelt 
Handbuch des schweizerischen Bundesstaatsrechtes, III 347. 

5) Das Vetorecht besitzt zum Beispiel England gegenüber Transvaal. 

4* 
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Sicherlich da, wo es sich um Materien handelt, die 
der freien Regelung durch den untergeordneten Staat nicht 
entzogen worden sind. Sicherlich dort nicht, wo in Folge 
ausdrücklicher Begebung oder Entziehung der Staat in 
Hücksicht auf eine Materie dispositionsunfähig ist: die 
Ratifikation vermag dann nur ein nullum zu erzeugen. Ist 
aber Zustimmung oder Nichtinterv^ention des Hauptstaates 
erforderlich, so kann die Ratifikation wirksame Verträge 
blos unter der Bedingung errichten, dass innerhalb be- 
stimmter Frist erstenfalls die Genehmigung erfolge, 
zweitenfalls das Veto nicht eingelegt werde. Dass dieser 
Bedingung nur die Bedeutung einer condicio juris suspensiva 
zukommen kann, wird aus den Erörterungen der späteren 
Paragraphen hervorgehen. 

IL Ferner ist die persönliche Souveränität des Staats- 
oberhauptes durch die den konstitutionellen Staaten ge- 
meinsame Bestimmung gebunden, dass zu dessen Regie- 
rungsakten Kontrasignatur eines (meist des Ressort-) 
Ministers,^^ Kanzlers 7) oder Gesammtministeriums*^ erfor- 
derlich sei. Ein Grund, Staatsverträge von dieser allge- 
meinen Regel auszunehmen, ist nicht vorhanden.^^ Wie 
nun, wenn ein ratifizirter Staatsvertrag die Gegenzeichnung 



6) Preussische Verfassungsurkunde Art. 44; Französisches Gesetz vom 
25. Februar 1875, betreffend die Organisation der öffentlichen Gewalten. Art. 3. 

7) Verfassung des Deutschen Reiches Art. 17. 

8) Ein Beispiel für diesen Fall dürfte Art. 63 der Preussischen Ver- 
fassungsurkunde enthalten. 

9) Laband, Staatsrecht des Deutschen Reiches in Marquardsen's Hand- 
buch 114: »Dass Staatsverträge des Reiches vom Reichskanzleramt kontrasignirt 
'werden müssen, ist zwar in der Reichsverfassung nicht ausdrücklich vorge- 
schrieben, entspricht aber ebensowohl dem völkerrechtlichen Gebrauch als den 
allgemeinen Prinzipien des konstitutionellen Staatsrechtes.« 



im konstitutionellen Staat. c-a 

des Ministers nicht erhalten hat? Dann ist sicher, dass 
eine von der Verfassung für die Gültigkeit des Rechts- 
aktes aufgestellte Rechtsbedingung nicht erfüllt ist; weil 
aber der Souverän jederzeit die Neubildung eines Ministe- 
riums vornehmen kann, welches vielleicht die Signatur 
leistet, ist die Bedingung nicht ein für allemal defizirt, 
sondern kann sich nachträglich erfüllen. Nimmt man nun 
mit dieser Abhandlung an, dass nicht nur die staatsrecht- 
liche Gültigkeit des Vertrages, sondern auch seine völker- 
rechtliche gegenüber den Mitkontrahenten durch das ver- 
fassungsmässige Erfordemiss der Kontrasignatur bedingt 
werde '°^ — sonst hätte die Frage nach der juristischen 
Würdigung der Gegenzeichnung überhaupt keine Beziehung 
auf diese völkerrechtliche Untersuchung — so kommt man 
zu dem Schlüsse, dass überall da, wo nicht ausdrücklich 
Gegenzeichnung vor der Ratifikationsertheilung gefordert 
ist, kein nullum, sondern ein invalidum negotium vorliegt, 
ein Kontrakt, der bis zum Moment der erhaltenen Kontra- 
signatur unwirksam bleibt. Auch das Erforderniss der 
Gegenzeichnung wird sich als condicio juris suspensiva 
erweisen. 

III. Endlich führt die den konstitutionellen Staaten 
eigenthümliche Mitwirkung der Kammern an der Gesetz- 
gebung und Verwaltung des Landes eine Beschränkung 
des souveränen internationalen Kontrahirungsrechtes her- 
bei, wenn es sich um den Abschluss von Verträgen über 
Gegenstände handelt, deren Regelung zur Kompetenz der 
Volksvertretung gehört. Es ist die Frage, ob deren Mit- 



w) lieber die völkerrechtliche Bedeutung staatsrechtlicher BeschrUnkungen, 
welche die Legitimation des Oberhauptes zur Vertretung seines Staates gegen- 
über anderen Staaten betreffen, vergl. § 16 bis § 20. 
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Wirkung den Souverän nur staatsrechtlich beschränke, 
indem er durch Ertheilung der Ratifikation nach wie vor 
völkerrechtliche Obligationen zu begründen vermag, deren 
innerstaatliche Ausführbarkeit allein von der parlamen- 
tarischen Zustimmung abhängig bleibt ; oder ob im Gegen- 
theil die Einwilligung des legislativen Körpers unmittelbar 
von Einfluss auf die Entstehung der internationalen Obli- 
gation sei, so dass bei ihrem Fehlen die Ratifikation allein 
nichts mehr bedeute; oder ob endlich der Austausch der 
Ratifikationen noch, aber zu Folge der modernen Kon- 
stitutionen in modifizirter Weise, als der Vertragsabschluss 
zu gelten habe. Eine Lösung dieser Fragen soll in 
folgendem versucht werden. 



2. Lösungsversuche der Schwierigkeiten durch die 

Publizisten. Die Kontroverse über die Bedeutung 

der Mitwirkung der Volksvertretungen beim 

Vertragsabschlüsse 

A. Theorie des völkerrechtlich perfekten Ver- 
tragsabschlusses durch die Staatsoberhäupter. 

§ 15- 
I. »It is also the Kings prerogative to make treaties, 
leagues and alliances with Foreign states and princes. For 
it is by the law of nations essential to the goodness of a 
league, that it be made by the sovereign power; and then 
it is binding upon the whole Community: and in England 
the sovereign power, quoad hoc, is vested in the person 
of the King. Whatever contracts therefore he engages in, 
no other power in the Kingdom can legally delay, resist 



im konstitutionellen Staat. 



55 



or annul.«*^ Uebereinstimmend bekunden die englischen 
Juristen als die mehrhundertjährige diplomatische Praxis 
des Brittischen Reiches, dass völkerrechtliche Verträge von 
der Krone ohne jede Mitwirkung des Parlamentes vorbereitet 
und abgeschlossen werden; dass erst, wenn die Ausführung 
des Vertrages eine Handlung der gesetzgebenden Gewalt 
erfordert, die beiden Häuser durch Annahme oder Ver- 
werfung derselben Einfluss auf die VoUziehbarkeit, auf die 
interne staatsrechtliche Gültigkeit des Vertrages gewinnen. 

Gneist*^ hat nun ausgeführt, dass diese „Norm des 
konstitutionellen Staatsrechtes'^ in die kontinentalen Ver- 
fassungen übergegangen sei, dass sie speziell durch Artikel 
68 der belgischen Verfassung ausgedrückt werde, 3> welcher 
wiederum der preussischen Verfassung zu Grunde gelegt 
worden sei. Der betreffende Artikel 48 

„Der König hat das Recht, Krieg zu erklären 
und Frieden zu schliessen, auch andere Verträge 
mit fremden Regierungen zu errichten; letztere 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung der 
Kammern, sofern es Handelsverträge sind, oder 



i) Blackstone, Commentaries on the Laws of England, 1844, 1. 256. Eben- 
so Alpheus Todd On Parlamentary Government, deutsch von Assmann, 1869, 
S.S42. Ob diese Theorie überhaupt für England richtig ist, wird aus den letzten 
beiden Paragraphen (namenthch § 20. IVc) hervorgehen. 

3) Gneist, Gutachten über die Auslegung des Artikels 48 der Preussischen 
Verfassungs - Urkunde (Anlage A des fünften Berichtes der Kommission für 
Petitionen, betreffend die mit Russland abgeschlossene Kartell - Konvention. 
X. Legislatur-Periode, II. Session 1868, Nr. 236), abgedruckt bei E. Meier, 
Abschluss von StaatsvertrUgen, Leipzig 1874. S. 339 ff. 

3) Artikel 68: »Le Roi commande les forces de terre et de mer, declare 

la guerre, fait les traites de paix, d'alliance et de commerce Les traites 

de commerce et ceux, qui pourraient grever FEtat ou lier individuellement les 
Beiges, n'ont eff'et qu'apres avoir re^u Passentiment des Chambres.« 
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wenn dadurch dem Staate Lasten oder einzelnen 
Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt werden*'. 

habe somit folgenden Sinn: Völkerrechtlich vermag der 
König von Preussen sein Land unbeschränkt zu obligiren; 
bloss die staatsrechtliche Vollziehbarkeit der von ihm ab- 
geschlossenen Verträge ist unter Umständen an die Zu- 
stimmung beider Häuser gebunden. Aus dieser nach wie 
vor unbeschränkten Legitimation des Staatsoberhauptes zur 
Eingehung internationaler Obligationen müssen wir aber 
die Folgerung ziehen, dass die Lehre von der Ratifikation 
als dem internationalen Vertragsabschlüsse unberührt ge- 
blieben sei. 

Zum gleichen Ergebniss führen die Erörterungen La- 
band's^^ über die Auslegung des Artikel 11 der Reichsver- 
fassung. Gemäss Absatz i, welcher allgemein den Kaiser* 
mit der völkerrechtlichen Vertretung des Reiches betraut, 
schliesst der Kaiser alle Verträge mit fremden Staaten ab; 
perfizirt sie also mit der Ratifikation. Absatz 3 

„Insoweit Verträge mit fremden Staaten sich auf 
solche Gegenstände beziehen, welche nach Artikel 4 
in den Bereich der Reichsgesetzgebung gehören, ist 
zu ihrem Abschluss die Zustimmung des Bundesrathes 
und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Reichs- 
tages erforderlich'^ 

soll nicht die in Absatz i bereits geregelte völkerrecht- 
liche, sondern nur die staatsrechtliche Legitimation des 
Kaisers betreffen, dem Vertrag auch nach innen bindende 
Kraft zu verleihen. 



4) Staatsrecht des Deutschen Reiches, zweite Auflage, I. 634 ff.; und 
Reichsstaatsrecht in Marquardsen's Handbuch § 12 III. 
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IL Ein praktischer Vorzug dieser Theorie von Gneist 
und Laband besteht in der freien Stellung des Staatsober- 
hauptes bei Eingehung internationaler Verträge; es wird 
deren Abschluss wesentlich erleichtern, wenn der Gegen- 
kontrahent nicht erst eine schwierige Untersuchung an- 
stellen muss, in wie weit, nach dem momentanen Stande 
der Gesetzgebung, der Souverän allein, in wie weit nur 
unter Mitwirkung der Vertretungskörper zum Vertragsab- 
schluss legitimirt sei ; wenn er davor gesichert ist, dass müh- 
sam arrangirte Uebereinkommen nicht schliesslich durch das 
— vielleicht aus parteipolitischen Gründen gesprochene — 
Nein eines Repräsentantenhauses zu Nichte gemacht werden. 
Doch sind auch die Nachtheile dieser Theorie unverkennbar. 

Der Widerspruch des Parlamentes, welcher völker- 
rechtlich nicht zur Geltung gelangen kann, wird auf dem 
Boden des Staatsrechtes, bei der Ausführung des Vertrages^ 
sich Durchbruch verschaffen und unter Umständen die staats- 
rechtliche Vollziehbarkeit der übernommenen Völkerrecht-- 
liehen Verpflichtungen vereiteln: ein solcher Konflikt aber 
wäre sicher nicht vortheilhafter, als wenn dem Parlament 
Einfluss gleich auf die Entstehung der völkerrechtlichen 
Obligation gewährt wird. Denn was anders wäre der 
Gegenkontrahent als zum besten gehalten und in seinem 
Recht auf Achtung verletzt, wenn z. B. das deutsche Reich 
ihm erklärte : indem Du mit unserem zum Vertragsabschluss 
legitimirten Organ kontrahirtest, hast Du eine tadellose 
internationale Obligation begründet ; doch ist es unsere res 
interna, ob wir dieselbe auch »ausführen«, das heisst er- 
füllen wollen. Welches wäre ferner die Rolle, die dabei 
der Vertreter des deutschen Reiches spielte? Entspricht 
es der Würde des Kaisers, dass eine von ihm eingegangene 
Verpflichtung unausgeführt bleiben muss? Wenn, nacb 
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Gneist's Vorschlag, der Souverän dem Parlament gegen- 
über sich zu Kompensationen herbeilassen soll, 5) um die 
Erfüllung einer im Rahmen seiner verfassungsmässigen Be- 
fugnisse eingegangenen Verpflichtung zu erwirken? Dass 
aber die Rechtsordnung eine Pflicht zu einem bestimmten 
Thun (in Folge Eingehung der völkerrechtlichen Obligation) 
und zu gleicher Zeit ein Recht der Unterlassung dieses 
Thuns (in Folge parlamentarischer Ablehnung des Aus- 
führungsgesetzes) statuire, ist eben so sehr ein Verstoss 
gegen die Logik des Rechts wie gegen die Moral, da 
das den Vertragsbruch zur verfassungsmässigen Einrichtung 
erheben hiesse. 

III. Es ist daher begreiflich, dass noch von anderer Seite 
gegen diese Theorie, welche auch durch die Staatsrechts- 
lehrer Zachariae, Zöpfl, G. Meyer und zum Beispiel durch 
die Völkerrechtslehrer Klüber und Heffter vertreten ist, 
lebhaftester Widerspruch , sich erhob; es kann dem Ver- 
ständniss nur förderlich sein, noch einige Hauptargumente 
der Gegner der Gneist-Laband'schen Theorie anzuführen. 

Ernst Meier bekämpft Gneist auf dem Wege der Ver- 
fassungsinterpretation. Es lasse, wie Jedermann zugestehe, 
der Artikel 48 der preussischen Verfassung eine doppelte 
Auslegung zu ; *^ die normale aber sei diejenige, da wo die 
Zustimmung der Kammern zur Gültigkeit gewisser Ver- 
träge gefordert werde, bei mangelnder Zustimmung auf 
das Gegentheil der Gültigkeit, auf »Nichtigkeit« der Ver- 
träge zu schliessen.7) Der Vertrag als solcher sei also, 



5) Gneist bei E. Meier 345. 

6) E. Meier a. a. O. 213 fF. 

7) Die drei Gründe, welche Gneist zu einer anderen Interpretation 
veranlassen, den Gegensatz des Wortes »Gültigkeit« nicht in der »Nichtig- 
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und nicht nur seine Ausfuhrungsbestimmungen von der 
parlamentarischen Zustimmung abhängig. In ähnlicher 
Weise polemisirt E. Meier, auf Robert v. Mohl gestützt, 
gegen die Anwendbarkeit obiger Theorie auf das deutsche 
Reich ;^^ auch hier müsse eine Auseinanderhaltung der 
völkerrechtlichen Verbindlichkeit eines Vertrages und seiner 
staatsrechtlichen Vollziehbarkeit verworfen werden, weil 
die interpretationsbedürftigen Worte »zu ihrem Abschluss« 
und »zu ihrer Gültigkeit« nur zwei verschiedene, aber 
identische. Ausdrücke für die völkerrechtliche Perfektion 



keit«, sondern in der »Ungültigkeit im Inneren des Staates« zu finden, 
nämlich erstens, das Erforderniss des konstitutionellen Staatsrechtes, die 
ausschliessliche Repräsentation des Staates in seinen auswärtigen Beziehungen 
in die HUnde des Souveräns zu legen; zweitens, der Wortlaut des 
Artikels 48; drittens, der Ursprung dieses Artikels in der belgischen Verfassung, 
erklärt Meier für unstichhaltig: i) wird das konstitutionelle Staatsrecht von 
jedem Gelehrten anders gedacht, von jedem Staat verschieden realisirt; zum 
Beispiel ist der hochwichtige Artikel 78 der belgischen Verfassung: »der König 
hat keine andere Gewalt als diejenige, welche ihm diese Verfassung ausdrücklich 
beilegt« in der preussischen Verfassung nicht acceptirt, so dass aus der Ge- 
schichte ihrer Entstehung angenommen werden kann, dass dem König von 
Preussen gerade alle Gewalt geblieben, die ihm nicht durch die Verfassung 
ausdrücklich genommen worden ist; Gneist selbst gebührt das Verdienst gezeigt 
zu haben, wie sehr das positive Staatsrecht durch Ableitungen aus jenem natur- 
rechtlichen System geschädigt und verfälscht worden ist (Gneist, Der Rechts- 
staat, Berlin 1872), dessen Benutzung zur Interpretation einer positiven Ver- 
fassung die grössten Bedenken gegen sich hat. 2) Das Wort »errichten«, auf 
welches Gneist Gewicht legt, soll nicht »abschliessen« bedeuten, weil sonst die 
Unterscheidung zweier Arten von StaatsvertrUgen in demselben Artikel keinen 
Sinn hätte; gerade deshalb sei dieser ungewöhnliche Ausdruck gewählt, um das 
Minimum von Berechtigung, welche dem Könige bei Vertragsschliessungen zu- 
komme, deutlich zu charakterisiren. 3) Der Artikel 68 der belgischen Ver- 
fassung könne deshalb nicht als das unbedingte Vorbild von Artikel 48 der 
preussischen Verfassung angesehen werden, weil gerade der Ausdruck »effet« 
nicht durch den entsprechenden deutschen »Wirksamkeit« übersetzt wurde; 
man habe also in Preussen durch Gültigkeit offenbar etwas anderes ausdrücken 
wollen. 

8) R. V. Mohl, das deutsche Reichsstaatsrecht, Tübingen 1873, S. 335. 
E. Meier a. a. O. 275 ff. 
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des Vertrages seien. Für das deutsche Reich vertreten 
Meier's Ansicht übrigens auch Probst und Gierke, welche 
sonst im Prinzip die Möglichkeit der Gneist-Laband'schen 
Theorie zugeben.^^ 

Im Gegensatz zu dem von E. Meier angewandten 
Mittel der Interpretation versucht Leoni aus der Einheit 
der Staatsgewalt die Unhaltbarkeit der Gneist-Laband'schen 
Theorie herzuleiten. »Giebt es nur einen Willen, nun, so 
ist derselbe entweder gebunden oder er ist es nicht; er 
kann aber nicht beides zugleich sein, und es kann daher 
der Staat nicht zugleich verpflichtet und nicht verpflichtet 
sein.«'°^ 



9) Probst, Abschluss völkerrechtlicher Vertrüge durch das Deutsche Reich 
und dessen Einzelstaaten, in den Annalen des Deutschen Reiches, Leipzig 1882 
pag. 311. Gierke, Beurtheilung des Laband'schen Staatsrechtes, in Grlinhut's 
Zeitschrift, Wien 1879, VI. 231. 

»o) Leoni, Ein Beitrag zur Lehre von der Gültigkeit der Staatsverträge 
in den Verfassungsstaaten, Archiv für Öflentliches Recht L 1886 pag. 498 ff. 
Zwei andere Argumente Leoni's sind nicht stichhaltig. Er glaubt erstens: Wenn 
die Verfassungen eine Mitwirkung des gesetzgebenden Faktors bei Staatsver- 
trägen verlangen, so soll diese Bestimmung der Befürchtung entspringen, dass 
durch Verträge das Staatsoberhaupt das bestehende Recht ändern möchte, und 
diese Befürchtung wieder der nothwendigen Voraussetzung, dass durch Ver- 
träge auch Recht nach Innen sich bilden lasse. Demgegenüber muss, wie schon 
von anderer Seite geschehen, darauf hingewiesen werden, dass diese Befürchtung, 
falls der Gesetzgeber sie überhaupt gehegt hat, eben so gut der Annahme ent- 
stammen konnte, dass nicht durch den Vertrag als solchen, wohl aber durch 
den entsprechenden Befolgungsbefehl Recht nach Innen gebildet werde. Und 
wenn Leoni aus der rechtlichen Natur des Staates, welcher aus zwei untrenn- 
baren Elementen, Volk und Staatsorgane, bestehe, herausargumentirend, 
zweitens sagt: »Was anderes bedeutet diese Aufstellung (Trennung von staats- 
rechtlicher und völkerrechtlicher Wirksamkeit), als dass die Organe, welche 
kontrahirt haben, zwar verpflichtet, das Volk aber nicht verpflichtet sei, dass 
das Ganze zwar gebunden und die Glieder dennoch frei seien? Und wäre da- 
mit nicht die Einheit des Staates gestört? Ist es nicht vielmehr offenbar, dass, 
wenn der Staat nach aussen, d. h. gegenüber einem Dritten, zu einem Thun 
oder Unterlassen gehalten ist, eben deswegen alle Behörden, Körperschaften, 
Unterthanen, soweit die Erfüllung des Vertrages durch einen Willensakt von 
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Auf dem Wege rechtsphilosophischer Spekulation sucht 
Jellinek allgemein die juristische Unmöglichkeit der Gneist- 
Laband'schen Theorie darzuthun. "^ Wenn ein Staat stets 
nicht in abstracto, sondern nur durch Obligirung eines 
bestimmten Organs verpflichtet werden könne (petitio 
principiü), so sei als dieses Organ das vertragschliessende, 
also das höchste im Staate anzusehen; letzteres aber, 
sobald es den ganzen Staat zu verpflichten im Stande sei, 
wie Laband und Gneist annehmen, vermöge um so mehr 
jedes Organ innerhalb desselben, zum Beispiel das Parla- 
ment zu binden: woraus zu schliessen, dass neben der 
völkerrechtlichen Gültigkeit eines Vertrages nicht eine 
staatsrechtliche Unvollziehbarkeit desselben bestehen könne. 

Seligmann richtet sich gegen das Fundament der 
Laband - Gneist'schen Theorie , welches Gneist mit den 
Worten aufgestellt hat: »Es ist ein normaler Grundsatz, 
dass der konstitutionelle Souverän den Staat nach aussen 
hin verbindlich verpflichtet.« Nachdem Seligmann gezeigt, 
dass dieser Satz, falls er existirt, entweder dem Völker- 
recht oder dem Staatsrecht angehören muss, gelingt es 
ihm nachzuweisen, dass weder im einen noch im andern 
jener Rechtsgebiete eine Norm dieses Inhalts Geltung be- 
sitzen kann."^ 



ihrer Seite bedingt ist, zur ßethUtigung desselben verbunden sind?« so ist mit 
Recht von Seligmann a. a. O. 57 hiezu bemerkt worden: »Gegenüber den 
zitirten Aussprüchen dürfte es genügen, darauf aufmerksam zu machen, dass das 
Wesen der korporativen Person ja gerade darin besteht, dass dieselbe Trägerin 
von Rechten und Pflichten ist, welche nicht solche ihrer Mitglieder sind.« 

") Jellinek, Gesetz und Verordnung, Freiburg i. B. 1887 pag. 347 ff. 
Gegen seine Ausführungen polemisirt Seligmann a. a. O. 59 ff. 

") Erstens: Gneist's Satz kann nicht als ein völkerrechtlicher gelten (a. a. 
O. 54 ff.). Jeder Völkerrechtssatz entsteht nur in Form einer Gewohnheit, welche 
sich zwischen den Rechtssubjekten der internationalen Gemeinschaft, den Staaten, 
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Das prägnanteste Verdikt aber über die Gneist- 
Labandsche Theorie dürfte Unger in dem Ausspruch ab- 
gegeben haben: »Die Gültigkeit (sc. eines Staatsvertrages) 
lässt sich nicht spalten; ein Vertrag kann nicht nach Aussen 
gültig und nach Innen ungültig sein.«'^^ Die elementare 
Wahrheit dieses Satzes vermochte die gegen Unger er- 
öffnete Polemik nicht zu erschüttern.'*^ 



bildet. Letztere werden als juristische Personen in ihrer Rechts- und Handlungs - 
fähigkeit von einem Statut, der Verfassung, normirt: darum die Staatsorgane 
nur soweit den Staat zu verpflichten vermögen, als sie innerhalb der ihnen vom 
Statut gezogenen Schranken handeln. Bindet nun, wie es in den konstitu- 
tionellen Staaten der Fall ist, die Verfassung das Staatshaupt an die Zustimmung 
eines legislativen Körpers, so ist, dass der Souverän allein den Staat verpflichte, 
nicht Staatswille, nicht Wille also der Völkerrechtssubjekie; darum ein dahin 
zielender Völkerrechtssatz sich nicht bilden kann, oder, wo er früher existirt 
hat, derselbe durch den entgegenstehenden Willen der modernen Staaten auf- 
gehoben worden ist. Zweitens: Gneisfs Satz kann auch nicht als ein staats- 
rechtlicher Geltung besitzen (a. a. O. 66 ffl). Jede Handlung eines Staatsorganes 
wirkt, als ob der Staat selbst gehandelt hUtte; das Eingehen eines Vertrages 
durch das Staatsoberhaupt bedeutet, »ich, der Staat, will verpflichtet sein.« Soll 
der Staat nachher durch ein anderes Organ, die Kammer, erklären können, 
»ich will die Nichterfüllung der Verpflichtung, die mir obliegt?« »Wenn ein 
Komparativ des Begriffes der Unmöglichkeit gedacht werden könnte, so würde 
er darin zu finden sein, dass ein und dieselbe Verfassung zuerst die Entstehung 
jener staatlichen Pflicht kraft ihres eigenen Willens anordnet und sodann es 
ermöglicht und gestattet, dass das verpflichtete Rechtssubjekt einen auf Nicht- 
erfüllung gerichteten Willen bildet und bethUtigt.« Dass die nämliche Verfassung 
durch die Handlungen des Staatsoberhauptes unbedingte Pflichten für den Staat 
entstehen lässt, und zugleich dem gesetzgebenden Körper erlaubt, die Aus- 
führung dieser Pflichten zu vereiteln, ist unvereinbar, eine contradictio in 
adjecto. 

13) Unger, Ueber die Gültigkeit von Staatsverträgen; in Grünhut's Zeit- 
schrift, Wien 1879, VI. 355. 

14) Es ist ungerechtfertigt, Unger's Satz, wie zum Beispiel Laband es thut» 
deshalb verwerfen zu wollen, weil es nach Innen überhaupt keinen Vertrag 
gebe. Was soll das heissen? Einen »Vertrag nach Innen« in dem Sinne, dass 
ohne den staatlichen ßefolgungsbefehl auch die Staatsorgane und Unterthanen 
verpflichtet wären, die Stipulationen zu befolgen, giebt es allerdings nicht; 
man wird indess ohne Zaudern zugestehen, dass dies Unger bekannt gewesen, 
er daher nicht wissentlich unrichtiges habe behaupten wollen. >Für« innen 
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Es möchte überflüssig sein , noch näher auf Einwen- 
dungen gegen die Gneist-Laband'sche Theorie einzugehen; 
interessirt uns doch die Kontroverse nur insofern, als sie 
die Frage betrifft, ob und mit welcher Wirkung die Rati- 
fikation des Staatsoberhauptes heute noch den völkerrecht- 
lichen Vertragsabschluss bedeute. Und das dürften die an- 
geführten praktischen und theoretischen Bedenken erwiesen 
haben, dass die Gneist-Laband'sche Lehre, gewäss welcher 
die Ratifikation immer noch den Vertragsabschluss mit 
unbeschränkter völkerrechtlicher Wirksamkeit bedeuten soll, 
theilweis mit dem Wort und gänzlich mit dem Sinn der 
meisten modernen Konstitutionen, ja mit der Logik des 
Rechtes im Widerspruch steht. 

B. Theorie des Vertragsabschlusses durch die 

Parlamente. 

§ 16. 
I. Der Versuch, bei Eingehung zwischenstaatlicher 
Obligationen die Thätigkeit der Volksvertretungen auf eine 
Entscheidung über die Vollziehbarkeit der Verträge zu be- 
schränken, welche deren völkerrechtlichen Abschluss durch 
den Souverän nicht berührt, hat zu einem »unlösbaren 



aber — und nichts anderes beabsichtigte Unger mit seiner, wie man denken. 
soUte, klaren und nicht misszuverstehenden Wendung auszudrücken — giebt 
es freilich Verträge, ja sind alle ausnahmslos bestimmt Das heisst — um nicht 
nochmals Irrthum zu veranlassen — nicht dazu bestimmt, dass sie jedes Mal 
mit dem staatlichen »jubeo« gegenüber den Organen und Unterthanen ausge- 
stattet werden mUssten, denn viele Verträge haben überhaupt keine direkte Be- 
ziehung auf die beiden letzteren; wohl aber ist es Zweck und Bestimmung 
jedes Vertrages, nicht nur äusserlich und nominell (wie es nach Gneist und 
Laband eben möglich ist) zwischen den Staaten zu bestehen, sondern auch 
materielle, völkerrechtliche Wirksamkeit bei den Kontrahenten zu erhalten. 
Letzteres wollte Unger ausdrücken, indem er das »Spalten der VertragsgUltigkeit 
in eine äussere und eine innere« verwarf. 
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Widerspruch zwischen den vertragsmässigen Staatspflichten 
nach Aussen und der verfassungsmässig beschränkten Ver- 
fügungsgewalt des Staatshauptes im Innern«'^ geführt. 
Diesen DuaHsmus sucht eine zweite, vorzüglich von E. Meier 
entwickelte Theorie über den modernen Vertragsabschluss 
zu heben: Sobald bei Staatsverträgen eine Genehmigung- 
Zustimmung, Bewilligung und so weiter verlangt wird, be- 
trifft dies Erforderniss nicht die staatsrechtliche Vollzieh- 
barkeit, wie Gneist glaubte, sondern den Abschluss des 
Vertrages selbst/^ darum da, wo das Parlament seine Zu- 
stimmung verweigert, auch völkerrechtlich nichts zu Stande 
kommt. 3) 

Diese Theorie stellt freilich die bisherige Ratifikations- 
lehre direkt auf den Kopf Hält man daran fest, dass die 
Genehmigung der Ministerstipulationen durch den Souverän 
Ratifikation heisse, so bedeutet letztere jetzt nicht mehr 
den Vertragsabschluss, da dieser dem Staatsoberhaupte 
abgenommen und auf den Weg der Gesetzgebung ver- 
wiesen ist; wollte man aber für den Vertragsabschluss den 
Namen Ratifikation verwenden, so wäre nun das die Rati- 
fikation ertheilende Subjekt der gesetzgebende Körper, 
wie dies mehrere französische Verfassungen ausdrücklich 
ausgesprochen haben/^ 

IL Doch beansprucht Meier für seine Theorie des 
Vertragsabschlusses durch die Parlamente keineswegs ab- 



i) E. Meier a. a. O. pag. VIII. 
a) A. a. O. 27. 

3) A. a. O. 218. 

4) Verfassung vom 3. I4. Sept. 1791. Ch. ill S. i. Art. i Nr. 12: Jl appar- 
tient au Corps Legislatif de ratifier les traitds de paix, d'alliance et de commerce 
Ebenso die Verfassung vom 17. Juni 1793; Verfassung vom 22. August 1795. 
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solute Geltung; er kennt Fälle, wo dieselbe nicht zutrifft. 
So allgemein in England und in den Vereinigten Staaten, 5) 
für deren Praxis die Gneist'sche Lehre der richtige Aus- 
druck sei. Auch vollziehe sich auf dem Kontinent der 
Vertragsabschluss selbstverständlich lediglich zwischen den 
Staatsoberhäuptern, wo letztere über Gegenstände kontra- 
hiren, deren Regelung in Form der Verordnung geschieht. 
Ferner greife das Gneist'sche System, die Scheidung von 
Verbindlichkeit und Vollziehbarkeit eines Staatenvertrages, 
in Preussen da Platz, wo die Kammern gemäss Artikel 48 
der Verfassung zum Vertragsabschluss zwar nicht zuständig 
seien (weil es sich weder um einen Handelsvertrag, noch 
um einen den Staat belastenden oder einzelne Staatsbürger 
verpflichtenden Vertrag handelt), wo der Vertrag aber 
Materien betreffe, welche nur im Wege der Gesetzgebung 
geordnet werden können.^^ Endlich sei bei Friedensver- 
trägen, welche, wie aus Artikel 48 der preussischen Ver- 
fassung hervorgehe, niemals der Zustimmung der Kammern 
zu ihrer Gültigkeit bedürften,^^ welche aber in das Macht- 
gebiet des Landtages eingreifen könnten und darum zu 
ihrer Ausführung seine Mitwirkung erforderten^^ — das 
gleiche gelte für das Deutsche Reiche) — das Auseinder- 
fallen einer völkerrechtlichen und staatsrechtlichen Gültig- 
keit des Vertrages möglich. In den angeführten, sehr be- 
trächtlichen , Ausnahmefallen ist also nicht der gesetz- 
gebende Körper, sondern das Staatsoberhaupt als Kon- 



5) Meier p. VIII. 
* 6) A. a. O. 245 ff. 

7) A. a. O. 238. 

8) A. a. O. 242. 

9) A. a. O. 305. 306. 

Weg mann, Ratifikation. 
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trahent unbedingt legitimirt; der Vertragsabschluss liegt 
in seiner Ratifikation. Nach dem Meier'schen System 
wären somit zwei ganz ungleiche Dinge unter Ratifikation 
zu verstehen. 

III. Vom praktischen Standpunkt lässt sich gegen die 
Theorie von E. Meier einwenden, dass Verschiedenheit der 
Vertragsabschlusses und des vertragschliessenden Organs 
in den einzelnen Ländern, ja selbst innerhalb ein und des- 
selben Staates, die Eingehung internationaler Verein- 
barungen nicht erleichtern dürfte. Man denke nur daran, 
dass jedesmal vor Anknüpfting der Unterhandlungen unter- 
sucht werden sollte, ob in diesem Fall das Staatsoberhaupt 
allein oder nur unter Mitwirkung der Vertretungskörper 
legitimirt sei. Es ist ferner unzweckmässig, das Organ 
der Vertragsschliessung in so komplizirter Weise zu- 
sammenzusetzen ;''*^ ein Kritiker hat mit Recht getadelt:"^ 
»Indem E. Meier die Genehmigung der mitwirkungs- 
berechtigten Körperschaften als Vertragserklärungen hin- 
stellt, macht er vorläufig ratifizirte und sodann erst ge- 
nehmigte Abkommen zu Verträgen unter Abwesenden und 
ruft alle Zweifel wach, welche im Privatrechte über die 
Aeusserungstheorie , Empfangstheorie und Vernehmungs- 
theorie nebst einschlägigen Kontroversen herrschen«. 

Vom Standpunkte der Theorie aus ist erstens : gegen- 
über der nach Meier ausnahmsweis geltenden Gneist'schen 
Lehre an das im vorigen Paragraphen derselben opponirte 
zu erinnern; zweitens: gegenüber dem die Regel bilden- 
den Vertragsabschluss durch die Parlamente zu sagen, 
dass dieser dem Wortlaut der Verfassungen direkt wider- 



»o) Zum Beispiel in Preussen aus König, Herren- und Abgeordnetenhaus. 
") Seligmann a. a. O. 105. 
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spricht. Wenn Meier die Vertretungskörper bei Geneh- 
migung oder Verweigerung einer internationalen Ueber- 
einkunft Vertragserklärungen abgeben lässt, sie zu Organen 
der vertragschliessenden Gewalt erhebt,"^ so beraubt er 
das Staatsoberhaupt zum Theil der völkerrechtlichen Ver- 
tretung seines Staates, welche die Verfassungen ihm allein 
expressis verbis, nicht unter Konkurrenz der Parlamente, 
beilegen. 

C. Theorie der Ermangelung eines juristischen 
Charakters der Staatsverträge. 

§ 17. 

Unter Vermeidung der Klippen der Gneist-Laband'schen 
und der Meier'schen Theorie hat eine überaus kühne 
Lösung der in Frage stehenden Schwierigkeiten Ph. Zorn 
unternommen. '^ 

I. Den Ausgangspunkt seiner Beweisführung bildet 
die oft aufgestellte Behauptung, dass im Zwang das Cha- 
rakteristikum des Rechtes beruhe ; ^^ jede Disziplin, welcher 
dieses Merkmal fehle, dürfe nicht als zum Bereiche des 
Rechtes gehörig betrachtet werden. Ein Komplex solcher 
Normen aber (denen ausserdem Gesetzgeber und Richter 
mangeln), 3> ist das Völkerrecht: dessen Sätze sind daher 



12) A. a. O. 28/. 

i) Namentlich in seinem Staatsrecht des Deutschen Reiches und in der 
Abhandlung: »Die deutschen Staats vertrUge.« Vergl. § i am Ende. 

2) Zum Beispiel in der zitirten Abhandlung pag. 6: »Das Recht ist ein 
Komplex von Imperativen, welche der Staat an seine Unterthanen richtet und 
mit Zwang schützt.« 

3) Wie bedeutungslos für dessen Rechtscharakter alle »drei Mängel des 
Völkerrechts« sind, hat ßergbohm a. a. O. dargethan. 
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in anderen Gebieten unterzubringen; und zwar weist Zorn 
das Völkerrecht entweder der Moral oder dem äusseren 
Staatsrecht zu. 

Was insbesondere die internationalen Verträge anlangt, 
vermöge der über eine Materie erzielte consensus der Parteien 
nicht eine obligatio im juristischen Sinn zu begründen, ^^ 
sondern zum Recht werde der Vertrag erst dadurch, dass 
jeder Staat den Imperativ an seine Unterthanen erlasse, dem 
Text des Vertrages nachzuleben. 

Diesen Imperativ aber bedeute die Ratifikation. ^^ Sie 
sei demnach bei Verträgen, oder genauer „bei denjenigen 
Gesetzen und Verordnungen, welche ihren Inhalt aus einem 
mit einem fremden Staate abgeschlossenen Staatsvertrage 
entnehmen,'' ^^ dasjenige, was bei gewöhnlichen Gesetzen 
und Verordnungen die Sanktion: „Ratifikation ist nach 
preussisch-deutschem Rechte Sanktion der Staatsverträge 
als Gesetz oder Verordnung.« ^^ 

Den Widerspruch zwischen völkerrechtlicher und staats- 
rechtlicher Gültigkeit eines internationalen Vertrages, welchen 
die Gneist-Laband^sche Lehre eventuell herbeiführt, erklärt 
Zorn nun für gehoben, weil nach dem Vorausgeschickten 
der Vertrag vor dem Forum der Jurisprudenz über- 
haupt nur eine staatsrechtliche Seite und Wirksamkeit 
besitze. 7^ Darum könne, da die Form der Recht- 



4) Cit. Abhandlung pag. 8. Staatsrecht des Deutschen Reiches IL 422: 
»Der Staatsvertrag als solcher reicht somit nicht in die SphUre des Rechtes 
hinein, sondern ist nur ein Bestandtheil des Moralgebietes und führt zu Unrecht 
die juristische Bezeichnung Vertrag.« 

5) Cit. Abhandlung pag. 36: »Dasjenige, was den Vertrag zum Recht 
macht, ist die Ratifikation. Sie ist der Imperativ an die Staatsangehörigen, den 
Vertrag zu beobachten.« 

6) Staatsrecht des Deutschen Reiches II. 429. 

7) Cit. Abhandlung pag. 13 f. 



im konstitutionellen Staat. 6q 

Setzung im konstitutionellen Staat eine zweigetheilte sei, 
Gesetz und Verordnung, die Erhebung eines Vertrags- 
entwurfes zum Recht nur in einer von diesen beiden 
Formen erfolgen. ^^ »Weil die Ratifikation aber der näm- 
liche Rechtsakt ist, wie bei Gesetzen die Sanktion, drum 
ist die vorherige Einholung der Zustimmung der Volks- 
vertretung ein begrifflich nothwendiges Erforderniss : Rati- 
fikation vor eingeholter Zustimmung der Volksvertretung 
wäre rechtswidrig und darum ungültig.«'^ Vor Abgabe 
des Votums der Volksvertretung ist eine Willenserklärung 
des Staates einfach gar nicht vorhanden; in diesem Sinne 
ist die Volksvertretung beim Abschluss des Vertrages be- 
theiligt, sie ist Mitkontrahent. '""^ Soweit das Gerippe des 
Zorn'schen Systems. 

II. Seine Lehre ist auf einem Fundament aufgebaut, 
dessen Erschütterung genügt, um diese selbst wanken zu 
machen. Die Zwangstheorie, welche behauptet, dass als 
Recht nur diejenigen Normen anzusehen seien, deren Be- 
obachtung ein organisirter staatlicher Zwang durchzusetzen 
vermöge, kann — so bedeutende Kräfte auch ihre Ver- 
theidigung übernommen"^ — nicht einmal für die privaten"^ 
und vollends nicht fiir die öffentlichen Rechtsgebiete als 
richtige Erfassung des Wesens des Rechtes gelten. '3> 



8) Cit. Abhandlung pag. 23. 

9) das. pag. 26. 

10) das. pag. 26. 

") Einen hervorragenden Vertreter hat diese Theorie neuerdings in 
R. V. Ihering, der Zweck im Recht, gefunden. 

") Man denke zum Beispiel an die leges imperfectae. 

13) Die Annahme der Zwangstheorie würde zu den absurden Konse- 
quenzen führen, dass einerseits neben dem Völkerrecht ein bedeutender Theil 
des Staatsrechtes, weil der Garantien zwangsrechtlicher Durchführung ent- 



70 



V. Die Modifikationen der Ratifikationslehre 



Ebensowenig sind zwei andere Behauptungen stich- 
haltig, welche Zorn aufgestellt hat, um zu beweisen, dass 
ganz speziell die Staatsverträge, consensus inter partes, 
niemals rechtlichen Charakter trügen. Gegen die erste 
derselben, »dass es sich bei Staats vertragen nicht um Be- 
fehle des Staates an die Unterthanen, sondern um Ver- 
abredungen von Staat zu Staat handele,«'*^ wird Jedermann 
mit Grund einwenden, dass das allerdings gegen die Ge- 
setzesnatur, aber gerade fiir den Vertragscharakter der 
internationalen Uebereinkommen spricht. Die zweite, ab- 
sonderlichste Behauptung aber, »Staatsverträge können be- 
grifflich niemals Rechtsgeschäfte sein, weil es solche auf 



behrend, nicht als Recht anzusehen wäre — so diejenigen Verfassungsbestim- 
mungen, welche den SouverUn verpflichtende Normen (er hat innerhalb be- 
stimmter Frist die Kammern zu berufen etc.) aufstellen; ferner die ganz allge- 
meinen Verfassungsvorschriften, welche entweder überhaupt keinen Zwangs- 
schutz möglich oder nöthig machen (die Proklamirung der droits de Thomme, 
Artikel 3—43 Preuss. Verfassung) oder welche zu ihrer Anwendbarkeit erst 
eines Ausfuhrungsgesetzes bedlirfen, wie §61 der Preussischen Verfassung über 
die Ministerverantwortlichkeit -- und dass anderseits Handlungen, in offenbarem 
Widerspruch zur Verfassung vom Staatschef unternommen, sich den Namen 
des Rechts aneignen dürften, sobald dieser ihnen zwangsweis Anerkennung zu 
verschaffen im Stande ist. Es mag genügen, von den zahlreichen, gegen die 
Zwangstheorie gerichteten Schriften, an die in § i Anmerkung 2 zitirten zu 
erinnern, und den Standpunkt zu theilen, welchen Störk unter dem Titel 
»StaatsvertrUge« in Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechtes 
pag. 516 eingenommen hat: »Liegt die juristische Möglichkeit vor, dass staat- 
liche Selbstverpflichtung innerhalb der eigenen inneren Rechtsordnung eintreten 
und wirksam werden kann; dass der Staat die in seinem Verfassungs- und Ver- 
waltungsrecht enthaltenen Willensbeschr'ankungen zur Ausführung bringt, dass 
er ein rite gefälltes Urtheil vollzieht, in Rechtsstreitigkeiten privat- und Öffent- 
lich-rechtlicher Natur sich dem Ausspruche des Richters unterwirft, dann liegt 
am allerwenigsten ein logisch ausreichender Grund zu der Annahme vor, dass 
der Staat anderen, ihm gleichgearteten Gliedern eines ihn selbst umfassenden 
Verbandes, also Faktoren gegenüber, welche zu ihm in keinem Subjektions- 
verhUltnisse stehen, von dieser Möglichkeit autonomer Willensbindung keinen 
rechtlich geordneten Gebrauch machen sollte.« 

m) Staatsrecht des Deutschen Reiches II. 421. 
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dem Gebiete des öffentlichen Rechtes überhaupt nicht 
giebt« '5) hat Zorn gut gethan , selbst durch mannigfaltig 
widersprechende Aussagen zu entkräften. '^^ Somit ist aber 
kein Grund vorhanden, unserer gemeinsamen Ueberzeugung 
entgegen anzunehmen, dass erst dann ein Vertrag den 
Rechtscharakter bekomme, wenn der staatliche Imperativ 
behufs Befolgung des Vertrages an die Unterthanen erlassen 
werde; dass — was Zorn behauptet — der Vertrag nur 
eine staatsrechtliche Seite und Wirksamkeit besitze. 

Weil im Gegentheil der Staatenvertrag schon durch 
seinen völkerrechtlichen Abschluss Rechtscharakter erhält, 
und sich dadurch von Gesetz und Verordnung, den Formen 



15) Staatsrecht des Deutschen Reiches II. 423. 

16) Deutet es nicht darauf hin, dass es auf dem Gebiete des Öffentlichen 
Rechtes wohl Rechtsgeschäfte giebt, wie auch darauf, dass der Staatsvertrag 
nicht der Moral, sondern der Sphäre des Rechtes angehört, wenn Zorn sagt: 
»Abgeschlossen ist ein Rechtsgeschäft, wenn zu seiner rechtlichen Perfektion 
nichts mehr fehlt, d. i. wenn die Willenseinigung der Kontrahenten erfolgt ist. 
. . . Abgeschlossen ist ein Staatsvertrag, wenn nichts mehr zu seiner rechtlichen 
Perfektion fehlt, wenn die Willenseinigung der in Betracht kommenden Staaten 
erfolgt ist, nicht aber schon dann, wenn Bevollmächtigte den formulirten Ent- 
wurfstext unterzeichnet haben.« (Cit. Abhandl. pag. 22.)? Wie verträgt sich mit 
dem Behaupteten der Ausspruch: »Wohl aber kann das Reich auf dem Wege 
des Vertrages für das Staatsrecht thätig werden gegenüber anderen Staaten, 
auf dem internationalen, zwischenstaatlichen, völkerrechtlichen Gebiete. Hier 
ist die oberste begriff*liche Voraussetzung des Vertrages: gleichberechtigte Kon- 
trahenten gegeben (Staatsrecht des Deutschen Reiches I. 106).? Ist es nicht das 
Gegentheil des frUher Aufgestellten, wenn Zorn meint: »Es ist völlig irrevelant, 
ob an dem Abschluss des Vertrages nur zwei oder mehrere Staaten betheiligt 
sind, es ist schlechterdings nicht einzusehen, wie aus der Zahl der Kontrahenten 
ein Unterschied der juristischen (!) Betrachtung sollte resultiren können.« 
(Staatsrecht des Deutschen Reiches II. 420)? Wie kommt, um aus den vielen 
sich bekämpfenden Behauptungen Zornes nur noch eine herauszugreifen, dieser 
Gelehrte dazu, sich bei der Untersuchung der Legitimation des Staatsoberhauptes 
zum Vertragsabschluss auf Ulpian's Rechtsausspruch »qui cum alio contrahit 
vel est vel debet esse non ignarus condicionis ejus« zu berufen, wenn das Recht 
nur aus zwangsgeschUtzten Imperativen an die Unterthanen besteht, der Staats- 
vertrag bloss dem Moralgebiet angehört, wenn es auf dem Gebiete des jus 
publicum Rechtsgeschäfte überhaupt nicht giebt?? 
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innerstaatlicher Rechtssetzung, unterscheidet, welche, um 
Rechtscharakter zu empfangen, anderer Vorgänge bedürfen, 
ist e§ total unrichtig, die charakteristischen Momente jener 
zwei verschiedenen Vorgänge, die Ratifikation und die 
Sanktion, wie Zorn es thut, zu identifiziren. Davon sollte 
schon die Erwägung abhalten, dass es Verträge giebt, welche 
einzig die Staatsgewalt zu verpflichten bestimmt sind, bei 
denen ein Befehl an die Staatsunterthanen überhaupt nicht 
denkbar ist. '7) Dass die Sanktion, das heisst diejenige dem 
Staatshaupt zukommende Willenserklärung, durch welche 
das Gesetz für alle der Staatsgewalt unterworfenen Personen 
bindender und verpflichtender Staatswille wird,'^^ also ein 
im Verhältniss der Ueberordnung nach innen gerichteter 
Befehl und undelegirbarer Akt, nicht identisch ist mit der 
im Verhältniss der Gleichordnung nach aussen abgegebenen 
und delegirbaren Ratifikation, welche doch, wie immer man 
sie im Näheren definire, ein Moment der internationalen 
Vertragsabschliessung bildet, darf zu den Oasen der Juris- 
prudenz gezählt werden, auf denen communis doctorum 
opinio blüht. Zorn hat übrigens auch diese Behauptung von 
der Identität der Ratifikation und Sanktion selbst wieder 
untergraben. '^^ 



17) Beispiel Reblauskonvention vom 18. September 1878: »Les Etats con- 
tractants s'engagent a completer, s'ils ne l'ont de'jä fait, leur legislation 
interieure en vue d'assurer une action commune et efficace contre Tintroduction 
et la propagation du Phylloxera.« 

18) Gareis, Allgemeines Staatsrecht § 70. II. 2. 

»9) Er kommt nUmlich dazu, zwischen den zwei Begriffen darin einen 
Unterschied zu konstatiren, dass die Ratifikation auch die solenne Erklärung 
gegenüber dem anderen Kontrahenten bedeute, es mangele nun nichts mehr 
an der Rechtskraft des Vertrages (Cit. Abhandlung pag. 37). Ausserdem werde 
im Deutschen Reich die Sanktion vom Bundesrath, die Ratifikation vom Kaiser 
ertheüt (Cit. Abhandlung pag. 30). Dass aber Ratifikation und Sanktion gUnz- 
lich Verschiedenes seien, sagt folgende Aeusserung Zorn's: »In der Ratifikation 



im konstitutionellen Staat. ^-2 

Wenn aber die Ratifikation und Sanktion gänzlich ver- 
schiedene Dinge sind, so ist kein juristischer Grund vor- 
handen, die Rechtssätze, welche für die eine gelten, auch 
auf die andere anwenden zu müssen, so dass beispielsweise 
die Ratifikation wie die Sanktion erst nach erzielter Ein- 
willigung der Kammern ertheilt werden dürfte. Die An- 
nahme, dass »vor Abgabe des Votums der Volksvertretung 
eine Willenserklärung des Staates einfach gar nicht vor- 
handen« sei, würde auch der internationalen Praxis schroff 
widersprechen. Aus diesen und aus den bei Besprechung der 
E. Meier'schen Theorie bereits angeführten Gründen kann 
man nicht die Volksvertretung als beim Abschluss (S. 66 f.) 
des Vertrages betheiligt, und als Mitkontrahent bezeichnen. 

Das Zorn'sche System ^°^ dürfte die Schwierigkeit der 
Gneist-Laband'schen Theorie nicht gehoben haben, ja vom 
Wege, der zu ihrer Lösung führt, recht wesentlich ab- 
geirrt sein. 

D. Theorie des von der parlamentarischen 
Zustimmung bedingten Vertragsabschlusses 

durch das Staatsoberhaupt. 

§ i8. 

I. Der dem Gneist - Laband'schen System immanente 
Konflikt zwischen Staats- und Völkerrecht, dessen politische 
Beilegung stets eine juristische Beeinträchtigung entweder 
der Krone oder der Kammer herbeiführen wird, veranlasst 



liegt die WillenserklUrung des Staates. Von einer WillenserklUrung der Kon- 
trahenten, also demjenigen Erfordernisse, das den Vertrag perfekt macht, kann 
somit nur dann die Rede sein, wenn die Ratifikation gegenseitig ertheilt und 
acceptirt ist; dann ist der Vertrag abgeschlossen*; (Git. Abhandlung pag. 26 f.). 

ao) Vergl. auch § 1 am Ende. 
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Prestele, einen Ausweg in der Art zu finden, dass er zwar 
nur in den Staatsoberhäuptern internationale Kontrahenten 
erblicken, an die parlamentarische Zustimmung aber die 
völkerrechtliche Gültigkeit von deren Vertragserklärungen 
knüpfen will.'^ Ebenso glaubt Leoni, »dass in denjenigen 
Fällen, in welchen Zustimmung der gesetzgebenden Körper 
vorgeschrieben ist, ein rechtsverbindlicher Vertrag erst vor- 
liege, wenn neben den übrigen Voraussetzungen auch jene 
Zustimmung gegeben ist«, und dass, so lange dies nicht 
zutrifft, von einem rechtsverbindlichen Vertrage überhaupt 
nicht geredet werden könne. ^"^ 

Mit grösserer Schärfe ist dieser Gedanke in neuerer 
Zeit vereinzelt von Völkerrechtslehrem ausgesprochen worden ; 
so äussert Fiore: »Quando la condizione sospensiva della 
ratifica per parte dei corpi rappresentativi sia stabilita dalla 
costituzione dello Stato, il trattato, benche concluso nei 
limiti del pieno potere officiale, non obligherä lo Stato se 
non quando sia ratificato dai Corpi rappresentativi. « ^^ Eben- 



i) Prestele, Die Lehre vom Abschlüsse völkerrechtlicher Verträge durch 
das Deutsche Reich und die Einzelstaaten des Reiches, München 1882, pag. 43. 
Der Ausweg »besteht darin, der Volksvertretung in Bezug auf den Abschluss 
völkerrechtlieher Vertr'age einen solchen Einfluss zu gewähren, dass letztere 
nur mit ihrer Zustimmung völkerrechtliche Gültigkeit erlangen.« »Der Volks- 
vertretung steht kein Mitwirkungsrecht an den abzuschliessenden Verträgen in 
der Art zu, dass sie neben dem Staatsoberhaupte vertragschliessendes Organ ist. 
Das Recht, völkerrechtliche Verträge abzuschliessen, ruht zweckmässig in der 
Hand des Trägers der Staatsgewalt. Nur die Gültigkeit der durch das Staats- 
oberhaupt abzuschliessenden Verträge wird von der Zustimmung der Volks- 
vertretung abhängig gemacht.« 

3) Leoni a. a. O, pag. 500. 

3) Fiore Diritto internazionale public© II. 273; ähnlich 264. VergL auch 
desselben Autors Diritto Internazionale Codificato, Torino 1890 § 686; wo 
übrigens hinsichtlich der allgemeinen Noth wendigkeit der Ratifikation zur Ver- 
tragsperfektion Fiore den richtigen Standpunkt verlassen hat: »La ratifica dovra 
ritenersi indispensabile a rendere il trattato definitivo ogni qualvolta che sia 
Stabilita come condicione dai plenipotenziarii.< 
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so vindizirt Pradier - Fod^r^ dem zustimmungsbedürftigen 
Vertrage nur eine »port^e conditionelle«, und bezeichnet 
ihn als »subordonne ä la condition suspensive de Tappro- 
bation par le pouvoir l^gislatif. « '♦^ 

Das Gemeinsame und Neue dieser Aussprüche besteht 
darin, dass die von den modernen Konstitutionen erforderte 
Zustimmung der Kammern zu gewissen Staatsverträgen 
völkerrechtliche Bedeutung und zwar im Sinne einer Rechts- 
bedingung besitzen soll, von deren Erfüllung die Gültigkeit 
des Uebereinkommens abhängig sei. 

Weil somit diese- Schriftsteller die Legitimation zur 
Eingehung von Verträgen bei der Person des Souveräns 
lassen, und allein die Gültigkeit seiner Vertragserklärungen 
in gewissen Fällen an die condicio juris der parlamen- 
tarischen Zustimmung knüpfen, ist im Allgemeinen die Fol- 
gerung zu ziehen, dass diese Auffassung nach wie vor in 
der Ratifikation den Abschluss, freilich eines bald gültigen, 
bald (bei Defizienz der Rechtsbedingung) ungültigen Ver- 
trages erblickt. 

II. Soll, abgesehen davon, ob und in wie weit diese 
Theorie thatsächlich auf die einzelnen Staaten zutrifft, ein 
Urtheil über ihren Werth gefällt werden, so ist einerseits 
ihre praktische Anwendung nicht leicht, weil der Gegen- 
kontrahent jedesmal wissen muss, ob in casu concreto der 
fremde Souverän für seinen Staat schlechthin verbindliche 
oder in ihrer Gültigkeit von einer condicio juris abhängige 
Vertragserklärungen abzugeben vermag. Andererseits aber 



4) Pradier- Fodere, Traite' de Droit International public europeen et 
ame'ricain IL 773 f. — Aehnlich Calvo, Le Droit International, I. 667. — Schon 
Wheaton, Elements of International Law, hat die Ansicht vertreten: »In all 
these cases, it is, consequently, an implied condition in negotiating with foreign 
powers, that the treaties concluded by the executive government shall be subject 
to ratification in the manner preseribed by the fundamental laws of the State.« 
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sind die konstitutionellen Rechte der Volksvertretungen bei 
dieser Theorie aufs wirksamste gewahrt, und das Staats- 
oberhaupt in seinem Rechte weder ungemessen verkümmert 
wie nach dem E. Meier'schen, noch den peinlichsten Lagen 
ausgesetzt wie nach dem Gneist-Laband'schen System. So- 
bald ein völkerrechtlicher Vertrag zur Existenz gelangt, ist 
der Staat als solcher obligirt und keines seiner Organe be- 
rechtigt, der allgemeinen Staatspflicht entgegen zu handeln. 
Es ist — r und darin liegt der eminente Vorzug dieser Auf- 
fassung — ein Konflikt von Staats- und völkerrechtlicher 
Gültigkeit eines Staatsvertrages ausgeschlossen. 

III. Der Theorie von der condicio juris sind in 
neuester Zeit eine Reihe von Gelehrten beigetreten und 
haben versucht, dieselbe juristisch theils zu begründen, 
theils näher auszubilden. 

So sagt Gorius: »Haben die Völker sämmtlich durch 
diese Verfassungsbestimmungen ihre Rechte und Freiheiten 
dahin sichern wollen, dass dieselben nicht ohne weiteres 
durch Staatsverträge alterirt werden können, so ist es 
unzweifelhaft, dass jedes Volk bei Statuirung solcher Be- 
stimmungen jedenfalls die Absicht hatte, den Souverän 
auch völkerrechtlich zu beschränken. Wäre nun auch diese 
Absicht, wenn von einem Volke, einem Staate ausgehend, 
gegenüber einem allgemeinen völkerrechtlichen Grundsatze 
bedeutungslos, so bleibt sie nicht unbedeutend, sobald alle 
oder fast alle Glieder des Staatensystems in der gleichen 
Absicht und im Ausdrucke derselben zusammentreffen. Ist 
dies der Fall, so liegt nicht mehr ein blos staatsrecht- 
licher, sondern ein völkerrechtlicher Grundsatz vor. «5) So- 



5) Gorius, Das Vertragsrecht des Deutschen Reiches in Hirth's Annalen, 
Leipzig 1874, pag. 768. 
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weit hat Gorius die condicio juris motivirt und soweit ist ihm 
beizupflichten, als er den staatsrechtlichen Bestimmungen, 
welche das Vertragsschliessungsrecht des Souveräns be- 
schränken, heute die Bedeutung eines Völkerrechtssatzes 
des Inhaltes beilegt, dass auch völkerrechtlich nur bei Er- 
füllung jener staatsrechtlichen Erfordernisse wirksame Ver- 
träge entstehen können. 

Was aber das Wesen der condicio juris anlangt, lassen 
Gorius' widersprechende Ausführungen nicht erkennen, ob er 
dieselbe als suspensive oder resolutive auffasst, und ob sie in 
der Zustimmungsertheilung oder Zustimmungsversagung des 
Parlaments liegen soll/^ 

Trotzdem er gegen Gorius den Vorwurf willkürlicher 
Begriffsvertauschung erhebt, ^^ tritt dennoch dessen Aus- 



ö) Wie kann, wenn Gorius in der Ratifikation den Abschluss eines gül- 
tigen Vertrages erblickt, die parlamentarische Genehmigung condicio suspensiva«, 
das heisst doch Bedingung des Zustandekommens, bei einem bereits gültig zu- 
stande gekommenen Rechtsgeschäft sein? Und vollends (a. a. O. pag. 722) 
condicio suspensiva des Gültig bleibens< ? Suspensivbedingungen der Art 
giebt es nicht; es liegt vielmehr, wenn ein ungewisses Kreigniss den Fortbestand 
eines Rechtsgeschäftes bedingt, eine Resolutivbedingimg vor; als DeHzienz einer 
solchen die Nichtversagung der parlamentarischen Genehmigung ansehen zu 
Avollen, würde aber unnatürlich und nicht mit der Praxis im Einklang sein. — 
Wenn (iorius (Vertragsrecht des Deutschen Reiches, in Hirth's Annalen 1875 
P'<^^' 538) lerner sagt: >I)as Gültigbleiben eines Staatsvertrages hängt dann von 
der Zustimmung oder NichtZustimmung des Reichstages ab, welch* letztere eine 
aufschiebende, je nach Umständen auch auflösende Bedingung für das Zurecht- 
bestehen des Vertrages bildet< , so bezeichnet Gorius hier die NichtZustimmung 
als dasjenige, was ihm vorher die Zustimmung bedeutet hat: als condicio suspen- 
siva — von den Fällen abgesehen, wo je nach Umständen (??) eine Resolutiv- 
bedingung in der NichtZustimmung zu erblicken sei. — Endlich dürfte die Be- 
hauptung, dass für das Gültig > bleiben« die Genehmigungs^versagung^ des Reichs- 
tages eine ^>Suspensiv<bedingung bilde, das Urtheil rechtfertigen, dass Gorius' 
Ausführungen widersprechend und unklar sind. 

7) Probst, Ueber den Abschluss völkerrechtlicher Verträge durch das 
Deutsche Reich und dessen Einzelstaaten, in den Annalen des Deutschen Reiches, 
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führungen Probst bei, nachdem er sie folgendermassen 
interpretirt : ®^ »Gorius meint, der Vertrag, durch die Zu- 
stimmung des (deutschen) Bundesrathes gültig geworden, ^^ 
bleibe solange gültig, bis er durch die Verweigerung der 
verfassungsmässigen Genehmigung des Reichstags invalidirt 
werde. Nicht die Ertheilung der Genehmigung ist ihm 
Bedingung des Gültigwerdens, sondern der Nichteintritt 
der Verweigerung dieser Genehmigung ist Bedingung des 
Gültigbleibens, weil Gorius auch stillschweigende Ge- 
nehmigung des Reichstages als genügend annimmt. Gorius 
fasst also in Wahrheit die Genehmigung des Reichstages 
als Resolutivbedingung. Er denkt aber dabei auch an die 
Möglichkeit, dass die Genehmigung des Reichstages in der 
Vereinbarung selbst als Bedingung der Ausführbarkeit des 
Vertrages erwähnt sei, und meint, insofern wirke dieselbe 
als aufschiebende Bedingung.« 

Hinsichtlich der Auffassung der condicio juris als 
Resolutivbedingung ist auf das bereits gegen Gorius (oben 
S. 77, Anmerkung 6) Bemerkte zu verweisen; an Pröbsfs 
letztcitirtem Satz aber zu rügen, dass Probst, wie schon 
Gorius, eine condicio facti in die Untersuchung der in 
Frage stehenden Rechtsbedingung hineinmengt und zu 
vergessen scheint, dass letztere, eine von der Rechts- 
ordnung für das Zustandekommen des Rechtsaktes auf- 



Leipzig 1882. In den gerügten Fehler verfällt Probst wiederholt selbst; zum 
Beispiel pag. 311 Absatz 2, wo Probst im gleichen Satz die internationale Ver- 
pflichtung von der parlamentarischen Genehmigung resp. Verweigerung suspen- 
siv und resolutiv bedingt sein lUsst. 

8) A. a. O. 313. 

9) In die Kontroverse, ob der deutsche Bundesrath bei Vertragschliessung 
durch das Reich Kontrahent sei, einzutreten, ist hier nicht nöthig. 
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gestellte Voraussetzung, nicht durch willkürliche Partei- 
bedingungen ersetzt oder geändert werden kann. 

Anhänger der condicio juris resolutiva scheint auch 
Gierke zu sein, wie aus folgenden Aussprüchen hervor- 
geht: »Referent ist übrigens der Ansicht, dass auch der 
weitere Verfassungssatz, welcher »zu ihrer Gültigkeit die 
Genehmigung des Reichstages« für erforderlich erklärt, 
nicht blos staatsrechtliche, sondern zugleich völkerrecht- 
liche Bedeutung hat . . . Wird daher ein Vertrag der 
bezeichneten Art vorher ratifizirt, so ist die Ratifikation 
mit einem stillschweigenden Vorbehalt erfolgt, und der 
Vertrag wird auch nach aussen hinfällig (»ungültig«), wenn 
etwa der Reichstag die Genehmigung hinterher versagt. «'°^ 

Unger hat an der Hand einer privatrechtlichen Analogie 
— der von einem Minderjährigen ohne väterlichen Konsens 
eingegangenen Ehe — zu zeigen gesucht, dass die parla- 
mentarische Zustimmung, wo sie erfordert, condicio juris 
der völkerrechtlichen Gültigkeit eines Staatsvertrages bilde. 
Denn, wie jene Ehe, sei auch der vom Souverän allein 
eingegangene Vertrag relativ ungültig und werde, gleich 
ihr, bei Versagung der nöthigen Zustimmung absolut un- 
gültig, während er, ebenfalls nach obiger Analogie, bei Er- 
theilung des parlamentarischen Konsenses vollkommene 
Gültigkeit bekomme."^ Die analoge Behandlung des Willens 
des Souveräns beim Abschluss von Staatsverträgen und 
des Minderjährigen, der eine Ehe eingehen will, ist aber 
durchaus unstatthaft. "^ 



lo) Gierke a. a. O. 231. 

") Unger a. a. O. 349 f. 

") Unger hat übersehen, dass, nicht zu sprechen von der wesentlich ver- 
schiedenen Natur des Staats- und Privatvertrages (ganz besonders des Ehekon- 
traktes), es sich bei der Genehmigung der Ehe eines Minderjährigen um eine 



8q V. Die Mcklirikationen der Ratinkationslehre 

Jellinek macht ebenfalls die erforderte parlamentarische 
Zustimmung zur Rechtsbedingung der Staats- und völker- 
rechtlichen Gültigkeit der Verträge. Und zwar soll ihr 
in denjenigen Ländern, in welchen der Vertrag als solcher 
der Volksvertretung zur Genehmigung vorzulegen ist, die 
Bedeutung einer condicio juris suspensiva zukommen : 
während in denjenigen Ländern, wo nicht der Vertrag 
selbst, sondern nur das Ermächtigungs- resp. Ausfiihrungfs- 
gesetz Gegenstand parlamentarischer Beschlussfassung wird, 
der Vertrag mit der Ratifikation zwar geschlossen, aber in 
denjenigen Bestimmungen resolutiv bedingt sein , welche zu 
ihrer Ausführung ein Gesetz nöthig machen. ''^ 

Jellinek gebührt das Verdienst, darauf hingewiesen zu 
haben, dass thatsächlich in Europa und Amerika nicht nur 
ein System die Herrschaft behauptet. Indessen vollzieht sich 
weder die Scheidung der Systeme genau in der gezeich- 
neten Weise, noch besitzen insbesondere die beiden Rechts- 
bedingungen den von Jellinek angegebenen Geltungsbereich : 
Für die condicio juris resolutiva wird überhaupt kein 
Raum sein. '*' 



raiihabitio handelt, welche zu dem in eigenem Namen eingegangenen Geschäft 
\icb Minderjährigen) von einem anderen, ebenfalls selbständigen Willen (des 
\ aters resp. Vormundes) gegeben wird. Bei Gutheissung des Staatenvertrages 
durch das Parlament aber liegt eine solche Genehmigung vor, die dem für ein 
Hechtssubjekt ^Staat) von seinem Organ ^Staatsoberhaupt) abgeschlossenen Ver- 
traue von einem anderen Organ derselben juristischen Person ertheilt wird. 

«iy Jellinek, Gesetz und Verordnung 341 — 366. 

M; Vergl. § 19 und 20. Die Annahme einer Resolutivbedingung wird in 
unserem Fall stets zu einem PHichtenkonflikt der juristischen Person und ihrer 
Organe führen. Denn entweder ist der Staat völkerrechtlich verptiichtet, dann 
darf keines seiner Organe, auch nicht das Parlament, dieser Verpflichtung ent- 
gegenhandeln; oder der Staat ist völkerrechtlich noch nicht gebunden, dann 
kann das parlamentarische Votum auch nicht die Bedeutung einer eintretenden 
oder detizirenden Resolutivbedingung besitzen. 
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Endlich ist Seligmann zu folgenden Resultaten ge- 
langt. Von den Staatsoberhäuptern wird jeder völker- 
rechtliche Vertrag gültig abgeschlossen. Bei allen Kon- 
trahenten bleiben aber die übernommenen Pflichten in ihrer 
Wirksamkeit von der condicio juris suspensiva bedingt, 
dass jedes Parlament — soweit das eine oder das andere 
ihm verfassungsmässig zukommt — dem Vertrag als solchem 
oder dessen Ausführungsbestimmungen seine Genehmigung 
ertheilt. 's) 

Seligmann unterscheidet sich darin von den früheren 
Autoren, dass, nach ihm, die formelle Gültigkeit eines von 
den Staatsoberhäuptern abgeschlossenen Vertrages eine un- 
bedingte ist; und dass sich die condicio juris suspensiver 
Natur nur auf die materielle Wirksamkeit des Rechts- 
geschäftes in bestimmtem Umfang bezieht. In wie weit 
darin im wesentlichen ein Fortschritt, im einzelnen manche 
Unrichtigkeit liegt, werden die nachfolgenden Erörterungen 
zeigen. 



3. Eigene Lösung des Problems. 

Nachdem verhältnissmässig ausführlich auf die wichtig- 
sten Theorien zur Beantwortung unserer Frage eingegangen 
worden, ist es thunlich, in möglichster Kürze die eigene 
Lösung des Problems zu geben. 



15) Seligmann a. a. O. 146 bis 206. 



Wcijmann, Ratifikation. 
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A. In der Ratifikation jedes Staatsoberhauptes 

liegt auch heute unter allen Umständen die staat- 

liche Willenserklärung; in ihrem Austausch 

der völkerrechtliche Vertragsabschluss. 

§ 19. 

I. Sieht man von den absoluten Monarchien ab, in 
welchen darüber keine Kontroverse besteht, dass das Recht, 
Verträge mit dem Ausland abzuschliessen , ausschliesslich 
Sache des Herrschers ist, so bemerkt man bei den kon- 
stitutionellen Staaten, dass gemeinhin deren völkerrechtliche 
Vertretung, speziell die Kompetenz zur Abschliessung von 
internationalen Uebereinkommen, zunächst dem Staatsober- 
haupt zugewiesen ist, worauf ein folgender Absatz oder 
Paragraph der Verfassung für gewisse Arten von Verträgen 
Zustimmung oder Genehmigung der Kammer als erforder- 
lich erklärt. Typisch die serbische Verfassung vom 29. Juni 
(griech. Styls) 1 869 : '^ 

»Le Prince repr^sente le pays dans toutes ses 
relations ext^rieures et conclut les trait^s avec les 
puissances etrangeres. 

Mais si Tex^cution de ces trait^s entraine soit 
une depense ä la Charge du tr^sor, soit une modi- 
fication des lois existantes, ou si en gen^ral le 
traite porte atteinte ä des droits publics ou priv^s, 
Tassentiment de la Skoupschtina nationale est 
n^cessaire. « 



i) Dareste, Les constitutions modernes, recueil des constitutions en 
vigueur dans les divers Etats d'Europe, d'Anierique et du monde civilise, Paris 
1883 II. 289 f. 
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Wenn gleich auf den ersten Blick aus dieser Fassung 
hervorgeht, dass in einer Anzahl von Fällen (in allen im 
zweiten Satze nicht genannten) die Prärogative der Krone 
jedenfalls unberührt geblieben ist, so führt eine genauere 
Betrachtung zu der weiteren Erkenntniss, dass die Ver- 
fassungen auch dem zweiten Satze unmöglich den Sinn bei- 
legen wollten, es sei in Beziehung auf die in demselben 
genannten Angelegenheiten dem Staatsoberhaupt die Fähig- 
heit entzogen , selbstständig gültige Vertragserklärungen 
Namens seines Staates abzugeben. Denn, jene Absicht an- 
genommen, wäre eine Fassung, welche, statt sich der ein- 
fachen Wendung zu bedienen, »ausser in den Fällen x, y 
und z schliesst der Souverän selbstständig alle internationalen 
Verträge ab«, dem Staatsoberhaupt erst allgemein das Recht 
beilegte, sein Land völkerrechtlich zu vertreten, speziell 
dessen Verträge abzuschliessen, und darauf ein grosses Stück 
der soeben ertheilten Befugniss wieder subtrahirte, redak- 
tionell dermassen mangelhaft, dass wir einen solchen Ver- 
stoss fast allen konstituirenden Versammlungen oder Ver- 
fassungsräthen nicht zutrauen dürfen. Um so weniger, als 
man dann in den Staatsgrundgesetzen vergebens nach dem 
Organ suchen möchte, welches in jenen Fällen, wo der 
Souverän nicht kompetent, zur völkerrechtlichen Vertretung 
des Landes berufen wäre. Es bleibt somit nur die Möglich- 
keit anzunehmen, dass jene beschränkenden Verfassungs- 
zusätze "^ einen anderen Sinn haben (vergl. § 20), und nicht 
die ausschliessliche Fähigkeit des Souveräns zur Abgabe 



2) Selbst wenn sie wie die preussische oder die Reichs-Verfassung be- 
stimmen, dass zur »Gültigkeit« der Verträge Zustimmung oder Genehmigung 
der Kammer erforderlich sei. Gneist und E. Meier (Seite 58 f.) haben schon ge- 
zeigt, dass die Folge des Mangels jener Zustimmung nicht nothwendig NichtiJf- 
keit des Vertrages zu sein braucht. 

6» 
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gültiger Vertragserklärungen Namens seines Staates be- 
treffen. 

IL Wohin soeben die Prüfung des Verfassungswortlautes 
gelangt ist, wohin ferner die Rücksicht auf den völkerrecht- 
lichen Verkehr leiten sollte, dahin führt auch eine Betrach- 
tung der staatsrechtlichen Stellung des modernen Souveräns. 
Dass dem letzteren nach heutiger Anschauung in öffentlich- 
rechtlichen Dingen kein besonderer Wille neben oder über 
dem Staate zukommt, dass der Souverän vielmehr nur als 
(wenn auch sehr wichtiges) Organ desselben aufzufassen ist, 
kann, jedenfalls für konstitutionelle Staaten, keinem Zweifel 
unterliegen. Demgemäss qualifizirt sich juristisch das Stell- 
vertretungsverhältniss, in welchem das Oberhaupt beim Ab- 
schluss von Verträgen zu seinem Staate steht. 

Natürliche Stellvertretung kann weder in der Form der 
bevollmächtigten noch der unbevollmächtigten vorliegen : 
erstens nicht, da die Eigenschaft des Souveräns als völker- 
rechtlichen Organs des Staates einer ferneren Bevollmäch- 
tigung zur Stellvertretung desselben im Wege steht ; letzteres 
aus dem Grunde nicht, weil die Annahme einer publizistischen 
negotiorum gestio mit unserer Staatsauffassung nur verein- 
bar ist, wo Personen in nicht amtlicher Eigenschaft für den 
Staat gehandelt haben. 3) Wohl aber liegt, wenn innerhalb 



3) Seligmann a. a. O. 161 f: Es passt nicht in unsere rechtliche Auf- 
fassung vom Staate, dass wir uns die berufsm'assigen Handlungen der Organe 
als Handlungen von Privatpersonen denken. Wenn wir eine Kegel aufstellen 
würden, nach welcher der Monarch in zahlreichen Füllen negotiorum gestor 
sein, er mithin nur als Privatperson handeln könnte, so stände der Annahme 
nichts im Wege, dass der Herrscher auch, wenn er innerhalb seiner Vertretungs- 
befugnisse handelt, dies nicht als Glied des Gemeinwesens, sondern als Privat- 
person thut, dergestalt, dass gemäss der Repräsentationstheorie er (also nicht 
der Staat) der juristisch handelnde ist, nur dass die rechtlichen Wirkungen un- 
mittelbar für den Staat als das vertretene Rechissubjekt entstehen. Dann aber 
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ihrer Befugniss Organe einer juristischen Person für die- 
selbe Handlungen vollführen, »organische Stellvertretung« 
vor, welche sich dadurch von der natürlichen unterscheidet, 
dass nicht blos die Rechtswirkungen unmittelbar für das 
vertretene Subjekt eintreten, sondern dass die Handlungen 
selbst des vertretenden Organs direkt als solche der ver- 
tretenen juristischen Person anzusehen sind. *^ Daher müssen 
auch die Vertragserklärungen des Souveräns für seinen Staat, 
deren Ertheilung verfassungsmässig ja in seine ausschliess- 
liche Kompetenz fällt, unter allen Umständen als die Ver- 
tragserklärungen des Staates selbst gelten. 

Da aber die Ratifikationen, indem sie den Vertrags- 
willen des Staatsoberhauptes ausdrücken, nach dem Voran- 
gehenden den Staatswillen enthalten, muss den Ratifi- 
kationen auch heute die Bedeutung völker- 
rechtlicher Vertragserklärungen zukommen, 
bei deren Zusammentreffen (Austausch der Ratifi- 
kationen) der Staatenvertrag geschlossen ist. 

III. Dieses Resultat wird durch eine wichtige Be- 
obachtung aus der Praxis bekräftigt. Wenn nämlich die 
Regierung, was häufig vorkommt, einen Staatsvertrag erst 
nach seiner Ratifizirung der Kammer vorlegt und letztere 
ihn dann genehmigt, so wird ein solcher Vertrag stets als 
verbindlich und vollwirksam angesehen. Wie aber wäre 
dies möglich, wenn die Errichtung des Vertrages nicht be- 
reits durch die Ratifikation stattgefunden hätte, da die Zu- 



wUrde in der That der Herrscher, würden alle Beamten in ihren dienstlichen 
Verrichtungen nur als Privatpersonen handeln.< 

4) Kann doch die juristische Person überhaupt nur durch das Medium 
ihrer Organe einen Willen haben und RechtsverUnderungen in der Aussenwelt 
herbeifuhren. 
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Staatsrecht liegt die Souveränität beim Volke.^^ Und zwar 
bedeutet der Satz, dass die Gesammtheit der Aktivbürger 
die summa potestas im Staate bilde, fiir die helvetischen 
Demokratien keine Fiktion, weil alle ihre Behörden nur 
als — oft sehr eng bevollmächtigte — Geschäftsführer^^ 
des Volkes für diejenige staatliche Thätigkeit, welche 
letzteres nicht selbst ausüben will,^^ zu betrachten sind. 
Darum stimmt es mit der oben entwickelten Ansicht, dass 
auch heute die Staatsoberhäupter den Vertrag errichten, 
durchaus überein, wenn die Glarnerische Verfassung vom 
Jahre 1878 dem zur Landsgemeinde versammelten Volke 
das Recht des interkantonalen und internationalen Vertrags- 
abschlusses beilegt. '°^ Diejenigen Gemeinwesen aber, deren 
Grösse eine Behandlung der Staatsangelegenheiten durch 
das versammelte Volk zur Unmöglichkeit macht, haben 
die Ausübung einer Reihe wichtiger Herrscherrechte, 
darunter die Befugniss zum Abschluss von Staatsverträgen, 
republikanischem Grundsatze gemäss , einem aus direkter 
Volkswahl hervorgehenden vielköpfigen Rathe übertragen."^ 



7) Ausnahmslos enthalten alle 25 Verfassungen einen Satz des Inhalts, 
dass die Staatsgewalt oder die SouveränetUt auf der Gesammtheit des Volkes 
beruhe. Beispiel: Bernische Verfassung vom 31. Heumonat 1846, Artikel 2. 

8> Verfassung des Kantons Schaffhausen vom 24. März 1876, Artikel 2: 
^Die SouverUnit'at wird theils unmittelbar durch die AktivbUrger selbst, theils 
mittelbar durch die Behörden, Beamten und Angestellten ausgeübt.« 

9) lieber den grossen Umfang der vom Volke direkt ausgeübten Staats- 
thätigkeit vergl. zum Beispiel in der Zürcherischen Verfassung vom 18. April 
1869 namentlich die Artikel 13. 28. 29. 30. 32. 36. 37. 44. 51. 52. 60. 64. 

10) Verfassung § 39e. Der Abschluss von Vertragen von nur polizeilicher 
oder ökonomischer Natur fällt nach § 44h in die Kompetenz des dreifachen 
Landrathes. 

") Beispiele. Bemischc Verfassung von 1846, Artikel 27. I k: »Dem 
(irossen Rathe, als der höchsten Staatsbehörde, sind folgende Verrichtungen 
übertragen: die Abschliessung oder Genehmigung aller Staatsvertrage, insofern 
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Sofern dieser Kantonsrath, Grossrath, Landrath, Conseil 
General, Gran Consiglio als die höchste Landesbehörde 
aufgefasst ■ werden muss,"^ sind es hier — cum grano salis 
zu verstehen — die Staatsoberhäupter, deren Willens- 
erklärungen den völkerrechtlichen Vertrag zu Stande bringen. 
Das letztere System hat die schweizerische Bundes- 
verfassung vom 29. Mai 1874 '3) adoptirt, indem sie der 
obersten Gewalt des Landes, '♦^ der aus National- und 
Ständerath bestehenden Bundesversammlung Z^) jn Artikel 



sie nach der Bundesverfassung den einzelnen Kantonen zustehen.< Verfassung 
des Kantons Zug vom 14./22- Dezember 1873 und 15. Mai 1876, § 45, i: »Dem 
Kantonsrathe kommen folgende Befugnisse und Obliegenheiten zu: Die Ab- 
schliessung und Genehmigung aller Verträge mit andern Kantonen und aus- 
wärtigen Staaten unter Vorbehalt der Bundeskompetenz, sowie der Verträge 
über Salzlieferung.« Verfassung des Kantons Basel - Landschaft vom 6. März 
1863, § 48a. Verfassung des Kantons Sehaffhausen vom 24. März 1876, Artikel 
41, 2. Constitution de la Re'publique et Canton de Neufchatel du 21. nov. i8;8, 
Art. 39: »Le Grand- Conseil decretc et abroge les lois, . . . ratifie les traites et 
concordats . . .« 

12) Manche Verfassungen, zum Beispiel die Bernische, Artikel 27 erster 
Satz, bezeichnen ihn expressis verbis als höchste Staatsbehörde, während der 
Regierungsrath, Conseil d^l^tat, richtigerweise nur als die unter der Oberaufsicht 
des Grossen Rathes stehende Spitze der kantonalen Verwaltung anzusehen ist. 
(Vergl. zum Beispiel Artikel 37 der Zürcherischen Verfassung). Es braucht 
kaum gesagt zu werden, dass die erstrebte Scheidung der gesetzgebenden und 
der vollziehenden Gewalt auch von den schweizerischen Verfassungen nicht 
streng durchgeführt werden konnte. 

13) Welche übrigens in den Artikeln 7, 8 und 9 dem Vertragsschliessungs- 
recht der Kantone sehr enge Grenzen gezogen hat. 

14) Bundesverfassung Artikel 71, Artikel 84. 

15) Nicht etwa — wie schon angenommen wurde — dem Bundesrathe, 
den deutsche Publizisten (zum Beispiel Gareis a. a. O. Seite 46 Anmerkung 3) 
gern als das Staatsoberhaupt der Eidgenossenschaft konstruiren. Mit Recht sagt 
Blumer-Morel, Schweizerisches Bundesstaatsrecht III, 349: Der Bundesrath ist 
nur die oberste leitende und vollziehende Behörde und handelt, wenn er Rati- 
fikationsurkunden von Staatsverträgen unterzeichnet, nur im Auftrage der 
Bundesversammlung.« In der That sollte hievon schon der Wortlaut des 
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85 Ziffer 5 das Recht zuertheilt, Bündnisse und Verträge 
mit dem Ausland abzuschliessen. '^^ 

Ebenso bedeutet — weil nach hanseatischer Staatsauf- 
fassung die summa potestas weder bei der Regierung noch 
beim Volke allein, sondern im Zusammenwirken beider 
liegt — eine vom Senat unter Zustimmung der Bürgerschaft 
ausgesprochene Ratifikation die höchste staatliche Willens- 



Hundesbeschlusses, der Über die Annahme des Vertrages gefasst wird, genügen- 
des Zeugniss ablegen, welcher lautet: 

>Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft, nach Hinsicht einer Botschaft des Bundesrathes . . . 
beschliesst : 

1. Der am . . . zwischen der Schweiz und .... abgeschlossene 
Vertrag wird genehmigt. 

2. Der Bundesrath wird mit der Vollziehung dieses Bundes- 
beschlusses beauftragt.<'^ 

Während in der Praxis stets nur die Bundesversammlung StaatsvertrUge 
ratifizirt hat, war die Redaktion früher insofern besser, als sie die Stellung des 
Bundesrathes als blos^^en Leiters der Verhandlungen deutlicher hervortreten 
Hess. Beispiele bei Blumer-Morel a. a. O. III. 350. — Wenn beispielsweise am 
9. Dezember 1891 der schweizerische Bundesrath seine Unterhändler in Wien 
ermUchtigt, die neuen Handelsverträge zu unterzeichnen, so liegt juristisch doch 
noch keine Vertragserkl'arung vor, bis das Vertragsschliessende Organ der Eid- 
genossenschaft, die Bundesversammlung, ihre Ratifikation ausgesprochen hat. 

>6) Zur Zeit der alten Eidgenossenschaft, der Mediationsakte, des Bundes- 
vertrages von 181 5 bis zur Bundesverfassung vom Jahre 1848 war das Organ 
des völkerrechtlichen Vertragsabschlusses — soweit dieser der Eidgenossenschaft 
als Gesammtheit übertragen war — die Tagsatzung. EigenthUmlicherweise 
wurden aber die geschlossenen Vertrage nur für diejenigen Kantone verbindlich, 
welche ihren Beitritt zu denselben erklärten; später genügte eine bestimmte An- 
zahl solcher Beitrittserklärungen, damit der Vertrag die ganze Eidgenossenschaft 
verpflichtete (vergl. zum Beispiel Blumer-Morel a. a. O. I. 196 Anmerkung). 
Schon damals Hessen die Ratifikationsurkunden nicht immer deutlich erkennen, 
welches das zum Vertragsabschluss legitimirte Organ sei; Beispiel vom Jahre 
1839: »Nous Bourgmestres et Conseil d'Etat du Canton de Zürich, Directoire 
actuel de la Gonfe'de'ration suisse, savoir faisons par les presentes: Que la Con- 
vention est accepte'e, approuvee et ratifiee dans tout son contenu par 

la Gonfe'de'ration suisse . . . En foi de quoi les pre'sentes ont e'te signees par le 
Bourgmestre en Charge, President de la Diete suisse et du Directoire föderal, 
contresignees par le Ghancelier et munies du sceau de la Gonfederation suisse 
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erklärung, *^^ gerichtet auf Eingehung eines völkerrechtlichen 
Vertrages. 

B. Nur die Wirksamkeit völkerrechtlicherVer- 
träge kann vom Erforderniss irgend welcher 
ver fassungs massigen Zustimmung, alsvon einer 
divers gestalteten — mehrere Systeme in 
Europa — condicio juris suspensiva, abhängig 

sein. 

§ 20. 

I. Wenn sich in der grossen Mehrzahl der Verfassungen 
eine dahin lautende Bestimmung findet, es habe das Staats- 
oberhaupt bei Eingehung gewisser völkerrechtlicher Ver- 
träge die Zustimmung eines anderen Staatsorgans, zum 
Beispiel der Kammer, einzuholen, so machte schon Gorius '^ 
mit Recht darauf aufmerksam, dass die übereinstimmende 
Absicht aller Subjekte der Staatengemeinschaft zur Bildung 
einer völkerrechtlichen Gewohnheit geführt hat, kraft deren 
sich der Vertragswille nur bei Erfüllung jener verfassungs- 
mässigen Bedingung zu verwirklichen vermag. ''^ 



li Zürich le cinq Avril mil huit cent trente neuf. Snell, Handbuch des schweize- 
rischen Staatsrechtes, Zweiter Nachtrag zum ersten Band, Zürich 1844 pag. 100; 
andere Beispiele ebendaselbst. 

17) In Betracht kommen Verfassiuig von Lübeck vom 5. April 1875, 
Art. 18, Art. 50; Verfassung von Bremen vom 17. November 1875, § 56, § 58; 
Verfassung von Hamburg vom 13. Oktober 1879, Art. 22, Art. 6t, Artikel 62. 
— Es wiire also, wollte der Senat allein einen Vertrag eingehen, überhaupt 
keine staatliche WiUenserklUrung vorhanden. 

») Vergl. Seite 76. 

2) Es genügt nicht, wenn die meisten Publizisten sagen, > jeder Staat 
bestimmt in seiner Verfassung die Legitimation seines Vertreters< ; gerade auf 
den Nachweis des Völkerrechtssatzes, der den einzelnen Vülkerrechtssubjekten 
dies gestattet, kommt es an. 
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Hieraus geht in erster Linie hervor, dass bei Nichter- 
füllung des verfassungsmässigen Erfordernisses es sich nicht 
nur um „staatsrechtliche Unvollziehbarkeit'' des Ueberein- 
kommens handeln kann — die Unterscheidung von völker- 
rechtlicher und staatsrechtlicher Gültigkeit eines Vertrages 
musste schon anlässlich der Besprechung der Gneist- 
Laband'schen Theorie (§ 1 5) verworfen werden — sondern 
dass bei Nichtbeachtung des völkerrechtlichen Satzes der 
Vertrag an einem völkerrechtlichen Mangel leiden muss. 

Derselbe vermag aber, weil sich in jedem Rechtsge- 
schäft eine formelle und eine materielle Seite unterscheiden 
lassen — die zwar nie eine ohne die andere vorhanden, 
wohl aber unter Umständen nicht beide in gleichem Maasse 
zur Wirkung gelangt sein können 3> — entweder der Form 
oder dem Inhalt des Vertrages anzuhaften. Da die erstere 
Möglichkeit indessen durch den im vorigen Paragraphen 
dahin angetretenen Beweis, dass der Austausch der Ratifi- 
kationen in jedem Falle den Vertrag seinem äusseren Be- 
stände nach errichte, ausgeschlossen ist, bleibt nur die An- 
nahme übrig, es sei die materielle Seite, das heisst die 
inhaltliche W i r k s a m k e i t eines Staatenvertrages kraft 
jenes im ersten Absatz dargelegten Völkerrechtssatzes bis 
zur Erfüllung der in den Verfassungen genannten Erforder- 
nisse gehemmt. Diese Auffassung entspricht vorzüglich 
dem Sinn der Konstitutionen; denn wie würde deren Ab- 
sicht, dass Staat und Volk in gewissen Fällen nur unter 
Genehmigung der Kammern verpflichtet werden sollen, 
besser erreicht, als wenn über jene Angelegenheiten ohne 
Zustimmung der Volksvertretung abgeschlossene Verträge 
unwirksam sind? 

3) Näheres Seligmann a. a. O. 168 tt. 
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II. Es handelt sich darum festzustellen, in welcher 
Weise die materielle Wirksamkeit eines Staatenvertrages 
durch die parlamentarische Genehmigung in Abhängigkeit 
gesetzt ist. 

Von den drei Eventualitäten , im Erforderniss der 
Kammerzustimmung einen dies, einen modus oder eine 
condicio der Vertragswirksamkeit zu erblicken, treffen die 
beiden ersteren nicht, die dritte aber nur mit der Maass- 
gabe zu, dass die Bedingung nicht als willkürlich von den 
Parteien dem Rechtsgeschäft hinzugefügt,*^ condicio facti, 
sondern als eine von der Rechtsordnung für die Wirksam- 
keit des Vertrages aufgestellte Voraussetzung, als condi- 
cio juris aufgefasst wird. Diese Rechtsbedingung kann 
niemals resolutiven Charakter tragen, weil es widersinnig 
wäre, wenn der Staat durch ein Organ sich als wirksam 
verpflichtet erklärend, nachher durch ein anderes Organ 
seinen Willen, nicht verpflichtet zu sein, auszudrücken ver- 
möchte ; das nämliche Ding zugleich wollen und nicht 
wollen ist unmöglich: deshalb muss die Vertragswirksam- 
keit als aufgeschoben bis zur erhaltenen parlamentarischen 
Zustimmung, diese letztere somit als condicio juris suspen- 
si va gelten. 5^ 

III. Nun darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass 
der einzelne Staat Bestimmungen blos über die Legitimation 
seines Repräsentanten aufzustellen vermag, dass auf letztere 
allein sich die verfassungsmässigen Beschränkungen beziehen 
können. Die in einem bestimmten Staate erforderte par- 



4) Die Absicht der l^arteien ist im Gegentheil auf Wirksamkeit des Ver- 
trages gerichtet; sonst würden sie letzteren überhaupt nicht abschliessen. 

5) Vergl. das in § 15 schon gegen Gneist-Laband und in § 18 über 
Suspensiv- und Resolutivbedingung bemerkte. 
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lamentarische Zustimmung ist daher condicio juris suspensiva 
nur für die Wirksamkeit der eigenen Vertrags- 
erklärung/^ nicht des ganzen Vertrages. Der praktische 
Werth dieser Erkenntniss besteht darin, dass ein Vertrag 
nicht als wirksam für den einen Staat angesehen werden 
kann, wenn nur sein Oberhaupt, nicht auch dasjenige des 
anderen Staates die ihm verfassungsmässig nothwendige Zu- 
stimmung erlangt hat. So wird bei Verträgen unter mehr wie 
zwei Staaten angenommen werden müssen, dass erst dann 
ein wirksames Uebereinkommen vorliegt, wann die zuletzt 
um ihre Meinung befragte Volksvertretung ihre Genehmi- 
gung ertheilt hat, weil bei jedem jener paktirenden Staaten 
die Absicht präsumirt werden kann, nur dann gebunden zu 
sein, falls auch alle Mitkontrahenten es sind. 

IV. Wenn jetzt feststeht, dass die parlamentarische Zu- 
stimmung, wo solche nöthig, je eine condicio juris suspen- 
siva für die Wirksamkeit der einzelnen Vertragserklärungen 
bildet, aus deren Summe erst ein Schluss auf die völker- 



6) Seligmann a. a. O. i8o ti'., der annimmt, dass die parlamentarische 
Zustimmung condicio juris der Wirksamkeit nur für einen Theil der eigenen 
VertragserklUrung, n'amlich für die übernommenen PHichten bilde, wird zur 
Annahme geführt, dass in zwei kontrahirenden Staaten je ein verschiedenes 
Stück des Vertrages die Genehmigung erhalten müsse; beispielsweis seien bei 
einem zwischen Preussen und Belgien abgeschlossenen Uebereinkommen in 
Preussen die von ihm übernommenen PHichten, nicht aber die erworbenen 
Rechte zustimmungsbedürftig; wahrend sich in Belgien gerade auf die letzteren, 
als auf belgische Pflichten, die Abstimmung erstrecke, während die ersteren, 
die für Belgien Berechtigungen bedeuten, davon nicht betrofl'en würden. 
Gegen diese Trennung muss — davon abgesehen, dass sich ein abstimmendes 
Parlament ihrer wohl kaum bewusst ist — zunächst eingewandt werden, dass 
eine Kammer sich in ihrem Votum gerade von der Totalität der Bestimmungen 
leiten, und die eingeräumten Berechtigungen häufig als Motiv auf sich wirken 
lässt; ferner aber kann darüber kein Zweifel bestehen, dass der Staat A nur 
dann die Absicht hat, seinerseits Pflichten zu übernehmen, wenn auch sein 
Mitkontrahent B nicht ausschliesslich den ihm günstigen Theil des Vertrages 
(die auf Uebernahme von Pflichten gerichtete Offerte von A) acceptiren will. 
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rechtliche Wirksamkeit des ganzen Vertrages gezogen werden 
darf, so lässt sich über den Charakter der Rechtsbedingung 
näheres erfahren, sobald wir die von den Staaten mittels 
Ratifikation abgegebenen Vertragserklärungen, deren for- 
meller Bestand nicht Gegenstand des Zweifels sein kann,7> 
einer Prüfung in Hinsicht auf ihre materielle Wirksamkeit 
unterwerfen. Es bestehen rücksichtlich letzterer folgende 
Möglichkeiten. 

a. Volle Wirksamkeit der Vertragserklärung. 

Selbstverständlich trifft dies in absolut regierten 
Ländern — kommen Russland, Türkei, China, Persien und 
neuerdings Siam, Korea in Betracht — bei allen Namens 
seines Staates vom Herrscher abgegebenen völkerrechtlichen 
Kundgebungen zu, weil seiner Legitimation zum Abschluss 
und zur Ausführung von Verträgen keine Schranke gezogen 
ist. In konstitutionellen Staaten ferner, wenn das Staats- 
oberhaupt die verfassungsmässig erforderte Zustimmung be- 
reits erhalten, ^^ oder deshalb nicht nachzusuchen braucht, 
weil seine Vertragserklärung die ihm vom Gesetz gezogene 
Verordnungskompetenz ^^ nicht überschreitet. Endlich da^ 
wo, wie in der schweizerischen Eidgenossenschaft, das ver- 



7) Vergl. § 19. 

8) Wenn die Kammer der genehmigungsbedürftigen Vertragserklärung 
ihre Zustimmung ertheilt hat, und dadurch — die Wirksamkeit der gegnerischen 
Erklärung ebenfalls vorausgesetzt — ein völkerrechtlich wirksamer Vertrag zu 
Stande gekommen ist, kann es ihr nicht zustehen, durch Nichtgenehmigung 
eventuell nöthiger Ausführungsbestimmungen der völkerrechtlichen Verpflich- 
tung des Staates entgegen zu handeln. 

9) Welche nicht identisch ist mit dem Umfang von Materien, für deren 
vertragliche Regelung die Verfassungen das Erforderniss der Kammerbewilligung 
nicht aufstellen (zum Beispiel in Preussen diejenigen VertrUge, die nicht unter 
Satz 2 Art, 48 der Verfassung fallen), lieber letztere vergl. unten c, An- 
merkung 16. 
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tragschliessende Organ — hier die Bundesversammlung''*^ 
— zugleich formell und materiell "^ unbedingt"^ legi- 
timirt ist. 

b. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen 
Mangels ihrer verfassungsmässigen Genehmigung. 

Diesen Fall bezeichnen jene in den kontinentalen Staats- 
grundgesetzen verbreiteten Bestimmungen, welche, wie Satz 2 
von Artikel 68 der belgischen Verfassung, Zustimmung der 
Kammern zu gewissen Arten von Verträgen erfordern , *3> 
sei es, weil die Konstitution für ganze Klassen internationaler 
Uebereinkommen dem Staatsoberhaupt die materielle Legi- 
timation entzogen hat, sei es, weil der Vertrag Materien 
betrifft, deren Regelung nur im Wege der Gesetzgebung 
erfolgen kann. '*^ Hier ist für die Wirksamkeit der einzelnen 
Vertragserklärung condicio juris die parlamen- 
tarische Genehmigung des Vertrages in seiner 
Totalität. 



lo) Vergl. Seite 88 f. 

") Bundesverfassung Art. 85, Ziff. 5. 

12) Eine Ausnahme unter c. v^eite 96 Anmerk. 17. 

«3) Beispiele: Deutsche Reichsfassung, Art. 11, Satz 3. Preussischc Ver- 
fassung, Art. 48, Satz 2. Oesterreichisches Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 
1867, Art. VI. Satz 2; Oesterreichisches Gesetz über die Reichsvertretung vom 
11, Dezember 1867, § 11 lit. a. Italienische Konstitution vom 4. Mürz 1848, 
Art 5, Satz 3. Französische Loi constitutione lle sur les rapports des pouvoirs 
publics vom 16. Juli 1875, Art. 8, Satz 3. Griechische Verfassung vom 16. No- 
vember 1867, Art. 32, Satz 2. 

14) Auch ein Beispiel für die erste Eventualität bietet Art. 30, Zift'. 1, für 
die zweite EventualitUt Art. 30, Ziff. i und Zift*. 2 (vergl. Art 31, Zift". 5) der 
ZUricherischen Verfassung vom 18. April 1869, >velche das Erforderniss der 
Volksabstimmung über gewisse Akte des Kantonrathes (Obligatorisches Refe- 
rendum) aufstelh. 
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c. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen 
mangelnder verfassungsmässiger Genehmigung der zur Aus- 
führung des V^ertrages dienenden Gesetze. 

Hierunter sind jene Fälle zusammengefasst, in denen 
der Vertrag selbst der Genehmigung nicht bedarf — sonst 
liegt Eventualität b oder a Satz 2 (vergl. auch Anmerk. 8) 
vor — wo aber seine Realisirung Akte der legislativen 
Gewalt entweder in Form von Vertragsausführungs- 
bestimmungen oder von Aenderungen des bestehenden 
Rechtes (ein neuer Handelsvertrag trifft zum Beispiel Be- 
stimmungen, welche mit dem bisherigen gesetzlichen Zoll- 
tarif unvereinbar sind) nothwendig macht. Kann jedenfalls 
der erste dieser zwei Fälle schon in den Ländern des so- 
genannten belgischen Systems 's) praktisch werden, '^^ '^^ so 



15) Darunter werden diejenigen Llinder vei-standen, welche, wie die in 
Anmerkung i.^ zitirten, hinsichtlich der völkerrechtlichen Vertragschliessung 
ihre Konstitution wesentlich der Verfassung von Belgien, im Gegensatz zu 
England, nachgebildet hahen. Dass dieser Gegensatz weder durchgreifend noch 
erschöpfend, noch in der Weise, wie Gneist (vergl. § 15) es thut, zu fassen ist, 
wird aus den oben stehenden Erörterungen hervorgehen. 

16) Man denke zum Beispiel daran, dass der deutsche Kaiser im Namen 
des Reiches einen Vertrag abgeschlossen hat, welcher sich nicht auf Gegen- 
stände bezieht, die im Wege der Gesetzgebung geregelt werden müssen (Ver- 
fasser ist in der Kontroverse über den unklaren Absatz 3 des Artikels 11 der 
Reichsverfassung der Ansicht, welche er hier nicht nUher begründen kann, dass 
isrstens das Vorhandensein der Worte »nach Artikel 4^' ein redaktioneller 
Fehler, zweitens der Bundesrath nicht Kontrahent, sondern dem Reichstag 
gleichgestellt, weshalb deren >Zustimmung<' und »Genehmigung« gleichwerthig, 
drittens das Wort < Reichsgesetzgebung v im Sinne von nicht im Verordnungs- 
wege erfolgender Gesetzgebung durch das Reich zu fassen sei) welcher Ver 
trag aber in seiner Ausführung finanzielle Opfer vom Reiche fordert. 

'7) Einen eigenartigen Fall, da die Ausführung des Vertrages unter Um- 
standen die Mitwirkung eines ferneren Staatsorganes nöthig macht, bezeichnet 
Artikel 89 der schweizerischen Bundesverfassung durch Anordnung des fakul- 
tativen Referendums für Bundesgesetze und nicht dringliche allgemein verbind- 
liche Bundesbeschlüsse. 
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bildet für beide England das typische Beispiel, wo das 
Parlament den von der Krone abgeschlossenen Verträgen 
niemals zuzustimmen/^^ sondern erst bei der Ausführung 
derselben seine Thätigkeit zu entfalten hat.'^^ Der Gedanke 
an englische Einflüsse liegt nahe, wenn sich in Braun- 
schweig^^ und Hannover^'^ ebenfalls dieses von dem kon- 
tinentalen wesentlich abweichende System nachweisen lasst. 
Durch Artikel II Sekt. 2 § 2 der Nordamerikanischen Ver- 
fassung ist auch in den Vereinigten Staaten die gleiche 
Praxis eingeführt;"^ Verträge werden von der treaty 
making power ^3) ohne jede Mitwirkung des Kongresses ab- 



18) Todd, a. a. O. 542. 

19) In dieser Einrichtung liegt nur scheinbar ein Grund beständiger Kon- 
Hiktc zwischen Regierung und Parlament; weil bei der vollkommenen Ab- 
hUngigkeil der englischen Minister von der Majorität des Unterhauses, welche 
heute, wenn auch de jure nur schüchtern, so doch de facto vollkommen an- 
erkannt, ist, sich die Räthe der Krone, bevor sie wichtige Verträge eingehen, 
über die Genehmigung von deren Ausführungsbestimmungen wohl Rechen- 
schaft ablegen müssen. 

ao) Neue Landschaftsordnung für das Hcrzogihum ßraunschweig vom 
12. Oktober 1832 § 7: »Der Landesfürst vertritt den Staat in allen seinen Ver- 
hUltnissen zu anderen Staaten. Er ordnet die Gesandtschaften und Missionen 
an, schliesst Staatsverträge und erwirbt dadurch Rechte für das Herzogthum, 
sowie er dasselbe zur Erfüllung der vertragsmässigen Verbindlichkeiten ver- 
pflichtet.*^ § 8. »Die Ständeversammlung wird, sobald es die Umstände zu- 
lassen, von solchen Verträgen in Kenntniss gesetzt Die zur Ausführung der- 
selben erforderlichen Mittel bedürfen der ständischen Bewilligung, und sollen 
in deren Folge neue Landesgesetze erlassen oder die bestehenden aufgehoben 
oder abgeändert werden, so ist hierzu die verfassungsm'jssige ständische Mit- 
wirkung erforderlich.^^ 

21) Ueber mehrere Staatsgrundgesetze des Königreichs Hannover verfjl. 
E. Meier a. a. O. 106 und 107, in welcher Anmerkung sich noch weitere Bei- 
spiele zu diesem Systeme angeführt finden. 

22) Constitution of the United States Art. II Sekt. 2 § 2: »The President 
shall have power, by and with the ad vice and consent of the Senate, to mako 
treatics, piovided, two thirds of the Senators prescnt concour.< 

23) Die Mitwirkung des Senates ist gevvissermasscn eine auctoritatisinterpositio 
zu Vertragsabschlüssen des Präsidenten, welchem allein die Initiative zukommt. 

Wegmann, Ratifikation. 7 
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geschlossen, ja selbst seine Kompetenz, die nöthig werden- 
den Ausführungsgesetze frei zu genehmigen oder zu ver- 
werfen, wurde von Washington — freilich mit Unrecht — 
in Abrede zu stellen gesucht.^-»^ In allen diesen unter c 
zusammengefassten Fällen ist nun eine Vertragserklärung, 
bis die ihre Ausführung ermöglichenden Gesetze erlassen 
sind, in ihrer Wirksamkeit gehemmt,''^) ein todter Buch- 
stabe. Für die Wirksamkeit der einzelnen Vertrags- 
erklärung ist deshalb hier condicio juris die ver- 
fassungsmässige Zustimmung zu den genehmi- 
gungsbedürftigen Ausführungsbestimmungen 
(im weitesten Sinn). 

d. Gehemmte Wirksamkeit der Vertragserklärung wegen 
nicht eingeholter verfassungsmässiger Genehmigung vor 

Abgabe derselb en. 

Wenn sich auch Gründe dafür anführen Hessen, dass 

es die Absicht derjenigen Länder war, welche an den 

Souverän das Erforderniss der Einholung einer bestimmten 

verfassungsmässigen Zustimmung vor Ertheilung seiner Ver- 



24) Auf diese Kontroverse des nordamerikanischen Bundesstaatsrechtes, 
welche unsere Frage, ob sich die Mitwirkung des Kongresses auf die Verträge 
als solche oder nur auf deren Ausführungsbesiimmungen bezieht, nicht betritlt, 
kann hier natürlich nicht eingegangen werden. Was ihre Geschichte anlangt, 
genügt die Bemerkung, da<s Washingtons Standpunkt, auch von namhaften 
Gelehrten — z. B. Kent Commentaries on American Law, 6. Aufl., New-York 
184S, I 165 f uni 28 6 — eingenommen, in seiner Botschaft vom 30. März 1796 
ausgedrückt wird, deren Ge-icnstück eine" hochwichtige aus Anlass jener Bot- 
schaft vom J^eprasentantenhaus gefasste Resolution bildet. 

25) Und zwar wiederum nicht nur der genehmigungsbedürftige Theil, 
sondern die ganze Vertragscrklürung, weil anzun.'hmen ist, dnss der Gegen - 
koiirahent das Uobereinkommen nu" will, wenn alle, namentlich jene meist 
wichtigsten, genehmigungsbedürftigen Bestimmungen Wirksamkeit erlangen. 



im konsiitulioncllen v^taat. no 

tragserklärung stellen,'^'^ dem Vertrage bei Ausseracht- 
lassung dieser Vorschrift jegliche Möglichkeit späteren 
Wirksamwerdens zu nehmen, und auf diese Weise sich am 
entschiedensten gegen Missbrauch des Vertragsschliessungs- 
rechtes zu wahren, glaubt diese Abhandlung dennoch eine 
solche Verfassungsauslegung, welche die zweifellos dem 
Staatsoberhaupt zukommende formelle Legitimation zum 
Vertragsabschluss ^^^ illusorisch zu machen vermöchte, nicht 
acceptiren zu dürfen. Vielmehr liegt jedesmal, wie an so 
vielen anderen Stellen des jus publicum, wo eine solche 
Verfassungsbestimmung sich findet, eine lex imperfecta vor; 
in dem Sinne, dass der die Verfassung ignorirende Souve- 
rän sich wohl einer Rechtsverletzung schuldig macht, der Ver- 
trag aber nicht allein von Anfang an formell existent ist, 
sondern auch materielle Wirksamkeit erlangt, sobald der ihm 
anhaftende Mangel nachträglich gehoben wird. Es löst sich so- 
mit dieser Fall in die unter b und c behandelten Möglich- 
keiten crehemmter Wirksamkeit einer Vcrtraorserkläruncr auf.^^^ 



~^, Portugal, Verfassung vom 29. April 1826, An. 7> § 8 Satz 2: ;>Si les 
traitcs conclus en temps de paix impliquent cession ou echange du tcrritoirc 
du royaume ou des possessions sur lesquelles le royaume a droit, ils ne seront 
pas ratities avant d'avoir ete approuve's par les Cortes ge'ncrales.- Additional- 
artikel vom 5. Juli 1852 Art. 10: »Tout traite, concordat et comention que le 
gouvernemcnt passera avec quelque puissance etrangerc sera, avant ratification, 
soumis ä Tapprobation des Corte's en se'ance secrete. (Dareste II 32 \\ 50.) Wie 
der porlugisische Verfassungsparagraph lautete Art. 102 § 8 v'^atz 2 der Ver- 
fassung des Kaiserreiches Brasilien vom 24. März 1824. Spanische Verfassung 
vom 30. Juni 1876, Artikel S5, Punkt 4. Holländische Verfassung vom u. Oktober 
184S, Artikel 57, Satz 3. Schwedische Verfassung vom 6. Juni 1809, Art. 12. 
Von deutschen Verfassungen: Revidirtes Staatsgrundgesetz des Fürstenthums 
Keuss j. L. vom 14. April 1853, § 70. 

^7) § 19. 

28) In der That ist auch dieser Gruppe von Konstitutionen Genüge ge- 
leistet, wenn der ratitizirte Vertrag bis zu seiner, beziehungsweise der Ge- 
nehmigung seiner Ausfuhrungsbestimmungen durch das verfassungsmässig be- 
rufene Organ völkerrechtlich unwirksam bleibt. 



lOo V- E^ic Modifikationen der Ratifikationslehre etc. 

V. Ein Vertrag bemisst sich nach dem juristischen 
Werthe aller einzelnen Vertragserklärungen. Sind mehrere 
derselben bedingt, so hängt das durch sie zu errichtende 
Rechtsgeschäft von der Erfüllung aller jener Bedingungen 
ab. Da nun das konstitutionelle Erforderniss der Zustimmung 
gewisser Organe des Staates zu bestimmten Vertragser- 
klärungen ihrer Souveräne nicht den formellen Bestand, 
sondern die Wirksamkeit der letzteren bedingt, bedeutet der 
Austausch der Ratifikationen der Staatsober- 
häupter noch heute den gültigen Abschluss 
eines völkerrechtlichen Vertrages, dessen 
Wirksamwerden freilich von der Erfüllung 
aller den einzelnen Vertragserklärungen an- 
haftenden — entweder in der Genehmigung 
des Vertrages selbst oder in der Genehmigung 
seiner Aus führungsbestimmungen bestehenden 
— condiciones juris abhängig ist. 
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